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Bundesgesetz über die Familienzulagen, Änderung  
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Sehr geehrter Herr Bundespräsident

Mit Schreiben vom 22. November 2017 haben Sie uns eingeladen, uns zur Änderung des 
Bundesgesetzes über die Familienzulagen (FamZG; SR 836.2) vernehmen zu lassen. Wir 
danken für die Gelegenheit zur Stellungnahme und äussern uns wie folgt:

Wir unterstützen die vorgesehene Änderung, wonach neu auch arbeitslose Mütter, die eine 
Mutterschaftsentschädigung beziehen, Anspruch auf Familienzulagen haben sollen. Da-
durch wird sichergestellt, dass für jedes Kind eine Familienzulage ausgerichtet werden kann. 
Die mit der Umsetzung dieser Änderung verbundene finanzielle Mehrbelastung ist vertret-
bar. Nichts einzuwenden ist ausserdem dagegen, dass eine Gesetzesgrundlage für Finanz-
hilfen an Familienorganisationen geschaffen werden soll. Ebenfalls zu unterstützen ist die 
vorgesehene Änderung, die Ausbildungszulagen ab Beginn der nachobligatorischen Aus-
bildung zu gewähren. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Bundespräsident, 
die Versicherung unserer ausgezeichneten Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates 
 
Der Präsident:	 Die Staatsschreiberin:

Markus Kägi	 Dr. Kathrin Arioli

Eidgenössisches Departement des Innern
Bundesamt für Sozialversicherungen
Geschäftsfeld Familie, Generationen  
und Gesellschaft
Bereich Familienfragen
Effingerstrasse 20
3003 Bern
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Vernehmlassung  des  Bundes: Änderung  des  Bundesgesetzes über  die  Familienzulagen 
(Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn, Familienzulagen für arbeitslose alleinste-
hende Mütter und Finanzhilfen  an  Familienorganisationen). 
Stellungnahme  des  Kantons Bern 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom  22.  November  2017  hat uns das Eidgenössische Departement  des  Innern  
EDI  die  Vernehmlassung zur Änderung  des  Bundesgesetzes über  die  Familienzulagen (Aus-
bildungszulagen ab Ausbildungsbeginn, Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter 
und Finanzhilfen  an  Familienorganisationen) unterbreitet.  Der  Regierungsrat  des  Kantons 
Bern dankt Ihnen für  die  Gelegenheit, zur Vorlage Stellung nehmen zu können. 

Grundsätzliches  

Die  gesamtschweizerischen  Standards  für  die  Ausrichtung  von  Familienzulagen gemäss Bun-
desgesetz über  die  Familienzulagen (FannZG) sollen  in  drei Bereichen geändert werden.  

a Die  Ausbildungszulagen, welche heute ab dem  16.  Geburtstag ausgerichtet werden kön-
nen, sollen neu ab Beginn  der  nachobligatorischen Ausbildung, frühestens ab dem  
15.  Geburtstag, ausgerichtet werden können. 
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b  Während  des  Bezugs  von  Mutterschaftsentschädigung nach EOG soll alleinstehenden 
arbeitslosen Müttern Familienzulagen für Nichterwerbstätige gewährt werden (Lücken-
schluss).  

Es  soll eine gesetzliche Grundlage für  die  Gewährung  von  Finanzhilfen  an  Familienorga-
nisationen geschaffen werden.  

Die  Änderungen unter Bst.  a  und  b  führen grundsätzlich zu (geringfügigen) Leistungsauswei-
tungen im Sozialversicherungsbereich. Während  die  Schaffung  der  gesetzlichen Grundlage 
für  die  Gewährung  von  Finanzhilfen keine sozialversicherungsrechtliche Relevanz aufweist 
und lediglich  die  notwendige, bisher aber fehlende gesetzliche Grundlage für Subventionen  an  
Familienorganisationen begründet.  

2 	Ausbildungszulagen ab Beginn  der  nachobligatorischen Ausbildung  

2.1.1 	Antrag  

Der  Regierungsrat beantragt, dass  die  Ausbildungszulagen ab Beginn  der  nachobligatori-
schen Ausbildung ausgerichtet werden. Auf  die  Festlegung einer unteren Alterslimite ist zu 
verzichten.  

2.1.2 	Begründung  

Der  Regierungsrat erachtet  es  als sinnvoll, dass  ab  dem tatsächlichen Ausbildungsbeginn 
Ausbildungszulagen ausbezahlt werden.  Die  Ausbildungszulagen unterscheiden sich  von den  
Kinderzulagen durch ihre Höhe.  Die  Ausbildungszulagen sind deshalb höher, weil  die  Eltern 
nach  der  obligatorischen Schulzeit für  die  Kosten  von  Schulbüchern, Material  etc.  aufkommen 
müssen, was während  der  obligatorischen Schulzeit nicht  der  Fall ist  und  verfassungsrechtlich 
auch nicht zulässig wäre (vgl. erläuternder Bericht  des  BSV,  S. 5, 3.  Abschnitt). Daraus folgt 
konsequenterweise, dass sich  der  Beginn  der  Ausrichtung  der  Ausbildungszulagen nach dem 
Beginn  der  Ausbildung oder weiterführenden Schule richten soll,  und  zwar unabhängig vom  
Alter des  Kindes.  Es  ist nicht nachvollziehbar, dass das BSV eine Untergrenze aus Gründen  
der  Gleichbehandlung fordert (vgl. erläuternder Bericht,  S. 10, ca. in der  Mitte).  Die  Gleichbe-
handlung muss sich nach dem Sachgrund, d.h.  der  Ausbildung, ausrichten. Nur dann werden 
alle Jugendlichen  in  Ausbildung gleich behandelt. Nicht das  Alter  ist  der  Grund für  die  höhere 
Zulage, sondern  die  Ausbildung. 

Das BSV rechnet vor, dass nur  1  Prozent  der  Kinder eine Klasse überspringt und bezieht sich 
dabei auf eine Langzeitstudie  an 2000  Schülern im Kanton Zürich (erläuternder Bericht,  S. 10  
unten).  Es  handelt sich somit um eine hinsichtlich Validität heikle und damit schwer generali-
sierbare Aussage. Dennoch würde dieses eine Prozent für  den  Kanton Bern bedeuten, dass 
immerhin rund  1150  Kinder und Jugendliche betroffen sind. Im Zuge  der  grösseren System-
durchlässigkeit unter Harmos dürfte diese Zahl zudem eher steigen denn sinken. Zudem sind 
Kinder,  die  früher eingeschult werden,  in der  Statistik ebenfalls nicht erfasst. Sie werden (auch 
ohne Überspringen  von  Klassen) bei Beginn einer Ausbildung oder einer weiterführenden 
Schule jünger sein. 

Sowohl familien- als auch sozialpolitisch stellen  die  Ausbildungszulagen ein wichtiges  Instru-
ment  gegen  die  Armutsbekämpfung dar. Umgekehrt tragen sie dazu bei, dass auch Kinder 
aus armutsbetroffenen Familien eine Ausbildung absolvieren oder eine weiterführende Schule 
besuchen können. Über das Familienzulagengesetz kann diese Erweiterung  der  Anspruchs- 
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berechtigung organisatorisch  fast  ohne Mehraufwand realisiert werden.  Die  zusätzlichen Kos-
ten sind für  die  Arbeitgeber, welche  die  Zulagen finanzieren, bescheiden.  

Die  vom BSV vorgeschlagene Gesetzesänderung hat zur Folge, dass  die  Familienausgleichs-
kassen mehr Ausbildungszulagen ausrichten müssen.  Dies  führt für  den  Kanton Bern zu 
Mehrkosten bei  den  Arbeitgeberbeiträgen  an die  Familienausgleichskasse.  Die  dadurch anfal-
lenden Mehrkosten  von  schätzungsweise jährlich unter  100000  Franken nimmt er aus  den  
oben aufgeführten Gründen  in  Kauf. Werden  die  Ausbildungszulagen ab Beginn  der  nachobli-
gatorischen Ausbildung ausgerichtet, dürfte  dies  für  die  öffentliche Hand bei Gegenrechnung  
von  Einsparungen bei  der  sozialen Sicherheit  in  etwa ein Nullsummenspiel oder gar ein leich-
ter Vorteil resultieren.  

3 	Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter  

3.1.1 	Antrag  

Der  Regierungsrat stimmt  der  Änderung zu.  

3.1.2 	Begründung  

Der  Regierungsrat begrüsst  die  Neuregelung, weil damit  die  bestehende Anspruchslücke im 
Familienzulagensystem geschlossen werden kann. Wenn damit im Einzelfall eine Notlage 
abgewendet wird, hat  dies positive  Folgen für  die  Sozialhilfe (Entlastung Sozialhilfekosten).  
Die  vom Bund erwarteten Mehrkosten für  die  Kantone  von max. 100'000  Franken (verteilt auf  
26  Kantone) für Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter erachtet  der  Regie-
rungsrat als vertretbar. 

Mit  der  neuen Regelung werden mehr Familienzulagen  an  Nichterwerbstätige gewährt.  Die  
Familienzulagen für Nichterwerbstätige werden im Kanton Bern ausschliesslich vom Kanton 
finanziert.  Der  Regierungsrat geht davon aus, dass  die  aufgrund  der  Neuregelung anfallenden 
Mehrkosten  marginal  sein werden.  

4 	Finanzhilfen  an  Familienorganisationen  

4.1.1 	Antrag  

Der  Regierungsrat stimmt  der  Änderung zu.  

4.1.2 	Begründung  

Die  Schaffung  der  notwendigen, bisher aber fehlenden gesetzlichen Grundlage für Subventio-
nen  an  Familienorganisationen erachtet  der  Regierungsrat als sinnvoll. 
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Der  Regierungsrat dankt Ihnen für  die  Berücksichtigung seiner Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen  des  Regierungsrates  
Der  Präsident 
	

Der  Staatsschreiber 

Bernhard Pulver  Christoph  Auer  

Verteiler 
• Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion 
• Finanzdirektion 
• Gesundheits- und Fürsorgedirektion 
• Erziehungsdirektion 
• Staatskanzlei  
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KANTON
LUZERN

Gesundheits- und Sozialdepartement
Bahnhofstrasse 15
Postfach 3768
6002 Luzern
Telefon 041 228 60 84
gesundheit.soziales@Iu.ch
www. Iu.ch

familjenfragen@bsv.admin.ch

Luzern, 20. Februar 2018

Protokoll-Nr.: 160

Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen (Ausbil-
dungszulagen ab Ausbildungsbeginn, Familienzulagen für arbeitslose
alleinstehende Mütter und Finanzhilfen an Familienorganisationen)

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2017 sind wir eingeladen worden, eine Stellungnahme zu
den vorgeschlagenen Änderungen des Bundesgesetzes über die Familienzulagen abzuge-
ben.]m Namen und Auftrag des Regierungsrates teile ich Ihnen mit, dass wir mit den vorge-
schlagenen Änderungen einverstanden sind.

Zu Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b weisen wir auf Folgendes hin:
Gemäss erläuterndem Bericht führt die Herabsetzung des Eintrittsalters für den Anspruch auf
Ausbildungszulagen zu einem Mehraufwand von 16 Millionen Franken, der hauptsächlich
durch die Arbeitgeber und die Selbstständigerwerbenden zu finanzieren ist. Falls nun die
Forderung nach Kostenneutralität gestellt werden sollte, könnte man sich überlegen, ob man
die Bezugsdauer auf 10 Jahre limitieren möchte, wie es nach geltendem Recht de facto der
Fall ist. Der letzte Satz von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b könnte dann so lauten: «Die Aus-
bildungszulage wird bis zum Abschluss der Ausbildung des Kindes gewährt, höchstens je-
doch während 10 Jahren und längstens bis zum Ende des Monats, in dem es das 25. Alters-
jahr vollendet.»

Wir danken Ihnen für die uns gebotene Gelegenheit zur Stellungnahme.

Freun lighe Grüss

Guid Graf
Reg' r ngspräside

401.864 / VM-GSD-Änderung FamZG









Regierungsrat des Kantons SchwYz

kantonschwyzU

6431 Schwyz, Postfach 1260

Per E-Mail (PDF- und Word-Version) an:

fami I ienfragen@bsv.adm i n.ch

Schwyz, 20. Februar 2Ol8

Anderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen
Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Das Eidgenössische Departement des lnnern (EDl) unterbreitet den Kantonsregierungen mit Schrei-

ben vom 22. November 2OI7 Anderungen des Bundesgesetzes über die Familienzulagen zur Ver-

nehmlassung.

Wir nehmen innert der auf 15. März 2Ol8 angesetäen Frist Stellung und befürworten die vorge-

schlagenen Anderungen.

Wir danken lhnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich.

lm Namen des Regierungsrates:

I

I

0thmar muth, Landammann

u
Dr. Mathias E. Brun, Staatsschreiber

Kopie z.K. anz

- Schwyzer Mitglieder der Bundesversammlung.

I.o

.(IJ N1e
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Telefon 055 646 6011112115
E-Mail: staatskanzlei@gl.ch
www.gl.ch

Regierungsrat
Rathaus
8750 Glarus

Bu ndesamt für Sozialversicherungen
Geschäftsfeld Familie, Generationen
und Gesellschaft
Bereich Fam ilienfragen
Effigerstrasse 20
3003 Bern

Glarus, 27. Februar 2018
Unsere Ref: 2017-297

Vernehmlassung zur Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen (Aus-
bildungszulagen ab Ausbildungsbeginn, Familienzulagen für arbeitslose alleinstehen-
de Mütter und Finanzhilfen an Familienorganisationen)

Sehr geehrter Herr Bundesrat Berset
Sehr geehrte Damen und Herren

Das Eidgenössische Departement des lnnern EDI gab uns in eingangs genannter Angele-
genheit die Möglichkeit zur Stellungnahme. Dafür danken wir und lassen uns gerne wie folgt
vernehmen:

1. Ausgangslage

Die gesamtschweizerischen Standards für die Ausrichtung von Familienzulagen gemäss
Bundesgesetz über die Familienzulagen (FamZG) sollen in drei Bereichen geändert werden

1. Die Ausbildungszulagen, welche heute ab dem 16. Geburtstag ausgerichtet werden kön-
nen, sollen neu ab dem effektiven Ausbildungsbeginn, frühestens ab dem 15. Geburts-
tag, ausgerichtet werden können;

2. Während des Bezugs von Mutterschaftsentschädigung nach EOG soll alleinstehenden
arbeitslosen Müttern Familienzulagen für Nichten¡verbstätige gewährt werden (Lückenfül-
lung);

3. Es soll eine gesetzliche Grundlage für die Gewährung von Finanzhilfen an Familienorga-
nisationen geschaffen werden.

Während die Schaffung der gesetzlichen Grundlage für die Gewährung von Finanzhilfen
keine sozialversicherungsrechtliche Relevanz aufirueist und lediglich die notwendige, bisher
aber fehlende gesetzliche Grundlage für Subventionen an Familienorganisationen begründet
(bisher wurde direkt auf Art. 1 16 Abs. 2 und 4 BV abgestützt), sind die Anderungen 1 und 2
grundsätzlich als (geringfügige) Leistungsausweitungen im Sozialversicherungsbereich zu
betrachten.

Bisher wurden Ausbildungszulagen gemäss Artikel 3 Absatz 1 litera b FamZG ab der Vollen-
dung des 16. Altersjahres (16. Geburtstag)gewährt, dies unabhängig davon, ob allenfalls
eine Ausbildung zu einem früheren Zeitpunkt begonnen worden ist. Diese Regelung wurde
bei der Einführung des FamZG in Anlehnung an die bisherigen Regelungen auf Bundesebe-
ne (Bundesgesetz über die Familienzulagen in der Landwirtschaft, FLG)getroffen. Die heuti-
ge weitgehend harmonisierte Schuldauer bzw. das weitgehend harmonisierte Schuleintritts-



alter -und damit auch das Alter zum Zeitpunkt des Austritts aus der obligatorischen Schulzeit
- liegt heute im Durchschnitt aber tiefer, nämlich in den meisten Kantonen bei 15 Jahren und
1 Monat. Ausbildungszulagen sind vom Gesetzgeber deshalb mit einem höheren Betrag an-
gesetzt, weil davon ausgegangen wird, dass die Kosten für Jugendliche während der Ausbil-
dungszeit höher ausfallen als noch zuvor in der obligatorischen Schulzeit (Kosten für Schul-
material, Reisewege, Schulgelder etc.). Diese Kosten fallen aber nun meistens bereits früher
an, weshalb die entsprechende Altersgrenze angepasst bzw. flexibilisiert werden soll.

Artikel 10 Absatz 2 FamZV sieht zwar einen Anspruch auf Familienzulagen für Bezügerinnen
einer EO-Mutterschaftsentschädigung vor, wenn diese vor der Mutterschaft einer En¡rerbstä-
tigkeit nachgegangen waren. Das EOG selbst sieht jedoch nur Familienzulagen für Diensl
leistende, nicht aber für Bezügerinnen einer Mutterschaftsentschädigung vor. Gemäss Artikel
169 Absatz 1 litera a EOG geht die Mutterschaftsentschädigung den Arbeitslosenversiche-
rungstaggeldern vor. Dies entsprechend dem Umstand, dass eine Person im Mutterschafts-
urlaub die Voraussetzung der Vermittlungsfähigkeit (Art. I Abs. 1 l¡t. f AVIG) nicht erfüllt. Der
Zuschlag in der Höhe der Familienzulagen zum Arbeitslosentaggeld (Art. 22 Abs.1 AVIG)
entfällt. Arbeitslose Personen gelten AHV-rechtlich als erwerbstätig, weshalb bisher Famili-
enzulagen als Nichten¡rerbstätige grundsätzlich ausser Betracht fielen. Damit öffnet sich eine
Lücke für Mütter, welche arbeitslos sind, während der Dauer des Bezugs von Mutterschafts-
entschädigung allerdings keinen Taggeldanspruch bei der Arbeitslosenversicherung haben.
Diese Lücke soll nun geschlossen werden.

2. Beurteilung

2.1. Ausbildungszulagen ab Beginn dernachobligatorischenAusbildung
Mit Artikel 3 Absatz 1 litera b FamZG wird der Beginn der Ausbildungszulage nach vorn ver-
schoben. lm Sinne des beabsichtigten Ausgleichs der für Jugendliche in Ausbildung anfal-
lenden Mehrkosten nach der obligatorischen Schulzeit und der damit einhergehenden Flexi-
bilisierung ist diese Regelung grundsätzlich zu begrüssen.

Die neue Regelung berücksichtigt die Bedürfnisse von in nachobligatorischer Ausbildung
stehenden Jugendlichen und passt sich den aktuellen Gegebenheiten betreffend Ausbil-
dungsbeginn an. Allerdings ist sowohl für die Familienausgleichskassen als auch für die Ar-
beitgeber und Selbstständigerwerbenden, welche die Familienzulagen finanzieren, mit Mehr-
kosten zu rechnen. Der Bund schätzt den Mehraufwand zu Lasten der Familienausgleichs-
kassen auf rund 16 Millionen Franken. Ein Mehraufwand in der Höhe von einer halben Milli-
on Franken (für die gesamte Schweiz) ist allerdings auch bei den Kantonen zu en¡varten:
Denn durch den früheren Beginn der höheren Ausbildungszulagen könnte auch der Aufiryand
bei den Familienzulagen für Nichten¡uerbstätige steigen. Es handelt sich dabei jedoch um
eine geringe Mehrbelastung.

Aus Sicht des Kantons Glarus ist es nicht schlüssig, dass Kinder, die das 16. Altersjahr voll-
endet haben und noch die obligatorische Schule besuchen, ebenfalls Ausbildungszulagen
erhalten. Denn diese erhalten gemäss FamZG bereits Kinderzulagen (Kinder bis 16 J. und
erwerbsunfähige Kinder bis 20 J.). Nach neuer Regelung würden nun beispielsweise 17-
jährige Jugendliche, welche noch die obligatorischen Schuljahre absolvieren, Ausbildungs-
statt (bloss) Kinderzulagen erhalten. Zweck der Ausbildungszulagen ist jedoch die Förderung
der Ausbildung. Somit sollten Jugendliche während ihrer obligatorischen Schulzeit nicht Ju-
gendlichen in der nachobligatorischen Ausbildung gleichgestellt werden. Wir schlagen des-
halb vor, bei Artikel 3 Absatz 1 litera b FamZG den zweiten Satz ersatzlos zu streichen: ,,Be-
sucht das Kind nach Vollendung des 16. Altersjahrs noch die obligatorische Schule, so wird
die Ausbildungszulage ab dem Beginn des darauffolgenden Monats ausgerichtet."
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2.2. FamilienzulagenfürarbeitslosealleinstehendeMütter

Unabhängig von der Höhe des Einkommens und des Anspruchs auf Ergänzungsleistungen
(Art. 19 Abs. 2 FamZG) sollen neu arbeitslose Mütter mit Anspruch auf Mutterschaftsent-
schädigung nach EOG während der Dauer dieses Anspruchs als Nichterwerbstätige gelten.

Die mit dieser Regelung beabsichtigte Schliessung der entsprechenden Anspruchslücke mit
dem politischen Ziel, jedem Kind eine Familienzulage zu ermöglichen, wird begrüsst. Die
vom Bund geschätzten Mehrkosten zu Lasten der Kantone beläuft sich auf 100'000 Franken
(für die gesamte Schweiz).

3. Zusammenfassung lFazit
Die beiden Neuerungen betreffend Ausbildungszulagen und Unterstellung von arbeitslosen,
alleinerziehenden Mütter unter die Regelung für Nichterwerbstätige werden im Sinne der
Vollständigkeit und Zweckorientierung der Familienzulagen begrüsst.

Es ist z¡tar für die Familienausgleichskassen (und damit für die Arbeitgeber und Selbststän-
digenverbenden) sowie für den Kanton von Mehrkosten auszugehen. Allerdings halten sich
diese in engen Grenzen.

Umgekehrt ist wohl ein leichter Mehraufwand seitens der Abwicklung durch die Familienaus-
gleichskassen zu enryarten. Angesichts der bereits heute starken Verästelung der Leistungs-
und Beitragsmöglichkeiten innerhalb des Familienzulagensystems fällt dieser Mehrauñryand
verhältnismässig jedoch kaum ins Gewicht.

Genehmigen Sie, hochgeachteter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, den
Ausdruck unserer vorzüglichen Hochachtung.

Freundliche Grüsse

Für Regieru

È-

Rolf mer
Landammann

Hansjörg Dürst
Ratsschreiber

E-Mail an: familienfragen@bsv.admin.ch

versandt am 2 E, Frs*:" äffiïffi
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Regierungsrat

Kanton Zug

Reaierunasrat. Postfach. 6301 Zug

Nur per E-Mail

Bundesamt für Sozialversicherungen

Geschäftsfeld Familie, Generationen

und Gesellschaft

Bereich Familienfragen

Effingerstrasse 20
3003 Bern

Zug, 6. März 2018 hs

Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen (Ausbildungszulagen ab Aus-

bildungsbeginn, Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter und Finanzhilfen
an Familienorganisationen)

Stellungnahme des Kantons Zug

Sehr geehrter Herr Bundesrat Berset

Mit Schreiben vom 22. November 2017 haben Sie den Kanton Zug eingeladen, zur Änderung

des Bundesgesetzes über die Familienzulagen (Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn,

Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter und Finanzhilfen an Familienorganisatio-

nen) einzureichen. Unsere Stellungnahme umfasst die Mitberichte der Direktion des Innern, der

Arbeitslosenkasse des Kantons Zug sowie der Ausgleichskasse und IV-Stelle des Kantons Zug.

Anträge:
Keine

Bemerkungen:

Der Kanton Zug begrüsst die geplanten Anpassungen. Die gesamtschweizerischen Standards

für die Ausrichtung von Familienzulagen gemäss Bundesgesetz über die Familienzulagen soll

in drei Bereichen geändert werden.

1. Bisher wurden Ausbildungszulagen gemäss Art. 3 Abs. 1 lit. b FamZG ab der Vollendung

des 16. Altersjahres (16. Geburtstag) gewährt, dies unabhängig davon, ob allenfalls eine Aus-

bildung zu einem früheren Zeitpunkt begonnen hat. Diese Regelung wurde zur Einführung des

FamZG in Anlehnung an die bisherigen Regelungen auf Bundesebene (FLG) getroffen. Die

heutige weitgehend harmonisierte Schuldauer bzw. das weitgehend harmonisierte Schulein-

trittsalter und damit auch das Alter zum Zeitpunkt des Austritts aus der obligatorischen Schul-

zeit liegt heute im Durchschnitt aber tiefer, nämlich in den meisten Kantonen bei 15 Jahren und

1 Monat. Ausbildungszulagen sind vom Gesetzgeber deshalb mit einem höheren Betrag ange-

setzt, weil davon ausgegangen wird, dass die Kosten für Jugendliche wahrend der Ausbil-

dungszeit höher ausfallen als zuvor (Kosten für Schulmaterial, Reisewege, Schulgelder etc.).

Regierungsgebäude, Seestr. 2, 6300 Zug
Telefon 041 72833 11
www.zg.ch
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Solche Kosten fallen aber nun meistens bereits früher an, weshalb die entsprechende Alters-

grenze angepasst bzw. flexibilisiert werden soll. Mit Art. 3 Abs. 1 lit. b FamZG wird der Beginn

der Ausbildungszulage nach vorne verschoben. Im Sinne des beabsichtigten Ausgleichs der für

Jugendliche in Ausbildung anfallenden Mehrkosten nach der obligatorischen Schulzeit und der

damit einhergehenden Flexibilisierung ist diese Regelung zu begrüssen.
Für den Kanton Zug ist ein geringer Mehraufwand zu erwarten.

2. Art. 10 Abs. 2 FamZV sieht aktuell einen Anspruch auf Familienzulagen für Bezügerinnen

einer EO-Mutterschaftsentschädigung vor, jedoch nur, wenn diese vorher einer Erwerbstätig-

keit nachgegangen waren. Das Bundesgesetz über den Erwerbsersatz für Dienstleistende und

bei Mutterschaft (EOG, SR 834.1) selbst sieht nur Familienzulagen für Dienstleistende, nicht

aber für Bezügerinnen von Mutterschaftsentschädigung, vor. Gemäss Art. 16g Abs. 1 lit. a EOG

geht die Mutterschaftsentschädigung den Arbeitslosenversicherungstaggeldern vor. Dies ent-

spricht auch der Tatsache, dass eine Person im Mutterschaftsuriaub die Voraussetzung der

Vermittlungsfähigkeit (im Sinne derArbeitslosenversicherung, Art. 8 Abs. 1 lit. f des Bundesge-

setzes über die Bundesgesetz über die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insol-

venzentschädigung, AVIG, SR 837.0) nicht erfüllt. Der Zuschlag in der Höhe der Familienzula-

gen zum Arbeitslosentaggeld (Art. 22 Abs. 1 AVIG) entfällt. Arbeitslose Personen gelten AHV-

rechtlich als erwerbstätig, weshalb bisher Familienzulagen als Nichterwerbstätige grundsätzlich

ausser Betracht fielen. Damit eröffnet sich eine Lücke bezüglich Müttern, welche arbeitslos

sind, während der Dauer des Bezugs von Mutterschaftsentschadigung allerdings keinen Tag-

geldanspruch bei der Arbeitslosenversicherung haben. Diese Lücke soll nun geschlossen wer-

den. Unabhängig der Höhe des Einkommens und des Anspruchs auf Ergänzungsleistungen
(Art. 19 Abs. 2 FamZG) sollen neu arbeitslose Mütter mit Anspruch auf Mutterschaftsentschä-

digung nach EOG während der Dauer dieses Anspruchs als Nichterwerbstätige gelten (vorbe-

haltlich des Anspruchs einer anderen Person auf Familienzulage für dasselbe Kind). Die mit

dieser Regelung beabsichtigte Füllung der entsprechenden Anspruchslücke mit dem politi-

sehen Ziel, jedem Kind eine Familienzulage zu ermöglichen, wird begrüsst. Die vom Bund ge-

schätzten Mehrkosten zu Lasten der Kantone belauft sich auf 100 000 Franken (für die gesam-

te Schweiz). Der für den Kanton Zug zu tragende Mehraufwand hält sich somit in Grenzen.

3. Es soll eine gesetzliche Grundlage für die Gewährung von Finanzhilfen an Familienorga-

nisationen geschaffen werden. Dies weist keine sozialversicherungsrechtliche Relevanz auf

und begründet lediglich die notwendige, bisher aber fehlende gesetzliche Grundlage für Sub-

ventionen an Famitienorganisationen (bisher stützte man sich direkt auf Art. 116 Abs.2 und 4

BV). Die Schaffung einer expliziten gesetzlichen Grundlage für die Subventionen an Familien-

Organisationen ist sinnvoll. Sie orientiert sich gemäss erläuterndem Bericht an der bisherigen

Praxis.

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme.
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Zug, 6. März 2018

Freundliche Grüsse

Regierungsrat des Kantons Zug

L^j (JLU.M cc-x
.\^v-

Manuels Weichelt-Picard Tobias Moser

Frau Landammann Landschreiber

v

Kopie per E-Mail an:

familienfragen@bsv.admin.ch (PDF- und Word-Version)
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3003 Bern

6. März 2018

Vernehmlassung zur Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen (Ausbil­
dungszulagen ab Ausbildungsbeginn, Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende 
Mütter und Finanzhilfen an Familienorganisationen)

Sehr geehrter Herr Bundespräsident 
Sehr geehrte Dame und Herren

Das Eidgenössische Departement des Innern (EDI) unterbreitet den Kantonsregierungen mit 
Schreiben vom 22. November 2017 eine Vernehmlassung zur Änderung des Bundesgesetzes über 
die Familienzulagen (Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn, Familienzulagen für arbeitslose 
alleinstehende Mütter und Finanzhilfen an Familienorganisationen). Wir nehmen innert der auf 
den 15. März 12018 angesetzten Frist Stellung:

I. Ausgangstage

Die gesamtschweizerischen Standards für die Ausrichtung von Familienzulagen gemäss Bundes­
gesetz über die Familienzulagen sollen in drei Bereichen geändert werden.

1. Die Ausbildungszulagen, welche heute ab dem 16. Geburtstag ausgerichtet werden 
können, sollen neu ab dem effektiven Ausbildungsbeginn, frühestens ab dem 15. Ge­
burtstag, ausgerichtet werden können;

2. Während des Bezugs von Mutterschaftsentschädigung nach EOG sollen alleinstehenden 
arbeitslosen Müttern Familienzulagen für Nichterwerbstätige gewährt werden (Schlies­
sung einer Lücke);

3. Es soll eine gesetzliche Grundlage für die Gewährung von Finanzhilfen an Familienor­
ganisationen geschaffen werden.

Während die Schaffung der gesetzlichen Grundlage für die Gewährung von Finanzhilfen keine 
sozialversicherungsrechtliche Relevanz aufweist und lediglich die notwendige, bisher aber feh­
lende gesetzliche Grundlage für Subventionen an Familienorganisationen begründet (bisher 
wurden diese Gelder direkt gestützt auf Art. 116 Abs. 2 und 4 BV ausgerichtet), sind die Ände­
rungen 1 und 2 grundsätzlich als (geringfügige) Leistungsausweitungen im Sozialversicherungs­
bereich zu betrachten.

Bisher wurden Äusbildungszulagen gemäss Art. 3 Abs. 1 lit. b FamZG ab der Vollendung des 16. 
Altersjahres (16. Geburtstag) gewährt, dies unabhängig davon, ob allenfalls eine Ausbildung zu 
einem früheren Zeitpunkt begonnen hat. Diese Regelung wurde bei der Einführung des FamZG



in Anlehnung an die auf Bundesebene bereits bestehenden Normen (FLG) getroffen. Die aktuell 
weitgehend harmonisierte Schuldauer bzw. das weitgehend harmonisierte Schuleintrittsalter 
und damit auch das Alter zum Zeitpunkt des Austritts aus der obligatorischen Schulzeit liegt im 
Durchschnitt aber tiefer, nämlich in den meisten Kantonen bei 15 Jahren und 1 Monat. Ausbil­
dungszulagen sind vom Gesetzgeber deshalb mit einem höheren Betrag angesetzt, weil davon 
ausgegangen wird, dass die Kosten für Jugendliche während der Ausbildungszeit höher ausfal- 
len als zuvor (Kosten für Schulmaterial, Reisewege, Schulgelder etc.). Solche Kosten fallen aber 
nun meistens bereits früher an, weshalb die entsprechende Altersgrenze angepasst bzw. flexibili­
siert werden soll.

Art. 10 Abs. 2 FamZV sieht zwar einen Anspruch auf Familienzulagen für Bezügerinnen einer 
EO-Mutterschaftsentschädigung vor, wenn diese vorher einer Erwerbstätigkeit nachgegangen 
waren. Das EOG selbst sieht nur Familienzulagen für Dienstleistende, nicht aber für Bezügerin­
nen von Mutterschaftsentschädigung vor. Gemäss Art. 16g Abs. 1 lit. a EOG geht die Mutter­
schaftsentschädigung den Arbeitslosenversicherungstaggeldern vor. Dies steht im Einklang mit 
dem Umstand, dass eine Person im Mutterschaftsurlaub die Voraussetzung der Vermittlungsfä­
higkeit (Art. 8 Abs. 1 lit. f AVIG) nicht erfüllt. Der Zuschlag in der Höhe der Familienzulagen zum 
Arbeitslosentaggeld (Art. 22 Abs. 1 AVIG) entfällt. Arbeitslose Personen gelten AHV-rechtlich als 
erwerbstätig, weshalb bisher Familienzulagen als Nichterwerbstätige grundsätzlich ausser Be­
tracht fielen. Damit eröffnet sich eine Lücke bezüglich Müttern, welche arbeitslos sind, während 
der Dauer des Bezugs von Mutterschaftsentschädigung jedoch keinen Taggeldanspruch bei der 
Arbeitslosenversicherung haben. Diese Lücke soll nun geschlossen werden.

II. Beurteilung

1. Ausbildungszulagen ab Beginn der nachobligatorischen Ausbildung

Mit Art. 3 Abs. 1 lit. b FamZG wird der Beginn des Anspruchs auf Ausbildungszulage nach vorn 
verschoben. Im Sinne des beabsichtigten Ausgleichs der für Jugendliche in Ausbildung anfallen­
den Mehrkosten nach der obligatorischen Schulzeit und der damit einhergehenden Flexibilisie­
rung ist diese Regelung grundsätzlich zu begrüssen.

Die neue Regelung berücksichtigt die Bedürfnisse von in nachobligatorischer Ausbildung stehen­
den Jugendlichen und passt sich den aktuellen Gegebenheiten bezüglich Ausbildungsbeginn an. 
Allerdings ist für die Kantone wie auch für die Arbeitgeber und Selbstständigerwerbenden, wel­
che die Familienzulagen finanzieren, mit Mehrkosten zu rechnen. Der Bund schätzt den Mehr­
aufwand zu Lasten der Familienausgleichskassen auf rund 16 Millionen Franken. Ein Mehrauf­
wand in der Höhe von einer halben Million Franken (für die gesamte Schweiz) ist allerdings auch 
bei den Kantonen zu erwarten: Durch den früheren Beginn der höheren Ausbildungszulagen 
steigt auch der Aufwand bei den Familienzulagen für Nichterwerbstätige. Angesichts der insge­
samt geringen Mehrbelastung stellen wir uns nicht gegen die vorgesehene sachgerechte Anpas­
sung.
2. Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter

Unabhängig von der Höhe des Einkommens und des Anspruchs auf Ergänzungsleistungen (Art. 
19 Abs. 2 FamZG) sollen neu arbeitslose Mütter mit Anspruch auf Mutterschaftsentschädigung 
nach EOG während der Dauer dieses Anspruchs als Nichterwerbstätige gelten.

Die mit dieser Regelung beabsichtigte Schliessung der entsprechenden Anspruchslücke mit dem 
politischen Ziel, jedem Kind eine Familienzulage zu ermöglichen, wird begrüsst. Die vom Bund 
geschätzten Mehrkosten zu Lasten der Kantone belaufen sich auf lOO'OOO Franken (für die ge­
samte Schweiz). Der bezogen auf den Kanton Solothurn zu tragende Mehraufwand wird sich 
somit in Grenzen halten.

III. Zusammenfassung / Fazit

Den beiden Neuerungen hinsichtlich der Ausbildungszulagen und der Unterstellung von arbeits­
losen, alleinerziehenden Mütter unter die Regelung für Nichterwerbstätige im Sinne der Voll­
ständigkeit und Zweckorientierung der Familienzulagen wird zugestimmt.

Es sind zwar für die Familienausgleichskassen (und damit für die Arbeitgeber und Selbstständig-



erwerbenden) sowie für den Kanton Mehrkosten zu erwarten. Allerdings halten sich diese in 
überschaubaren Grenzen.

Zudem ist wohl ein leichter Mehraufwand seitens der Abwicklung durch die Familienausgleichs­
kassen zu erwarten. Angesichts der bereits heute bestehenden starken Verästelung der Leis- 
tungs- und Beitragsmöglichkeiten innerhalb des Familienzulagensystems, welche sich aber ge­
genseitig ausschliessen, fällt dieser Mehraufwand im Verhältnis kaum ins Gewicht.

Wir erklären uns mit den vorgeschlagenen Änderungen einverstanden.

Mit freundlichen Grüssen

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES

Roland Heim 
Landammann

/fAndreas Eng 
Staatsschreiber
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Anderung des Bundesgesetzes über Familienzulagen (Ausbildungszulagen ab Ausbil-
dungsbeginn, Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter und Finanzhilfen an
Familienorganisationen) : Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2017 hat das Eidgenössische Departement des lnnern EDI den
Kantonen und weiteren Kreisen die Anderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen
(Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn, Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter
und Finanzhilfen an Familienorganisationen) übermittelt und sie zur Vernehmlassung eingeladen.

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellung-
nahme.

1. Grundsätzliche Bemerkungen

Der Regierungsrat steht einer Anderung der entsprechenden Bestimmungen im Bundesgesetz
über die Familienzulagen grundsätzlich positiv gegenüber.

2. Zu den einzelnen Revisionspunkten

a) Ausbildungszulagen für Jugendliche sollen neu ab dem Zeitpunkt des Beginns ihrer
nachobligatorischen Ausbildung ausgerichtet werden

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft erachtet es als richtig, dass Ausbildungszulagen
ab Beginn der Ausbildung der Jugendlichen ausgerichtet werden sollen und nicht erst, wenn die
Jugendlichen 16 Jahre alt sind.

Nicht zuletzt auch mit der Umsetzung von Harmos hat der Beginn einer Lehre durch unter 16-
jährige Jugendliche in den vergangenen Jahren zugenommen. Es ist nur folgerichtig, dass die sich
daraus ergebenden Konsequenzen auch mitgetragen werden.
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Arbeitgeberschaften befürchten für sich und die Familienausgleichskassen einen höheren admi-
nistrativen Aufwand durch die frühere Erfassung von Auszubildenden. Der Regierungsrat teilt die-
se Bedenken nicht. Es spielt letztlich keine Rolle, ob für Jugendliche erst mit 16 Jahren oder schon
ein paar Monate früher eine Ausbildungszulage beantragt wird. Das Prozedere bleibt für die Fami-
lienausgleichskassen dasselbe.

Dass die neue Regelung einen finanziellen Mehraufwand generieren wird, ist nicht anzunehmen
Bei einem früheren Beginn der Ausbildung werden die Jugendlichen diese auch früher beenden
Die Zeitspanne, in welcher sie Ausbildungszulagen beziehen werden, bleibt dieselbe. Dafür ver-
kürzt sich in diesen Fällen die Bezugszeit für die Kinderzulage, was sogar eher für eine Einspa-
rung spricht.

b) Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter

Der Regierungsrat erachtet die Schliessung dieser Lücke als sinnvoll und befünrvortet sie. Betrof-
fen sein wird die kantonale Familienausgleichskasse. Aus Sicht des Kantons Basel-Landschaft

' wird der Mehraufwand administrativ und kostenmässig marginal sein.

c) Finanzhilfe an Familienorganisationen

Der Regierungsrat begrüsst die entsprechende Formulierung in Art. 21f FamZG.

Hingegen schlägt er folgende Umformulierung des Art. 219 Bst. b FamZG in Sinne einer Auswei-
tung vor, damit eine zu grosse Einengung vermieden wird.

Vorschlag:

sie in der ganzen Schweiz oder in grossen Teilen einer Sprachregion tätig ist oder der Antrag
von mehreren Organisationen gemeinsam eingereicht wird, welche zusammen die ganze
Schweiz oder das ganze Gebiet einer Sprachregion abdecken;

Wir danken für die Kenntnisnahme der vorliegenden Stellungnahme und für die wohlwollende Auf-
nahme unserer Anregungen.

Freundliche Grüsse

j}
I

(
b.

Dr. Sabine Pegoraro
Reg ierungspräsidentin

L

Nic Kaufmann
2. Landschreiber
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Regierungsrat. 9102 Herisau

Bundesamt für Sozialversicherungen 
3003 Bern

Dr. iur. Roger Mobs
Ratschreiber
Tel. +41 71 353 63 51
roger.nobs@ar.ch

Herisau, 8. März 2018

Eidg. Vernehmlassung; Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen (Ausbil­
dungszulagen ab Ausbildungsbeginn, Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter 
und Finanzhilfen an Familienorganisationen); Stellungnahme des Regierungsrates von Ap­
penzell Ausserrhoden

Sehr geehrte Damen und Herren

Am 22. November 2017 eröffnete das Eidgenössische Departement des Innern (EDI) das Vernehmlassungs­
verfahren zur Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen (FamZG; SR 836.2).

Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung:

Der Regierungsrat ist mit den vorgeschlagenen Änderungen im Vernehmlassungsentwurf einverstanden und 
ist überzeugt, dass Familien damit gestärkt werden:

Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn

Die neue Regelung berücksichtigt die Bedürfnisse von in nachobligatorischer Ausbildung stehenden Jugendli­
chen und passt sich den aktuellen Gegebenheiten bezüglich Ausbildungsbeginn an. Gerade in der Zeit, in der 
die nachobligatorische Ausbildung beginnt, fallen für Familien Zusatzkosten an. Deshalb sollen alle Familien in 
dieser Situation Anspruch auf Ausbildungszulagen haben. Die Änderung ist sachgerecht.

Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter

Mit dieser Änderung soll das politische Ziel, jedem Kind eine Familienzulage zu ermöglichen, erreicht werden. 
Dies ist gutzuheissen.
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D Appenzell Ausserrhoden

Finanzhilfen an Familienorganisationen

Zu begrüssen ist ebenso, dass eine gesetzliche Grundlage für die Gewährung von Finanzhilfen an Familienor­
ganisationen geschaffen wird.

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme.

Freundliche Grüsse

Im Auftrag des Regierungsrates

Roger Nobs, Ratschreiber
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Regierung des Kantons St.Gallen, ReglerungsgeMude, 9001 Sl.Gallen

Eidgenössisches Departement des Innern 
Inselgasse 1 
3003 Bern

Regierung des Kantons St.Gallen 
Regierungsgebäude 
9001 St.Gallen 
T +41 58 229 32 60 
F +41 58 229 38 96

St.Gallen, 13. März 2018

Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen (Ausbildungszulagen ab 
Ausbildungsbeginn, Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter und 
Finanzhilfen an Familienorganisationen; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrter Herr Bundespräsident

Mit Schreiben vom 22. November 2017 laden Sie zur Vernehmlassung zur Änderung des 
Bundesgesetzes über die Familienzulagen (SR 836.2; abgekürzt FamZG) ein. Wir danken 
für diese Gelegenheit und nehmen gern wie folgt Stellung;

Wir unterstützen die vorgeschlagenen Anpassungen am FamZG. Die Anpassung des Be­
ginns des Anspruchs auf Ausbildungszulagen ist sinnvoll und zweckmässig. Mit den be- 
tragsmässig höheren Ausbildungszulagen wird den erhöhten Kosten der Eltern für Ju­
gendliche in Ausbildung Rechnung getragen.

lamen der Regierung

ly Fässler 
lident

C^cu^
Canisibs Braun 
Staatssekretär

/f k(S M

T .o.

Zustellung auch per E-Mail (pdf- und Word-Version) an:
familienfragen@bsv.admin.ch
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Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen  

Vernehmlassung 

 

Sehr geehrter Herr Bundespräsident 

 

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 22. November 2017 in erwähnter Sache und 

bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

 

I. Allgemeine Bemerkungen  

Das Familienzulagengesetz soll in drei Punkten revidiert werden: 

1. Die Ausbildungszulagen, welche heute ab dem 16. Geburtstag ausgerichtet 

werden können, sollen neu ab dem effektiven Ausbildungsbeginn, frühestens 

ab dem 15. Geburtstag, ausgerichtet werden können. 

2. Während des Bezugs von Mutterschaftsentschädigung nach dem Bundesge-

setz über den Erwerbsersatz für Dienstleistende und bei Mutterschaft (EOG; 

SR 834.1) soll alleinstehenden arbeitslosen Müttern Familienzulagen für 

Nichterwerbstätige gewährt werden (Lückenschluss). 

3. Es soll eine gesetzliche Grundlage für die Gewährung von Finanzhilfen des 

Bundes an Familienorganisationen geschaffen werden. 
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Während die Schaffung der gesetzlichen Grundlage für die Gewährung von Finanz-

hilfen keine sozialversicherungsrechtliche Relevanz aufweist und lediglich die not-

wendige, bisher aber fehlende gesetzliche Grundlage für Subventionen an Familien-

organisationen begründet, sind die Änderungen gemäss den vorstehenden Ziffern 1 

und 2 grundsätzlich als (geringfügige) Leistungsausweitungen im Sozialversiche-

rungsbereich zu betrachten. 

 

Bisher wurden Ausbildungszulagen gemäss Art. 3 Abs. 1 lit. b des Bundesgesetzes 

über die Familienzulagen (FamZG; SR 836.2) ab der Vollendung des 16. Altersjahres 

(16. Geburtstag) gewährt, unabhängig davon, ob allenfalls eine Ausbildung zu einem 

früheren Zeitpunkt begonnen wurde. Die heute weitgehend harmonisierte Schuldauer 

bzw. das weitgehend harmonisierte Schuleintrittsalter und damit auch das Alter zum 

Zeitpunkt des Austritts aus der obligatorischen Schulzeit liegt heute im Durchschnitt 

aber tiefer, nämlich in den meisten Kantonen bei 15 Jahren und einem Monat. Aus-

bildungszulagen sind vom Gesetzgeber deshalb mit einem höheren Betrag ange-

setzt, weil davon ausgegangen wird, dass die Kosten für Jugendliche während der 

Ausbildungszeit höher ausfallen als zuvor (Kosten für Schulmaterial, Reisewege, 

Schulgelder etc.). Solche Kosten fallen nun aber meistens bereits früher an, weshalb 

die entsprechende Altersgrenze angepasst bzw. flexibilisiert werden soll. 

 

Art. 10 Abs. 2 der Verordnung über die Familienzulagen (FamZV; SR 836.21) sieht 

zwar einen Anspruch auf Familienzulagen für Bezügerinnen einer EO-Mutterschafts-

entschädigung vor, wenn diese vorher einer Erwerbstätigkeit nachgegangen waren. 

Das EOG selbst sieht nur Familienzulagen für Dienstleistende, nicht aber für Bezüge-

rinnen von Mutterschaftsentschädigung vor. Gemäss Art. 16g Abs. 1 lit. a EOG geht 

die Mutterschaftsentschädigung den Arbeitslosenversicherungstaggeldern vor. Dies 

entspricht auch der Tatsache, dass eine Person im Mutterschaftsurlaub die  

Voraussetzung der Vermittlungsfähigkeit gemäss Art. 8 Abs. 1 lit. f des Bundesge-

setzes über die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädi-

gung (AVIG; SR 837.0) nicht erfüllt. Der Zuschlag in der Höhe der Familienzulagen 

zum Arbeitslosentaggeld (Art. 22 Abs. 1 AVIG) entfällt. Arbeitslose Personen gelten 

AHV-rechtlich als erwerbstätig, weshalb bisher Familienzulagen als Nichterwerbstäti-

ge grundsätzlich ausser Betracht fielen. Damit eröffnet sich eine Lücke bezüglich 

Müttern, welche arbeitslos sind, während der Dauer des Bezugs von Mutterschafts-
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entschädigung allerdings keinen Taggeldanspruch bei der Arbeitslosenversicherung 

haben. Diese Lücke soll nun geschlossen werden. 

 

II. Beurteilung  

a) Ausbildungszulagen ab Beginn der nachobligatorischen Ausbildung 

Mit Art. 3 Abs. 1 lit. b E-FamZG wird der Beginn der Ausbildungszulage nach vorn 

verschoben. Im Sinne des beabsichtigten Ausgleichs der für Jugendliche in Ausbil-

dung anfallenden Mehrkosten nach der obligatorischen Schulzeit und der damit ein-

hergehenden Flexibilisierung ist diese Regelung sinnvoll.  

 

Die neue Regelung berücksichtigt die Bedürfnisse von in nachobligatorischer Ausbil-

dung stehenden Jugendlichen und passt sich den aktuellen Gegebenheiten bezüg-

lich Ausbildungsbeginns an. Allerdings sind sowohl für den Kanton als auch für die 

Arbeitgebenden und die Selbstständigerwerbenden, welche die Familienzulagen  

finanzieren, mit Mehrkosten zu rechnen. Der Bund schätzt den Mehraufwand zulas-

ten der Familienausgleichskassen auf rund 16 Millionen Franken. Ein Mehraufwand 

in der Höhe von einer halben Million Franken (für die gesamte Schweiz) ist allerdings 

auch bei den Kantonen zu erwarten: durch den früheren Beginn der höheren Ausbil-

dungszulagen steigt auch der Aufwand bei den Familienzulagen für Nichterwerbstä-

tige. Die Mehrbelastung fällt aber eher geringfügig aus. Zudem kann die neue Rege-

lung zu einer Entlastung der Sozialhilfe führen. Somit kann die Änderung des FamZG 

in diesem Bereich trotz der Mehrbelastung befürwortet werden.   

 

b) Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter 

Unabhängig der Höhe des Einkommens und des Anspruchs auf Ergänzungsleistun-

gen (Art. 19 Abs. 2 FamZG) sollen neu arbeitslose Mütter mit Anspruch auf Mutter-

schaftsentschädigung nach EOG während der Dauer dieses Anspruchs als Nichter-

werbstätige gelten. Die mit dieser Regelung beabsichtigte Füllung der entsprechen-

den Anspruchslücke mit dem politischen Ziel, jedem Kind eine Familienzulage zu er-

möglichen, ist zu befürworten.  
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Zwar fallen dadurch gemäss Schätzung des Bundes Mehrkosten zulasten der Kanto-

ne im Umfang von 100 000 Franken (für die gesamte Schweiz) an. Der Mehraufwand 

hält sich aber in Grenzen. Auch hier können zudem die Anpassungen des FamZG in 

gewissen Fällen zu einer Entlastung der Sozialhilfe führen.  

 

 Freundliche Grüsse 

 

  

 Namens der Regierung 
 Der Präsident: Der Kanzleidirektor: 

  

Dr. Mario Cavigelli  Daniel Spadin 
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Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen (Ausbildungszulagen ab Ausbil-

dungsbeginn, Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter und Finanzhilfen an Fa-

milienorganisationen); Vernehmlassung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Regierungsrat des Kantons Aargau bedankt sich für die Möglichkeit, zum Entwurf der Änderung 

des Bundesgesetzes über die Familienzulagen (Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn, Famili-

enzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter und Finanzhilfen an Familienorganisationen) Stel-

lung nehmen zu können. 

Die Stossrichtung der vorgeschlagenen Änderungen wird begrüsst. 

Die Möglichkeit, Ausbildungszulagen bereits ab Beginn des Monats, in dem die Jugendlichen das 

15. Altersjahr vollendet haben und sich in einer Ausbildung befinden, ist nachvollziehbar und berück-

sichtigt den Umstand, dass Jugendliche zunehmend die nachobligatorische Ausbildung bereits vor 

dem 16. Altersjahr beginnen. Die finanziellen Auswirkungen auf die Arbeitgeber, wozu auch der Kan-

ton zählt, sind moderat. 

Die beabsichtigte Ausrichtung von Familienzulagen an arbeitslose alleinstehende Mütter während 

des Bezugs der Mutterschaftsentschädigung schliesst eine Lücke im bestehenden Familienzulagen-

system und ist gutzuheissen. Die Kosten gehen zulasten des Kantons, der die Familienzulagen für 

Nichterwerbstätige finanziert. Die Mehrausgaben sind gering.  

Die Schaffung einer expliziten gesetzlichen Grundlage für Finanzhilfen an Familienorganisationen 

wird begrüsst. Diese Änderung betrifft den Kanton nicht. 

Der Regierungsrat des Kantons Aargau stimmt zusammenfassend der Vorlage zu. 
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrats 

Alex Hürzeler 

Landammann 

Vincenza Trivigno 

Staatsschreiberin 

 

Kopie 

• familienfragen@bsv.admin.ch 
 



Der Regierungsrat des Kantons Thurgau 

Thurgau \ 
Staatskanzlei, Reqierunasciebäude, 8510 Frauenfeld 

Eidgenössisches 
Departement des Innern 
Herr Alain Berset 
Bundesrat 
3003 Bern 

Frauenfeld, 27. Februar 2018 

Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen (Ausbildungszulagen ab 
Ausbildungsbeginn, Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter und 
Finanzhilfe an Familienorganisationen) 

Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Wir danken Ihnen für die uns mit Schreiben vom 22. November 2017 gewährte Mög-
lichkeit zur Vernehmlassung in obgenannter Sache. 

Nach Prüfung der Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass wir der Vorlage in allen Punkten 
zustimmen. 

Mit freundlichen Grüssen 

Die Präsidentin des Regierungsrates 

De Staatchreiber 

Regierungsgebäude 
8510 Frauenfeld 
T +41 58 345 5310, F +41 58 345 5354 
www.tg.ch  
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Repubblica e Cantone 
Ticino 

Il Consiglio  di  Stato 

Ufficio federale  delle  assicurazioni sociali 
Effingerstrasse  20 
3003  Berna 

Trasmissione  (in  formato word e pdf)  a:  
Bereich.Rechtebsv.admin.ch   

Modifica della legge sugli assegni familiari (LAFam) 

Gentili signore, 
Egregi signori, 

vi ringraziamo  per la  possibilità concessaci  di  inoltrare  le  nostre osservazioni  in  merito  al  
progetto  di  modifica della legge sugli assegni familiari  (in  seguito: LAFam) posto  in  
consultazione  dal  Consiglio federale lo scorso  22  novembre  2017  anche  in  lingua italiana.  

Le  modifiche proposte sono oggetto  di  commento laddove si ritiene necessario e,  in  tal 
senso, si elencano  di  seguito  le  disposizioni interessate.  

Art. 3  cpv.  1  AP-LAFam  

Con la  modifica della legge si propone che,  se per  il figlio sussiste già  prima del  compimento  
del 16°  anno d'età il diritto  a  un assegno  di  formazione, quest'ultimo venga versato  al  posto 
dell'assegno  per  i figli  (art. 3  cpv.  1  lett.  a  AP-LAFam). 
Inoltre,  per  quanto riguarda l'assegno  di  formazione, si propone che questo venga versato 
dall'inizio  del  mese  in  cui il figlio inizia una formazione postobbligatoria,  ma al  più  presto  
dall'inizio  del  mese  in  cui questi compie il  15°  anno d'età.  Se  il figlio frequenta ancora  la  
scuola dell'obbligo dopo il compimento  del 16°  anno d'età, l'assegno  di  formazione è versato 
dall'inizio  del  mese successivo  (art. 3  cpv.  1  lett.  b  AP-LAFam).  

In  merito alla modifica sorgono  le  perplessità qui appresso esposte. 

L'attuale assetto legislativo consente il riconoscimento  del  diritto all'assegno  per  i figli fino 
alla  fine del  mese  del  compimento  del 16°  anno d'età della  persona  che dà diritto alla 
prestazione. È poi  solo  previo deposito  di  una nuova richiesta  da  parte dell'avente diritto che 
gli organi  di  esecuzione della LAFam sono tenuti  a  riesaminare il diritto agli assegni familiari  
in  applicazione della LAFam:  in  assenza  di  una  tale  richiesta, detti organi  non  sono così 
tenuti  a  verificare (d'ufficio)  se la persona  che dà diritto agli assegni assolve  ad  una 
formazione che potrebbe comportare il riconoscimento  di  un assegno  di  formazione.  
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Al  contrario, il nuovo  assetto legislativo imporrebbe gli organi  di  esecuzione  di  dover 
esaminare  (in  pratica, d'ufficio) indistintamente  tutti  i diritti  alla  prestazione  a  contare  dal  
mese  di  compimento  del 15°  anno d'età  della  persona  che dà diritto agli assegni familiari,  
onde  stabilire  se  debba essere ancora riconosciuto  un  diritto  ad  un  assegno  per  figli — e,  in  
caso affermativo, fino  a  quando  (il  diritto potrebbe continuare  anche  dopo  il  compimento  del 
16°  anno d'età  per  quanti  frequentano ancora  la  scuola dell'obbligo e presentano 
un'incapacità  al  guadagno,  come  terminare  prima se  il  figlio  prima del 16°  compleanno inizia  
un  apprendistato) — oppure  ad  un  assegno  di  formazione. 

Siamo pertanto contrari  alla  modifica (perlomeno così  come  proposta) mediante  la  quale  
si  introduce  un  tale  "automatismo" nel diritto agli assegni familiari che, oltre  a  risultare 
macchinoso ed ingiustificato,  mal si concilia  con  il  principio esposto all'ad.  29  LPGA 
(qualsiasi prestazione è accordata soltanto previo deposito  di  una richiesta). 

Inoltre, e contrariamente  a  quanto indicato  al  capitolo  3.1.2 del  rapporto esplicativo,  il nuovo  
sistema  genera  un  impatto amministrativo  importante  per  gli organi  di  esecuzione, che incide 
sul numero  delle  risorse e,  di  conseguenza,  sui  costi.  In  effetti, gli organi  di  esecuzione 
dovrebbero effettuare manualmente  il  controllo  delle  scadenze  dei  diritti  per  tutti  i casi,  non  
essendo  (più)  pensabile —  come  avviene attualmente — inserire una scadenza automatica 
(cioè  per default) del  diritto all'assegno  per  figli nel sistema, ciò che comporterebbe: 

-  un  maggior rischio  di  errori  in  considerazione  del  lavoro  di  massa,  e 

- sempre  con  riferimento all'impatto amministrativo,  anche delle  ripercussioni  sui  datori  di  
lavoro che avessero (essendo  in  possesso  di  una formale autorizzazione rilasciata  in  
precedenza dall'organo  di  esecuzione) già anticipato  in  busta paga l'importo  di  CHF  
200.00  (assegno  per  figli) nel caso  in  cui  il  diritto dovesse retroattivamente essere 
rettificato  in  CHF  250.00  (assegno  di  formazione).  

Per  ovviare, perlomeno, all'automatismo introdotto  dal  nuovo  art. 3  cpv.  1  lett.  a  
AP-LAFam, proponiamo  di  modificare  anche  la prima  frase  di  detta normativa, e meglio 
indicando che gli assegni familiari comprendono "l'assegno  per  i figli, versato dall'inizio  
del  mese  in  cui  il  figlio nasce sino  alla  fine del  mese  in  cui  il  figlio compie  il  15°  anno 
d'età". 

Questa impostazione consentirebbe agli organi  di  esecuzione  di  accordare il diritto 
all'assegno  per  figli  solo  fino alla  fine del  mese  di  compimento dei  15  anni (e  non 16  anni) 
della  persona  che dà diritto agli assegni;  solo  previo deposito  di  una richiesta della  persona  
che  ha  diritto agli assegni, tali organi potrebbero così verificare  se  occorre riconoscere 
(ancora) il diritto  ad  un assegno  per  figli  (se la persona  che dà diritto segue ancora una 
formazione obbligatoria) oppure (già)  ad  un assegno  di  formazione  (se la persona  che dà 
diritto segue già una formazione postobbligatoria). 

Osserviamo, comunque, che anche questa soluzione legislativa — sempre contrariamente  a  
quanto indicato nel rapporto esplicativo — genererebbe un impatto amministrativo importante  
per  gli organi  di  esecuzione, sebbene inferiore all'impatto  con  il quale essi sarebbero 
confrontati  se tale  correttivo  non fosse  apportato.  

Art. 19  cpv.  Ver  AP-LAFam  

Con la  modifica si propone che  le  madri disoccupate che hanno diritto  a  un'indennità  di  
maternità secondo  la  LIPG siano  considerate  prive  di  attività lucrativa  per  il periodo della 
durata  di tale  diritto.  

Si  premette che  in Ticino  (applicando  per  analogia e meglio  per  estensione quanto sinora 
stabilito  con la  giurisprudenza; cfr. marg.  602  DAFam) il diritto agli assegni familiari è già 
oggi concesso  alle  madri  al  beneficio d'indennità  di  maternità ai sensi LIPG che  prima  della 
nascita erano disoccupate. 

Siamo quindi favorevoli alla modifica proposta.  
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Ci chiediamo  per  contro  se non  sia opportuno trovare una soluzione legislativa  di  livello 
federale,  in  materia  di  diritto agli assegni familiari  per  persone senza attività lucrativa, anche  
per le  madri disoccupate il cui diritto  al  supplemento  per  figli  (art. 22  cpv.  1  seconda frase 
LADI)  decade in  caso  di  malattia (considerato che,  in  caso  di  infortunio,  ä  già garantita una 
copertura dalla LAINF;  art. 129  cpv.  2  OAINF).  
In  effetti,  per  l'art.  28  cpv.  1  LADI, il diritto all'indennità giornaliera  di  disoccupazione — e, 
conseguentemente, il diritto  al  relativo supplemento  per  figli —  decade  dopo il  300  giorno 
dopo l'inizio dell'inabilità lavorativa  per  malattia.  

Per  eventuali domande, l'Istituto  delle  assicurazioni sociali rimane  a  disposizione tramite il 
Servizio giuridico  (091 821 92 98;  servizio.giuridico@ias.ti.ch).  

Con  i migliori saluti.  

PER IL  CONSIGLIO  DI  STATO  

II  Presidente:  II  Cancelliere: 

Copia p.c.:  
- Pubblicazione  in Internet  
- Dipartimento della sanità e della socialità (dss-dir@ti.ch); 
- Istituto  delle  assicurazioni sociali (ias@ias.ti.ch; servizio.giuridico@ias.ti.ch); 
- Cancelleria dello Stato (can-scds@ti.ch); 
- Deputazione ticinese alle camere federali (can-relazioniesterne@ti.ch); 
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familienfragen@bsv.admin.ch 
 
Office fédéral des assurances sociales 
Domaine Famille, générations et société 
Secteur Questions familiales 
3003 Berne 

 

 
 
 
Réf. : MFP/15023359 Lausanne, le 28 février 2018 
 
 
 
Consultation relative à l’avant-projet de modification de la loi fédérale sur les 
allocations familiales (LAFam) 
 
 
Mesdames, Messieurs, 
 
Le Conseil d’Etat du Canton de Vaud vous remercie de l’avoir consulté sur l’avant-projet 
de loi cité en titre et vous fait part, ci-après, de sa détermination.  

 
Pour nous déterminer, nous avons consulté les services concernés de l’Etat de Vaud. 
 
1. Modifications proposées 

La modification légale propose que les jeunes aient droit aux allocations de formation 
dès le début de leur formation post-obligatoire, mais au plus tôt dès le premier jour du 
mois où ils atteignent l’âge de 15 ans.  

En outre, en raison d’une lacune dans le droit en vigueur, les mères seules qui touchent 
une indemnité journalière de l’assurance-chômage avant leur congé de maternité n’ont 
pas droit aux allocations familiales. La présente modification comble cette lacune en 
disposant que, durant la période où elles touchent l’allocation de maternité perte de gain 
(APG), elles ont droit aux allocations familiales en tant que personnes sans activité 
lucrative. La restriction de la limite de revenu pour être considéré comme sans activité 
lucrative (revenu imposable inférieur à 42'300.- francs par an) ainsi que l’interdiction de 
percevoir une prestation complémentaire de l’AVS/AI, est également abandonnée. Le 
droit à l’allocation familiale prendra fin à la même date que le droit à l’allocation de 
maternité perte de gain. 

De plus, une base légale explicite est prévue par la présente révision de la LAFam 
fondant le versement des subventions aux organisations familiales. Les aides 
financières seront accordées dans deux domaines d’encouragement, à savoir 
« accompagnement, conseils et formation » et « conciliation entre vie familiale et activité 
professionnelle ou formation ». Compte tenu de l’intégration de ces nouvelles 
dispositions, un complément est apporté au titre de la loi, qui s’intitule désormais « loi 
fédérale sur les allocations familiales et les aides financières allouées aux organisations 
familiales (loi sur les allocations familiales, LAFam) ».  

 
Par ailleurs, le terme « allocation de formation professionnelle » est remplacé par 
« allocation de formation ». 
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2. Remarques générales 

Le Conseil d’Etat salue la modification visant à accorder des allocations de formation 
aux enfants qui terminent leur scolarité obligatoire à 15 ans et commencent donc leur 
formation post-obligatoire avant 16 ans. A ce titre, il rappelle que le Canton de Vaud a 
introduit cette mesure dès la mise en vigueur de la loi d’application de la loi fédérale sur 
les allocations familiales et sur des prestations cantonales en faveur de la famille 
(LVLAFam); appliquer cette mesure à l’ensemble du territoire helvétique lui paraît 
absolument justifié. 

 
Le Conseil d’Etat évalue également positivement la modification qui corrige le traitement 
inégal que connaissaient les femmes seules au chômage en matière de droit aux 
allocations familiales. 
 
Enfin, la modification relative aux aides aux organisations familiales donne une base 
légale à une pratique qui a déjà cours, et vient donc formaliser une mesure positive. 
 
Le Conseil d’Etat considère, dans le contexte de vieillissement démographique de la 
Suisse, qu’explorer des options tendant à aider financièrement toutes les familles avec 
enfant indépendamment du fait de l’exercice d’une activité lucrative, à l'instar de la 
plupart des pays de l’espace UE/AELE, serait utile dans une optique d’anticipation des 
défis. 

Conclusion 

Le Conseil d’Etat reconnaît l’intérêt de procéder à une révision de la loi sur les 
allocations familiales (LAFam) et accueille favorablement cette modification légale. 
 
Vous remerciant de l’attention que vous porterez à la présente, nous vous prions de 
croire, Mesdames, Messieurs, à l’assurance de nos sentiments distingués. 
 
 

AU NOM DU CONSEIL D’ETAT 

LA PRESIDENTE 

 

LE CHANCELIER 

 

Nuria Gorrite Vincent Grandjean 

 
 
Copies 
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• SASH 

• Parties consultées 
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Hôtel du Gouvernement - 2, me de l'HÔpital, 2800 Delémont

Office fédéral des assurances sociales
Domaine Famille, générations et sociétés
Effingerstrasse 20
3003 Berne

Hôtel du Gouvernement
2, me de l'Hôpital
CH-2800 Delémont

t +41 32 420 51 11
f +41 32 420 72 01
chancellerie@jura.ch

Delémont, le 20 février 2018

Modification de la loi fédérale sur les allocations familiales (allocations de formation dès le
début de la formation, allocations familiales pour les mères seules au chômage et aides
financières pour les organisations familiales) : ouverture de la procédure de consultation

Madame, Monsieur,

Le Département fédéral del'l ntérieur(DFI) a, par courrier du 22 novembre 2017, mis en consultation
un projet de modification de la loi fédérale sur les allocations familiales (allocations de formation dès
le début de la formation, allocations familiales pour les mères seules au chômage et aides
financières pour les organisations familiales) et nous a invités à y participer.

l. Situation

Les standards nationaux pour le versement d'allocations familiales en vertu de la loi fédérale sur les
allocations familiales seront révisés sur trois points :

1. Les allocations de formation, qui peuvent aujourd'hui être versées à partir du 16e anniversaire,
seront octroyées dès le début effectif de la formation, mais au plus tôt dès le 15e anniversaire;

2. Les mères seules au chômage qui touchent une allocation de maternité en vertu de la LAPG,
auront droit aux allocations familiales pour personnes sans activité lucrative (comble une lacune);

3. Il est prévu de créer dans la LAFam une base légale pour les aides financières qui sont octroyées
aux organisations familiales.

Si la création d'une base légale pour l'octroi d'une aide financière n'a pas de lien direct avec le droit
des assurances sociales, mais se justifie par l'absence de disposition légale pour le financement
des organisations familiales (on se réfère aujourd'hui directement à l'art. 116 al. 2 et 4 de la Cst),
les modifications 1 et 2 constituent une extension (minime) des prestations de sécurité sociale.

www.jura. ch/din





Aujourd'hui, l'allocation de formation professionnelle selon l'art. 3, al. 1, let. b LAFam est octroyée à
partir du mois qui suit celui au cours duquel l'enfant atteint l'âge de 16 ans (16e anniversaire) et cela,
même si la formation a débuté plus tôt. Cette réglementation s'inspire des dispositions en vigueur
au niveau national (LFA) au moment de l'élaboration de la LAFam. La durée de la scolarité
obligatoire, respectivement l'âge d'entrée à l'école, sont largement harmonisés et la moyenne d'âge
au moment de quitter l'école obligatoire s'est abaissée. Dans la plupart des cantons, elle se situe à
15 ans et 1 mois. Le législateur a fixé un montant plus élevé pour les allocations de formation, en
partant du principe que les frais pour les jeunes sont plus élevés pendant la période de formation
que lorsqu'ils sont à l'école obligatoire (coûts des fournitures scolaires, frais pour les trajets, écolage,
etc. ). Comme ces coûts sont à supporter plus tôt, il y a lieu d'adapter ou d'assouplir la limite d'âge.

L'art. 10, al. 2 OAFam prévoit un droit aux allocations familiales pour les femmes qui touchent des
allocations de maternité selon la LAPG, si elles ont exercé une activité lucrative auparavant. La
LAPG prévoit des allocations familiales seulement pour les personnes qui font du service, mais pas
pour les bénéficiaires d'allocations de maternité. Selon l'art. 16g, al. 1, let. a, l'allocation de maternité
prime sur les indemnités de l'assurance-chômage. Cela correspond au fait que la personne en congé
maternité n'est pas apte au placement au sens de l'art. 8, al. 1, let. f LACI. Elle n'a donc pas droit
au supplément équivalant aux allocations familiales versé en sus des allocations de chômage (art.
22, al. 1 LACI). Les chômeurs sont assimilés dans l'AVS à des personnes exerçant une activité
lucrative et cela explique pourquoi ils n'o.nt aujourd'hui pas droit à des allocations familiales pour non
actifs. Il y a donc une lacune pour les mères qui sont au chômage et n'ont pas droit à des allocations
de chômage durant le temps où elles touchent des allocations de maternité. Cette lacune doit être
comblée.

II. Analyse

1. Allocations de formation dès le début de la formation post-obligatoire

Le nouvel art. 3 al. 1 têt. b LAFam a pour effet d'avancer le début de l'allocation de formation. Cette
modification est souhaitable, car elle va dans le sens de l'objectif fixé, à savoir la compensation des
frais plus élevés supportés par les jeunes en formation.

La nouvelle disposition tient compte des besoins des jeunes en formation post obligatoire et s'adapte
à la situation actuelle en ce qui concerne le début de la formation. Cependant, des coûts
supplémentaires sont à prévoir pour les cantons, ainsi que pour les employeurs et les travailleurs
indépendants qui financent les allocations familiales. La Confédération estime les dépenses
supplémentaires à la charge des caisses d'allocations familiales à environ 16 millions de francs. Il
faut aussi s'attendre à des dépenses supplémentaires de l'ordre du demi-million de francs pour les
cantons (pour l'ensemble de la Suisse): les dépenses en matière d'allocations familiales pour les
non-actifs vont augmenter du fait du versement plus rapide des allocations de formation, d'un
montant plus élevé que celles pour enfants.

Cependant, compte tenu de la charge supplémentaire relativement faible, le canton du Jura ne
s'oppose pas à la modification proposée. En effet, pour les employeurs et les indépendants
jurassiens, la charge supplémentaire estimée s'élève à quelque 500'000 francs par année. Cette
augmentation représente une différence du taux de cotisation de 0, 02% pour les caisses de
compensation d'allocations familiales habilitées à exercer sur territoire jurassien. En ce qui concerne
le coût supplémentaire pour l'Etat jurassien relatif au financement des allocations familiales aux
personnes sans activité lucrative, celui-ci est estimé à environ 1 5'500 francs par année.



2 Allocations familiales pour les mères seules au chômage

Les mères au chômage, qui ont droit à l'allocation de maternité en vertu de la LAPG, seront
considérées comme personnes sans activité lucrative pendant la durée de leur droit à cette
allocation, indépendamment du montant du revenu et d'un droit aux prestations complémentaires
(art. 19, al. 2 LAFam). Nous sommes favorables à cette disposition, qui comble une lacune et
concrétise l'objectif politique d'un enfant, une allocation familiale. La Confédération évalue les
dépenses supplémentaires à 100'OOQ francs pour l'ensemble de la Suisse. Les coûts
supplémentaires pour le canton du Jura sont de minime importance. En effet, ceux-ci ne devraient
pas dépasser 600 francs par année selon les estimations effectuées.

III. Conclusion

Nous soutenons les deux modifications, la première relative aux allocations de formation et la
seconde concernant les mères au chômage, qui vont dans le sens de l'exhaustivité et de la finalité
des allocations familiales.

Il faut s'attendre à des coûts supplémentaires pour les caisses d'allocations familiales (et pour les
employeurs et les indépendants) ainsi que pour le canton. Cependant, ils restent limités.

Il convient de relever ici qu'il y aura un léger surcroît de travail pour les caisses d'allocations
familiales au niveau du traitement des dossiers.

En vous priant d'en prendre bonne note de ce qui précède, nous vous prions d'agréer, Madame,
Monsieur, nos salutations les plus distinguées.

AU NOM DU GOUVERNEMENT DE LA
RÉPUBLIQUE ET CANTON DU JURA

David Eray
Président

GlaWs Winkler ocourt
Chancelière d'État
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Vernehmlassung: Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen (Ausbildungszulagen ab 

Ausbildungsbeginn, Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter und Finanzhilfen an 

Familienorganisationen) 

Sehr geehrter Herr Bundespräsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Die Bürgerlich-Demokratische Partei (BDP) bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme in 

obgenannter Vernehmlassung.  

Die BDP begrüsst die Änderung des Bundesgesetzes hinsichtlich der Ausbildungszulagen, der 

Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter sowie der Finanzhilfen an 

Familienorganisationen. Die Änderungen bedeuten sowohl logische Anpassungen wie bei den 

Ausbildungszulagen als auch Schliessungen gesetzlicher Lücken wie bei den Familienzulagen oder 

den Familienorganisationen. 

Heute erhalten Eltern Ausbildungszulagen für ihre Kinder, wenn diese 16 Jahre alt werden, bis zu 

diesem Zeitpunkt erhalten sie eine Kinderzulage. Diese Regelung erfolgte bisher unabhängig davon, ob 

die Kinder schon vor dem 16. Lebensjahr eine nachobligatorische Ausbildung begannen. Dieses 

veraltete Modell muss den modernen Gegebenheiten angepasst werden: Neu erhalten Eltern 

richtigerweise Ausbildungszulagen, sobald ihre Kinder eine nachobligatorische Ausbildung beginnen, 

frühestens mit 15 Jahren. 

Bei den Familienzulagen besteht eine Lücke, die einer unbedingten Schliessung bedarf: Arbeitslose 

alleinstehende Frauen, die ein Kind bekommen, hatten bisher keinen Anspruch auf Familienzulagen 

während sie Mutterschaftsentschädigungen bezogen. Neu sollen sie einen Anspruch auf 

Familienzulagen für Nichterwerbstätige erhalten.  

Richtigerweise soll die finanzielle Unterstützung an Familienorganisationen, die bisher auf Art.116 Abs. 

1 BV gestützt war, eine gesetzliche Grundlage erhalten. Aus rechtsstaatlicher Sicht ist diese 

Massnahme unbedingt erforderlich.  
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Wir danken für die Prüfung und Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Mit freundlichen Grüssen 

      

Martin Landolt       Rosmarie Quadranti 

Parteipräsident BDP Schweiz     Fraktionspräsidentin BDP Schweiz 
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Vernehmlassung: Änderung des Familienzulagengesetzes (Ausbildungszulagen ab 
Ausbildungsbeginn, Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter und Finanzhilfen an 
Familienorganisationen) 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Sie haben uns eingeladen, zur Änderung des Familienzulagengesetzes Stellung zu nehmen. Für diese 
Gelegenheit zur Meinungsäusserung danken wir Ihnen bestens. 
 
 
Allgemeine Bemerkungen 

Die CVP begrüsst die vorgeschlagenen Massnahmen zur Umsetzung der Motion von CVP-Ständerätin 
Anne Seydoux-Christe „Familienzulagen für alle, auch für arbeitslose Mütter, die eine 
Mutterschaftsentschädigung beziehen“ (13.3650) und der parlamentarischen Initiative von CVP-
Nationalrat Stefan Müller-Altermatt „Ausbildungszulagen ab dem Beginn der Ausbildung statt aufgrund 
des Geburtstages ausrichten“ (16.417). 
Neben der unschätzbaren Freude und Bereicherung, die Kinder in eine Familie bringen, bringen Kinder 
aber auch Kosten mit sich. Allein die Konsumkosten betragen durchschnittlich 1‘000 Franken pro Monat 
und Kind. Das ist eine starke Kaufraftminderung für Familien. Familienzulagen sind eine Investition in 
die Zukunft und dazu da, die Kaufkraftminderung bei Familien oder Haushalten mit bescheidenem 
Einkommen zu mildern. Dass die Ausbildungszulage höher ist als die Kinderzulage ist sinnvoll, zumal 
Kosten für die nachobligatorische Schule höher sind. Die CVP hat die Einführung des Bundesgesetzes 
über die Familienzulagen (FamZG) massgebend unterstützt und geprägt. Seit dem 1. Januar 2009 ist 
das Familienzulagengesetz vom 24. März 2006 in Kraft. 
 
 
Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn (Art. 3 FamZG) 

Aktuell erhalten Eltern Kinderzulagen bis ihre Kinder das 16. Altersjahr vollendet haben. Nachher - 
sofern sich das Kind in Ausbildung befindet – Ausbildungszulagen. Diese Praxis ist veraltet und muss 
den heutigen Realitäten angepasst werden. Zahlreiche Kantone haben den Einschulungszeitpunkt 
vorverschoben, so dass viel mehr 15-jährige ihre Berufslehre oder anderweitige Ausbildung beginnen. 
Da die Auszahlung der Ausbildungszulage an das Alter gebunden ist, hat dies zur Folge, dass zum Teil 
weiterhin die Kinderzulage und damit die „falsche“ Zulage ausgerichtet wird. Eltern haben ab dem Eintritt 
in die nachobligatorische Schule höhere Kosten zu tragen. Deshalb sollen den Eltern bereits ab dem 
Zeitpunkt Ausbildungszulagen gewährt werden, ab dem das Kind mindestens 15 Jahre alt ist und sich 
in der nachobligatorischen Schulzeit befindet.  
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Die finanziellen Auswirkungen auf den Arbeitgeber, und damit auch Kantone, sind gering. Die CVP 
erachtet die Vorverlegung des Zeitpunkts für die Auszahlung der Ausbildungszulagen als richtig. 

 
Anspruch auf Familienzulagen für arbeitslose Mütter (Art. 19 FamZG) 

Der Grundsatz, wonach jedem Kind eine Zulage zugesprochen wird, ist ein wichtiges Anliegen der CVP. 
Damit hat jede Person, sei sie angestellt, nicht erwerbstätig oder selbstständig erwerbend, potenziell 
Anspruch auf eine Familienzulage. Für jedes Kind kann im Prinzip eine Familienzulage ausgerichtet 
werden. Die CVP hat sich beispielsweise damals dafür stark eingesetzt, dass auch 
Selbständigerwerbende für ihre Kinder Zulagen erhalten. Arbeitslose alleinstehende Mütter, die eine 
Mutterschaftsentschädigung beziehen, sind heute vom System der Familienzulagen ausgeschlossen. 
Für den Fall, dass zum Beispiel keine Vaterschaftsanerkennung besteht und damit sonst niemand einen 
Anspruch geltend machen kann, können für das Kind keine Familienzulagen bezogen werden. 
Aus sozialpolitischen Gründen ist es wichtig, dass mit dieser Massnahme eine Lücke im System der 
Familienzulagen endlich geschlossen wird und auch nichterwerbstätige Frauen im Mutterschaftsurlaub 
einen Anspruch auf Familienzulagen erhalten. Auch hier sind die Mehrausgaben gering, die der Kanton 
für die Familienzulagen für Nichterwerbstätige finanzieren muss.  

 
Grundlage für Finanzhilfen an Familienorganisationen (Art. 21f ff. FamZG) 

Die CVP Unterstützt die Schaffung einer neuen gesetzlichen Grundlage für die Unterstützung von 
Familienorganisationen durch Finanzhilfen des Bundes. Die Familienorganisationen leisten einen 
wichtigen Beitrag zur Unterstützung der Anliegen der Familien in diesem Land. Diese gesetzliche 
Grundlage hat keine finanziellen Auswirkungen auf Kantone und bringt keine Mehrausgaben für den 
Bund mit, da die Finanzierung bereits heute über das ordentliche Budget erfolgt.  
 
 
 
 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und verbleiben mit freundlichen Grüssen. 
 
 
 
CHRISTLICHDEMOKRATISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ 
 
 
Sig. Gerhard Pfister Sig. Béatrice Wertli 
Präsident der CVP Schweiz Generalsekretärin CVP Schweiz 
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Département fédéral de l’intérieur (DFI) 
 
 
Par e-mail: familienfragen@bsv.admin.ch 
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VL Familienzulagen 

 

 

 

Modification de la loi sur les allocations familiales (LAFam) 
Prise de position du PLR.Les Libéraux-Radicaux  

 
Madame, Monsieur,  
 
Nous vous remercions de nous avoir donné la possibilité de nous exprimer dans le cadre de la 
consultation de l’objet mentionné ci-dessus. Vous trouverez ci-dessous notre position. 
 
PLR.Les Libéraux-radicaux se prononce en faveur de cette proposition de modification de la LAFam.  
 
Allocations de formation dès le début de la formation post-obligatoire 
 
L’avant-projet prévoit que les allocations de formation soient octroyées dès le moment où l’enfant a 
atteint l’âge de 15 ans et suit une formation post-obligatoire. Le droit en vigueur ne prévoit le versement 
de ces allocations qu’à partir de 16 ans.  
 
Le PLR soutient cette proposition d’adaptation. Celle-ci impliquerait certes une augmentation de 0.3% du 
volume totale des allocations familiales. Cependant, cet ajustement est justifié. Aujourd’hui, un enfant né 
en juillet commence une formation post-obligatoire à l’âge de 15 ans et 1 mois. Cependant, ses parents 
ne toucheront les allocations de formation que onze mois plus tard. La révision proposée corrige cet effet 
indésirable en supprimant toute inégalité de traitement selon la date de naissance.  
 
Cela étant, cette adaptation ne doit pas ouvrir la porte à un ajustement vers le haut de l’âge maximal 
donnant droit à ces allocations de formation. Celui-ci est fixé à 25 ans. Il ne doit sous aucun prétexte être 
révisé à la hausse. 
 
Allocations familiales pour les mères seules au chômage 
 
L’avant-projet présenté propose de combler une lacune législative. En 2013, lorsque l’universalité des 
allocations familiales s’est concrétisée avec la modification de la LAFam, une catégorie de personnes n’a 
pas été prise en compte, celle des mères au chômage qui bénéficient d’allocations de maternité et dont le 
père est de domicile inconnu ou n’a pas reconnu l’enfant. Permettre le versement d’allocations familiales 
aux femmes concernées générerait une hausse très modeste des coûts, de l’ordre de 100’000 francs par 
an selon le DFI. 
 
Le PLR soutient cette révision qui vise à corriger la lacune législative issue de la révision de 2013. Pour 
les femmes concernées, ces allocations constituent dans bien des cas un apport financier très bienvenu.  
 
Aide financière pour les organisations familiales 
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Le PLR n’a pas d’objection à ce que soit créée une base légale pour l’octroi d’aides financières aux 
organisations familiales dans la LAFam. Aujourd’hui, ces aides sont versées directement sur la base de 
l’art. 116 al. 1 de la Constitution fédérale. Il est légitime qu’une base légale soit créée au niveau de la loi. 
 
En vous remerciant de l’attention que vous porterez à nos arguments, nous vous prions d’agréer, 
Madame, Monsieur, l’expression de nos plus cordiales salutations. 
 
PLR.Les Libéraux-Radicaux   
La Présidente    Le Secrétaire général 

 
 

 
Petra Gössi  Samuel Lanz 
Conseillère nationale 
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Berne, le 16 mars 2018 
 

 

Modification de la loi fédérale sur les allocations familiales 

 

Monsieur le Conseiller fédéral,  

Madame, Monsieur,  

Nous vous remercions d’avoir sollicité la position des Verts suisses sur l’objet cité en titre.  

Pour les Verts, la politique familiale doit promouvoir l’égalité entre femmes et hommes, lutter contre la 

pauvreté et venir en aide à toutes les familles – que celles-ci soient recomposées, monoparentales, 

avec des parents de même sexe ou vivant en concubinage. Garantir l’égalité des chances aux enfants 

est aussi notre priorité.  Malheureusement, il reste du chemin à faire. Il est par exemple choquant qu’en 

Suisse un enfant sur dix soit touché par la pauvreté. Les Verts veulent soutenir les familles en leur 

octroyant des allocations de façon ciblée et efficiente et, si nécessaire, des prestations 

complémentaires.  

Les modifications législatives proposées par le Conseil fédéral vont ainsi dans la bonne direction et sont 

soutenues par les Verts. Les Verts souhaiteraient cependant que le Conseil fédéral continue à prendre 

d’autres mesures pour que chaque enfant, indépendamment de son statut ou de celui de ses parents, 

ait le droit à une allocation familiale (comme cela est pratiqué dans d’autres pays). Finalement, pour les 

Verts, les allocations familiales soutiennent les familles. Ils sont donc pour une augmentation de celles-

ci, ce qui constituerait une mesure pertinente de lutte contre la pauvreté et pour améliorer la conciliation 

entre vies professionnelle et familiale. 

Remarques particulières : 

- Allocations de formation dès le début de la formation post-obligatoire : les Verts soutiennent 

cette modification logique et adaptée à notre époque. D’autant plus que la formation post-

obligatoire signifie souvent pour les familles des coûts supplémentaires. 

  



 

- Allocations familiales pour les mères seules au chômage : les Verts soutiennent également 

cette modification. Cette modification légale permet de combler une lacune importante. Le principe 

« Un enfant, une allocation » n’est pas malheureusement pas encore valable pour tous les enfants 

(par ex. pour certains orphelins). Ils souhaiteraient ainsi que le Conseil fédéral continue à prendre 

d’autres mesures pour garantir que chaque enfant puisse avoir droit à une allocation familiale.  

- Aides financières pour les organisations familiales : les Verts saluent le fait que ce 

financement soit désormais ancré dans une loi. Les Verts souhaiteraient également que les 

organisations qui viennent en soutien à des familles aux situations de vie particulières puissent 

être encouragées financièrement. Ceci permettrait de répondre aux nouveaux défis de notre 

société, tels que par ex. les familles arc-en-ciel, et de venir en aide à des familles particulièrement 

vulnérables, comme par ex. les familles de réfugiés ou devant supporter le poids de situations 

psycho-sociales délicates. 

Nous vous remercions de l’accueil que vous réserverez à cette prise de position et restons à votre 

disposition pour toute question ou information complémentaire. 

Nous vous prions de croire, Monsieur le Conseiller fédéral, Madame, Monsieur, à l’expression de notre 

haute considération. 

 

 

 

Regula Rytz       Gaëlle Lapique 

Présidente       secrétaire politique 
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Stellungnahme der Grünliberalen zur Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen 
  
Sehr geehrter Herr Bundespräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns für die Vorlage und den Erläuternden Bericht zur Änderung des Bundesgesetzes über die 
Familienzulagen (Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn, Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende 
Mütter und Finanzhilfen an Familienorganisationen) und nehmen dazu wie folgt Stellung: 
 
Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn 
Nach geltendem Recht erhalten Eltern Ausbildungszulagen erst dann, wenn ihre Kinder das 16. Altersjahr voll-
endet haben. Dabei ist zu berücksichtigen, dass Ausbildungszulagen höher sind als Kinderzulagen (mindestens 
Fr. 250 im Vergleich zu Fr. 200 pro Monat und Kind), da den Eltern höhere Kosten für die Ausbildung entstehen 
(z.B. Kosten für Schulbücher, die nicht mehr kostenlos abgegeben werden). Wegen des früheren Einschulungs-
alters (HarmoS-Konkordat) gibt es jedoch viele Fälle, in denen Kinder schon vor dem 16. Altersjahr eine nachob-
ligatorische Ausbildung beginnen. Die geltende fixe Altersgrenze für Ausbildungszulagen führt daher zu Ungleich-
behandlungen, die nicht gerechtfertigt sind. 
 
Ausbildungszulagen für Jugendliche sollen daher künftig ab dem Zeitpunkt des Beginns der nachobligatorischen 
Ausbildung ausgerichtet werden, frühestens aber ab dem Beginn des Monats, in dem die Jugendlichen das 
15. Altersjahr vollenden. Letzteres entspricht dem Alter, das die jüngsten Kinder eines Jahrgangs in der Mehrzahl 
der Kantone haben, wenn sie die nachobligatorische Ausbildung beginnen (15 Jahre und 1 Monat; vgl. Erläutern-
der Bericht, Seiten 10 und 18). Die Neuregelung hat nach Schätzung des Bundesrates Mehrausgaben von rund 
Fr. 16 Millionen zur Folge, die bei den Familienzulagen für Arbeitnehmende und Selbstständigerwerbende mit 
Beiträgen in Prozenten des AHV-pflichtigen Einkommens finanziert werden. Dieser Betrag führt zu einer Verteu-
erung der Arbeitskosten, was unerfreulich ist, aber durch einen Vergleich mit den Gesamtausgaben für Familien-
zulagen von Fr. 5.8 Mia. (Stand 2015) deutlich relativiert wird. Das entspricht einem Anstieg um 3 Promille. 
 
Die Grünliberalen begrüssen die Gesetzesrevision. 
 
Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter 
Nach geltendem Recht haben arbeitslose alleinstehende Mütter keinen Anspruch auf Familienzulagen während 
des Bezugs der Mutterschaftsentschädigung, wenn der Vater oder eine andere Person Anspruch auf Familien-
zulagen geltend machen kann. Das ist dann ein Problem, wenn das Kind vom Vater nicht anerkannt wurde oder 
wenn der Aufenthaltsort des Vaters unbekannt ist. Daher soll diesen Müttern neu ein Anspruch auf Familienzu-
lagen für Nichterwerbstätige während des Bezugs der Mutterschaftsentschädigung gewährt werden. Damit wird 
dem Prinzip nachgelebt, dass für jedes Kind eine Familienzulage ausgerichtet wird. Die finanziellen Auswirkun-
gen sind dabei vernachlässigbar (gemäss dem Erläuternden Bericht jährlich ca. Fr. 100‘000). 
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Die Grünliberalen begrüssen die Gesetzesrevision. 
 
Finanzhilfen an Familienorganisationen 
Seit 1949 werden Subventionen an Familienorganisationen unmittelbar gestützt auf die Bundesverfassung aus-
gerichtet. Für die laufende Vertragsperiode (2016-2019) betrifft das den Dachverband Pro Familia Schweiz, den 
Verband Kinderbetreuung Schweiz (kibesuisse), die Schweizerische Stiftung des Internationalen Sozialdienstes 
(SSI), den Verein pro enfance sowie den Verein a:primo. Aus rechtsstaatlicher Sicht ist es richtig, dass für diese 
Unterstützung endlich eine ordentliche gesetzliche Grundlage geschaffen wird. Wie bisher sollen die Finanzhilfen 
ausschliesslich gesamtschweizerischen bzw. in einer ganzen Sprachregion tätigen Familienorganisationen ge-
währt werden, die gemeinnützig, konfessionell neutral und parteipolitisch unabhängig sind. Unverändert ist auch, 
dass die Finanzhilfen über das ordentliche Budget des Bundes finanziert werden. 
 
Gemäss Vorlage sollen die Finanzhilfen in Zukunft in zwei Bereichen gewährt werden: Zum einen in der Beglei-
tung, Beratung und Bildung von Familien und zum anderen in der Förderung der Vereinbarkeit von Familie und 
Erwerbstätigkeit oder Ausbildung. Die Grünliberalen sind damit einverstanden, wobei der Schwerpunkt auf die 
bessere Vereinbarkeit zu legen ist. Das ist nur schon mit Blick auf die Fachkräfteinitiative und die bessere Aus-
schöpfung des Arbeitsmarktes im Inland geboten. Ebenfalls zu begrüssen ist, dass die Finanzhilfen höchstens 
50 % der anrechenbaren Ausgaben einer Familienorganisation ausmachen dürfen (Art. 21h Abs. 3 E-FamZG). 
Dadurch ist gewährleistet, dass Tätigkeiten nicht allein deshalb ausgeübt werden, weil dafür Bundesgelder flies-
sen.  
 
Die Grünliberalen begrüssen die Gesetzesrevision. Bei der Ausrichtung der Finanzhilfe ist der Schwerpunkt auf 
die bessere Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit oder Ausbildung zu legen. 
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Prüfung unserer Anmerkungen und Vorschläge. 
 
Bei Fragen dazu stehen Ihnen die Unterzeichnenden sowie unser zuständiges Kommissionsmitglied, National-
rat Thomas Weibel, gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüssen 

                    
 
Jürg Grossen Ahmet Kut 
Parteipräsident Geschäftsführer der Bundeshausfraktion 
 







 
Modification de la loi sur les allocations familiales (LAFam) 
Procédure de consultation 
 
 
Monsieur le Président de la Confédération, 
Madame, Monsieur, 
 
Nous vous remercions d’avoir sollicité notre prise de position concernant la mo-
dification de la loi sur les allocations familiales (LAFam) et de nous avoir transmis 
les documents y afférents. Les dossiers auxquels touche le présent avant-projet 
de révision étant répartis entre plusieurs personnes de langues maternelles diffé-
rentes, nous vous remercions d’avance de votre compréhension concernant le 
caractère bilingue de la prise de position du Parti socialiste suisse (PS). 
 
Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn (Teil I der Vorlage) 
 
Grundsätzliche Haltung 

• Die Parlamentarische Initiative 16.417 verlangt, das Familienzulagenge-
setz so anzupassen, dass für Kinder ab Beginn der nachobligatorischen 
Ausbildung Ausbildungszulagen ausgerichtet werden statt ab dem voll-
endeten 16. Altersjahr. Die SGK-N hat der Pa.Iv. mit 20:2 Stimmen und 
die SGK-S einstimmig Folge gegeben. 

• Wir unterstützen die vorgeschlagene Anpassung mit Nachdruck, 
beantragen aber, dass die untere Alterslimite für den Bezug von 
Ausbildungszulagen auf das vollendete 14. (statt 15.) Altersjahr 
festgesetzt wird. 

• Wir beantragen zudem eine Flexibilisierung der Alterslimite nach 
oben. Gemäss Bericht in Erfüllung des Postulats 12.3973 scheint ein 
nicht unbeträchtlicher Teil der Studentinnen und Studenten zwischen 26 
und 30 Jahren in finanziellen Schwierigkeiten zu sein. Ein Viertel der be-
fragten Studentinnen und Studenten geben an, dass sie mit grossen o-
der sehr grossen finanziellen Schwierigkeiten konfrontiert sind, 21% sind 
verschuldet. Diese Situation ist unbefriedigend und widerspricht der 
Chancengerechtigkeit, da sie allenfalls begabte junge Menschen von ei-
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nem Studium abhält oder auch davon, ein Austauschsemester zu absol-
vieren, da dies allenfalls die Studienzeit über die Alterslimite hinaus ver-
längern könnte. Nicht alle Studierenden können einer Erwerbstätigkeit 
nachgehen und wir sind der Meinung, dass es wichtig wäre, die Al-
terslimite zu erhöhen, sofern es sich um ein Erststudium handelt. Eine 
Erhöhung der Limite rechtfertigt sich umso mehr, als das Stipendienwe-
sen in der Schweiz aus unserer Sicht ungenügend ist – deshalb haben 
wir damals auch die Stipendieninitiative unterstützt - und aufgrund der 
Sparprogramme auch in den Kantonen zunehmend unter Druck kommt. 
Fehlt das Geld in der Ausbildung, wird die Ausbildungszeit wegen der 
Erwerbstätigkeit verlängert. Eine längere Ausbildung ist viel teurer als 
den Anspruch auf Ausbildungszulagen zu verlängern. 

 
Weitergehende Ausführungen 

• Nach dem Familienzulagengesetz werden heute für Kinder bis 16 Jahre 
und für erwerbsunfähige Kinder bis 20 Jahre Kinderzulagen ausgerich-
tet. Der Anspruch auf Kinderzulagen besteht bis zum Ende des Monats, 
in dem das Kind seinen 16. Geburtstag feiert. Für Kinder in Ausbildung 
von 16 bis 25 Jahre besteht Anspruch auf Ausbildungszulagen. Die 
Ausbildungszulage wird ab dem Monat nach der Vollendung des 16. Al-
tersjahrs ausgerichtet. Bei Einführung der betragsmässig höheren Aus-
bildungszulagen wurde nicht berücksichtigt, dass die Kinder die obliga-
torische Schule im Verlauf ihres 16. Altersjahrs abschliessen und die 
nachobligatorische Ausbildung demnach vor ihrem 16. Geburtstag be-
ginnen.  

 
• Das HarmoS-Konkordat hat für alle Beitrittskantone den 31. Juli als 

Stichtag für die Einschulung festgesetzt. In den HarmoS-Kantonen be-
ginnen die Schülerinnen und Schüler die nachobligatorische Ausbildung 
somit zwischen 15 Jahren und 1 Monat und 16 Jahren und 1 Monat. 
Das hat zur Folge, dass die Eltern - je nach Geburtsdatum des Kindes – 
teilweise erst Monate nach Beginn der nachobligatorischen Ausbildung 
ihrer Kinder die höheren Ausbildungszulagen erhalten. In den Kantonen, 
die HarmoS nicht beigetreten sind, ist der Stichtag für die Einschulung 
unterschiedlich geregelt. Aufgrund dieser Ausgangslage kann davon 
ausgegangen werden, dass schweizweit viele Jugendliche ihre 
nachobligatorische Ausbildung vor ihrem 16. Geburtstag beginnen. 
In einem Kanton mit Stichtag 31. Juli betrifft dies die Eltern eines Kindes, 
welches im Juli Geburtstag hat, während 12 Monaten. 

• Obwohl Eltern ab dem Eintritt ihrer Kinder in eine nachobligatori-
sche Schule höhere Kosten zu tragen haben, werden gemäss gel-
tender Regelung für Kinder, die vor ihrem 16. Geburtstag eine 
nachobligatorische Ausbildung beginnen, Kinderzulagen ausge-
richtet und keine Ausbildungszulagen. Diese Regelung ist aus bil-
dungs- und familienpolitischer Sicht problematisch. Neu sollen 
deshalb die Eltern ab dem Zeitpunkt Ausbildungszulagen erhalten, 
in dem ihre Kinder die nachobligatorische Ausbildung beginnen, 
was wir sehr begrüssen.  

 
• Die untere Alterslimite für den Bezug von Ausbildungszulagen wird auf 

das vollendete 15. Altersjahr festgesetzt, da die jüngsten Kinder eines 
Jahrgangs in der Mehrzahl der Kantone 15 Jahre und 1 Monat alt sind, 
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wenn sie mit der nachobligatorischen Bildung beginnen. Für Kinder, die 
eine Klasse überspringen, hat die Festlegung der unteren Altersgrenze 
aber zur Konsequenz, dass die Ausbildungszulagen erst ab dem Beginn 
des Monats ausgerichtet werden, in welchem sie das 15. Altersjahr voll-
endet haben. Davon ist gemäss Vernehmlassungsbericht ungefähr 1 % 
der Kinder betroffen. Unseres Erachtens sollte die untere Alterslimite 
für den Bezug von Ausbildungszulagen auf das vollendete 14. Al-
tersjahr festgesetzt werden, damit auch Eltern von Kindern, die ei-
ne Klasse übersprungen haben, von dieser Anpassung profitieren 
können. Angesichts der tiefen Zahl dieser Fälle dürfte nicht mit all-
zu hohen Zusatzkosten zu rechnen sein. 

 
• Für Kinder, die das 16. Altersjahr vollendet haben und noch die obligato-

rische Schule besuchen, werden ebenfalls Ausbildungszulagen ausge-
richtet. Für diese Kinder erfolgt somit keine Verschlechterung im 
Vergleich zum heutigen System, was wir sehr begrüssen.   

 
Allocations familiales pour les mères seules au chômage (partie II du pro-
jet) 
 
Remarques générales 

• En 2006, un pas décisif a pu être franchi avec l’adoption de la LAFam 
par le Parlement. Celle-ci a permis de fixer des montants minimaux pour 
les allocations familiales et de formation au niveau national. Avec 
l’extension du droit aux allocations familiales et de formation aux parents 
exerçant une activité lucrative à titre indépendant, une lacune importante 
a pu être comblée ultérieurement.  

 
• La motion 13.3650 soutenue par une majorité du Parlement en 2013 et 

2014 a chargé le Conseil fédéral de colmater une autre brèche : en effet, 
à l’heure actuelle, une mère seule qui se retrouve au chômage et qui 
met au monde un enfant ne peut faire valoir son droit aux allocations 
familiales si le père ne peut être retrouvé ou en l’absence d’une recon-
naissance de paternité. Il s’agit essentiellement d’un problème résultant 
de l’interaction entre la LAFam, la loi sur l’assurance-chômage et la loi 
sur l’assurance pour perte de gain. Aux yeux du PS, il y a lieu d’y remé-
dier rapidement afin que le principe « un enfant, une allocation » voulu 
par le législateur soit concrétisé. Aussi manifeste-t-il son plein soutien 
aux modifications soumises à son appréciation. 

 
Commentaire des dispositions 

• Dans le droit en vigueur, les mères seules donnant naissance à un en-
fant peuvent uniquement faire valoir leur droit aux allocations familiales 
si elles étaient en activité avant la venue du bébé. En revanche, les 
mères qui étaient à l’assurance-chômage avant la naissance de l’enfant 
n’y ont pas le droit. Le PS estime qu’il importe de corriger cette inégalité 
de traitement, cela d’autant plus que ce sont généralement les mères les 
plus exposées au risque de précarité qui sont concernées par ce cas de 
figure et qu’il serait question d’un correctif nécessaire d’un point de vue 
socio-politique également. Selon les estimations, cette adaptation inté-
ressera quelque 50 mères célibataires au chômage et sans reconnais-
sance de paternité par année. Les coûts annuels supplémentaires pour 
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biffer cette inégalité de traitement s’élèveront à environ 100'000 francs, à 
charge des cantons en vertu de la disposition relative au financement 
des allocations familiales versées aux personnes sans activité lucrative.   

 
• Le dispositif proposé préconise d’octroyer le droit aux allocations fami-

liales à ces mères en tant que personnes sans activité lucrative. Pour ce 
faire, la catégorie des bénéficiaires n’exerçant pas d’activité lucrative se-
ra étendue. Concrètement, pour les mères seules au chômage, l’on 
abandonnera la restriction selon laquelle les personnes sans activité lu-
crative ne peuvent toucher des allocations familiales que si leur revenu 
imposable est inférieur à 42'300 francs par an. Par ailleurs, la restriction 
selon laquelle les personnes sans activité lucrative perdent le droit aux 
allocations familiales si elles perçoivent des prestations complémen-
taires pour elles-mêmes ou pour un de leurs enfants sera de même le-
vée. De cette façon, toutes les mères seules au chômage auront le droit 
aux allocations familiales durant les 14 semaines de congé de maternité. 
Le PS soutient ces modifications sans réserve. 

 
Finanzhilfen an Familienorganisationen (Teil III der Vorlage) 
 
Grundsätzliche Haltung 

• Das Parlament bewilligt jährlich den Kredit A231.0243 „Familienorgani-
sationen“. Damit kann der Bund Organisationen, die Aufgaben zuguns-
ten von Familien wahrnehmen, unterstützen. Die Höhe des Kredits be-
läuft sich 2017 auf 2 Millionen Franken. 2016-2019 werden fünf Organi-
sationen subventioniert: Der Dachverband Pro Familia Schweiz, der Ver-
band Kinderbetreuung Schweiz, die Schweizerische Stiftung des Inter-
nationalen Sozialdienstes, der Verein Pro Enfance und der Verein 
a:primo.  

• Die Finanzhilfen werden gestützt auf Artikel 116 Absatz BV gewährt. Auf 
Stufe Gesetz besteht keine genügende Rechtsgrundlage. Die Schaf-
fung einer gesetzlichen Grundlage wird mit der zur Diskussion ste-
henden Vorlage beantragt, was wir grundsätzlich begrüssen. Wir 
bedauern es aber, dass die Gelegenheit nicht genutzt wird, die Fi-
nanzierung verbindlicher auszugestalten. Das würde den Organisa-
tionen längerfristig Sicherheit bieten, dass die benötigten Mittel 
ausbezahlt werden und es würde das Engagement des Bundes im 
Bereich Familienpolitik stärken und glaubwürdiger machen. 

 
Weitergehende Ausführungen 

• In seiner familienpolitischen Auslegeordnung hat der Bundesrat vier 
Handlungsfelder definiert: Wirtschaftliche Absicherung der Familien und 
Bekämpfung der Familienarmut; Förderung der Vereinbarkeit von Fami-
lie und Erwerbstätigkeit; Anpassung des Familien- und Erbrechts an die 
realen Lebensformen; Förderung der Familien. Bei der Förderung der 
Familien (Handlungsfeld 4) leistet der Bund einen Beitrag mit der Unter-
stützung von sprachregional bzw. gesamtschweizerisch tätigen Famili-
enorganisationen. Das Engagement des Bundes in der Familienpoli-
tik ist natürlich begrüssenswert. Wir erwarten aber, dass dieses 
Engagement künftig noch verstärkter wahrgenommen wird und 
dass insbesondere der Bekämpfung von Familienarmut grösseres 
Gewicht beigemessen wird. 
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• Künftig soll der Bund gemäss dieser Vorlage in zwei Förderbereichen 

Finanzhilfen ausrichten: „Begleitung, Beratung und Bildung“ sowie „Ver-
einbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit oder Ausbildung“. Familien-
organisationen, welche um Finanzhilfen ersuchen, müssen gemäss ih-
rem statutarischen Zweck respektive Stiftungszweck in einem dieser 
Förderbereiche tätig sein.  

• Finanzhilfen sollen zudem nur an Organisationen ausgerichtet werden, 
die eine gewisse Reichweite haben und die der Anforderung der Ge-
meinnützigkeit entsprechen. Zudem werden Finanzhilfen nur an konfes-
sionell neutrale und parteipolitisch unabhängige Organisationen ausge-
richtet. Wir sind mit diesen Kriterien grundsätzlich einverstanden. Was 
aus dem Bericht nicht ersichtlich wird, ist, ob die aktuell geförder-
ten Organisationen unter einen der beiden Förderbereiche fallen. 
Es wäre bedauerlich, falls ein bewährtes und langjähriges Engage-
ment einer dieser Organisationen künftig nicht mehr möglich sein 
könnte, da sie neu nicht mehr dem Fördertatbestand entspricht. 

 
• Die Formulierung „Der Bund kann Familienorganisationen … Finanzhilfen 

… gewähren“ bedeutet, dass kein Rechtsanspruch auf Finanzhilfen be-
steht. Dieser Kreditvorbehalt wird auch in den Verträgen zur Ausrichtung 
von Finanzhilfen angebracht. Damit ist eine Kündigung des Vertrags o-
der eine Kürzung des Betrags während der Vertragsperiode möglich. 
Wir bedauern, dass die Finanzierung nicht auf eine verlässlichere 
Basis abgestellt wird. Für die betroffenen Organisationen dürfte 
dieser Vorbehalt vermutlich zu einer gewissen Unsicherheit führen, 
was aufgrund der Wichtigkeit des Themas bedauerlich ist. 

 
En vous remerciant de l’attention que vous porterez à ces quelques lignes, nous 
vous prions d’agréer, Monsieur le Président de la Confédération, Madame, Mon-
sieur, l’assurance de notre haute considération. 
 
 
Parti socialiste 
suisse  
       
 
 
  
 
Christian Levrat Chantal Gahlinger Jacques Tissot 
Président Secrétaire politique Secrétaire politique 
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Per Mail: yasemin.cevik@bsv.admin.ch 

Bern, 15. März 2017 

Änderung des Gesetzes über die Familienzulagen 
Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Bundespräsident,  
sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen bestens für die Gelegenheit, zur Änderung des Bundesgesetzes über die Familien-
zulagen Stellung nehmen zu können. Der Schweizerische Städteverband vertritt die Städte, städti-
schen Gemeinden und Agglomerationen in der Schweiz und damit gut drei Viertel der Schweizer Be-
völkerung. 

Allgemeine Einschätzung 

Wir begrüssen die mit der Gesetzesänderung vorgeschlagenen Anpassungen. Diese schliessen bis-
herige Lücken im System und führen schlussendlich auch auf kommunaler Ebene zu Entlastungen der 
entsprechenden Systeme (vorwiegend Sozialhilfe). 

Bemerkungen zu den einzelnen Elementen 

Ausrichtung von Ausbildungszulagen (Artikel 3 E-FamZG) 

Die Vorlage sieht vor, dass die Eltern ab dem Zeitpunkt Ausbildungszulagen für Kinder erhalten, an 
dem ihre Kinder die nachobligatorische Ausbildung beginnen und das 15. Altersjahr vollendet haben. 
Wir begrüssen das Vorverlegen des Zeitpunkts für die Ausrichtung von Ausbildungszulagen. Die heu-
tige Regelung ist stossend, da viele Kinder ihre nachobligatorische Ausbildung vor Vollendung des 
16. Lebensjahrs beginnen und mit der nachobligatorischen Ausbildung häufig höhere Kosten anfallen. 
Das Ausrichten der höheren Zulagen ab Ausbildungsbeginn entlastet nicht nur Familien, sondern wirkt 
sich womöglich auch positiv auf das Gemeinwesen aus: es kann seine finanziellen Unterstützungsleis-
tungen an bedürftige Familien mit Kindern in Ausbildung früher reduzieren. In diesem Zusammenhang 
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unterstützt der Städteverband auch die Weiterführung der heutigen Praxis, wonach für Kinder, die das 
16. Altersjahr vollendet haben und noch die obligatorische Schule besuchen, ebenfalls Ausbildungszu-
lagen ausgerichtet werden. Damit wird sichergestellt, dass der geplante Systemwechsel für diese Kin-
der keine Verschlechterung zur Folge hat. 
Es ist anzumerken, dass die hier vorgeschlagene Änderung in verschiedenen Kantonen – etwa in der 
Waadt – ohnehin bereits anerkannte Praxis ist. 

Anspruch auf Familienzulagen für arbeitslose Mütter (Artikel 19 E-FamZG) 

Der Städteverband unterstützt das politische Ziel, dass jedem Kind eine Zulage zuzusprechen ist und 
stimmt deshalb dem vorgesehenen Anspruch auf Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Müt-
ter während des Bezugs der EO-Mutterschaftsentschädigung zu. Diese sollen als Nichterwerbstätige 
einen Anspruch auf Familienzulagen geltend machen können, sofern für den gleichen Zeitraum keine 
andere Person einen Anspruch auf Familienzulagen für dasselbe Kind hat. Die vom Bund geschätzten 
Mehrkosten für die Kantone belaufen sich auf 100‘000 Franken und sind somit vertretbar. 

Neben der inhaltlichen Zustimmung zu diesem Anspruch möchten wir darauf hinweisen, dass die 
Festlegung des massgebenden Einkommens keinen allzu grossen Verwaltungsaufwand auslösen 
darf. Insbesondere auch mit Blick auf die kurze Bezugsdauer dieser Zulage. 

Unsere Mitglieder weisen auch darauf hin, dass durchaus noch weitere Lücken bestehen könnten im 
Familienzulagengesetz und weisen etwa auf die Witwenrenten hin. Wir leiten Ihnen die dazugehörige 
Stellungnahme der Gemeinde Münsingen in der Beilage weiter und bitten Sie den dort beschriebenen 
Sachverhalt zu prüfen. 

Grundlage für Finanzhilfen an Familienorganisationen (Artikel 21f ff. E-FamZG) 

Wir unterstützen die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für die Ausrichtung von Finanzhilfen an 
Familienorganisationen. Aus rechtstaatlicher Sicht ist dies erforderlich. Zutreffend ist zudem, dass sich 
das FamZG für die Integration einer solchen Bestimmung bestens eignet. Die Förderung von Aktivitä-
ten in den Bereichen «Begleitung, Beratung und Bildung» sowie «Vereinbarkeit von Familie und Er-
werbstätigkeit oder Ausbildung» erachten wir als richtig und wichtig. 

Anträge 

Wir beantragen: 

► Prüfen allfälliger Gesetzeslücken in Zusammenhang mit Witwenrenten 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 
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Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Städteverband 
Präsident Direktorin 

Kurt Fluri, Nationalrat Renate Amstutz 
Stadtpräsident Solothurn 

Beilage Stellungnahme der Gemeinde Münsingen 

Kopie Schweizerischer Gemeindeverband 
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Vernehmlassungsantwort 
Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen (Ausbildungszulagen ab Ausbildungs-
beginn, Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter und Finanzhilfen an Familienorga-
nisationen) 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit dem Schreiben vom 22. November 2017 hat uns der Vorsteher des Eidgenössischen Departements 
des Innern EDI eingeladen, zur Änderung des Familienzulagengesetzes Stellung zu nehmen. Für die 
uns eingeräumte Gelegenheit zur Meinungsäusserung und für die Berücksichtigung unserer Anliegen 
danken wir Ihnen bestens. 

Der Schweizerische Gewerbeverband sgv, die Nummer 1 der Schweizer KMU-Wirtschaft, vertritt 230 
Verbände und gegen 500'000 Unternehmen, was einem Anteil von 99.8 Prozent aller Unternehmen in 
unserem Land entspricht. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grösste Dachverband der 
Schweizer Wirtschaft für optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen sowie für ein un-
ternehmensfreundliches Umfeld ein. 

Ausbildungszulagen ab Beginn der nachobligatorischen Ausbildung 

Der sgv lehnt die vorgeschlagenen Anpassungen ab. Die verursachten Mehrkosten von jährlich 16 Milli-
onen Franken sind keinesfalls unerheblich. Zudem wäre mit einem nicht zu unterschätzenden administ-
rativen Mehraufwand zu rechnen. Festzuhalten gilt es auch, dass das Gros der Auszubildenden, die vor 
Vollendung des 16. Altersjahres eine nachobligatorische Ausbildung beginnen, sich für eine Berufslehre 
entscheiden. Die Auszubildenden erhalten somit einen Lehrlingslohn, womit die generelle Aussage, 
dass den Eltern vorzeitig höhere Kosten erwachsen, stark in Frage zu stellen ist. In vielen Fällen dürfte 
wohl eher das Gegenteil zutreffen. Festzuhalten gilt es auch, dass einige Kantone (so unter anderem 
der bevölkerungsreiche Kanton Zürich) Regelungen getroffen haben, mit denen bereits früher höhere 
Zulagen ausgerichtet werden. Dies verringert die Zahl der betroffenen Auszubildenden, bei denen tat-
sächlich höhere Kosten anfallen könnten, erheblich. Der Umstand, dass diese Mehrkosten meist nur 
während einer kurzen Zeitspanne anfallen würden (es kann immer nur um Bruchteile eines Jahres ge-
hen), rechtfertigt es nicht, hierfür einen Systemwechsel vorzunehmen. 

  

http://www.sgv-usam.ch/
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Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter 

Da es sich hier um eine offensichtliche Gesetzeslücke handelt und sich die Zusatzausgaben in einem 
bescheidenen Rahmen halten (geschätzte 100'000 Franken auf Gesamtausgaben von rund 500 Millio-
nen Franken), opponieren wir nicht gegen die vorgeschlagenen Anpassungen. 

Finanzhilfen an Familienorganisationen 

Einleitend möchten wir festhalten, dass der sgv der Subventionierung von Familienorganisation gegen-
über ablehnend eingestellt ist und es grundsätzlich begrüssen würde, wenn auf diese Ausgaben gänz-
lich verzichtet würde. Falls weiterhin solche Mittel gesprochen werden sollen, sind auch wir der Ansicht, 
dass es hierzu einer gesetzlichen Grundlage bedarf. Wir teilen die Ansicht des Bundesrats, dass es 
nicht angebracht wäre, für die Subventionierung der Familienorganisationen ein eigenes Gesetz zu 
schaffen und dass es besser ist, die gesetzliche Grundlage in einem bestehenden Gesetz zu schaffen. 
Aus Sicht des sgv ist das Familienzulagengesetz allerdings definitiv der falsche Ort hierfür, da es sach-
lich keinen Zusammenhang zwischen den Familienzulagen und den Finanzhilfen an Familienorganisati-
onen gibt. Zudem schätzen wir das Risiko als recht hoch ein, dass bei einer Aufnahme dieser Finanzhil-
fen ins Familienzulagensystem im Zuge künftiger Sparprogramme beschlossen werden könnte, Arbeit-
geberbeiträge zur Finanzierung einzusetzen. Sollte der Bundesrat entgegen unserem Einwand an sei-
ner Ansicht festhalten, die Finanzhilfen an Familienorganisationen im Familienzulagengesetzt zu regeln, 
beantragen wir mit Nachdruck, dass explizit im Gesetz festgehalten wird, dass für diese Aufgabe aus-
schliesslich Bundesmittel eingesetzt werden. 

Für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme danken wir Ihnen bestens. 

Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Gewerbeverband sgv 
 
 
 
 
 
Hans-Ulrich Bigler Kurt Gfeller 
Direktor, Nationalrat Vizedirektor 
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Zürich, 13. März 2018 MK/lr 
kaiser@arbeitgeber.ch 

Stellungnahme zur Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen (Ausbildungszula-
gen ab Ausbildungsbeginn, Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter und Finanz-
hilfen an Familienorganisationen) 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Schweizerische Arbeitgeberverband (SAV) ist seit 1908 die Stimme der Arbeitgeber in Wirtschaft, 
Politik und Öffentlichkeit. Er vereint als Spitzenverband der Schweizer Wirtschaft rund 90 regionale 
und branchenspezifische Arbeitgeberorganisationen sowie einige Einzelunternehmen. Insgesamt ver-
tritt er über 100‘000 Klein-, Mittel- und Grossunternehmen mit knapp 2 Millionen Arbeitnehmenden aus 
allen Wirtschaftssektoren. Der SAV setzt sich für eine starke Wirtschaft und den Wohlstand der 
Schweiz ein. Er verfügt dabei über anerkanntes Expertenwissen insbesondere in den Bereichen Ar-
beitsmarkt, Bildung und Sozialpolitik. 

  
1. Zusammenfassende Beurteilung  
 
Für die Gelegenheit zur Stellungnahme danken wir Ihnen bestens. Gestützt auf die Konsultation unse-
rer Mitglieder nehmen wir gerne wie folgt Stellung:  

 

 

 

 

 

 

Bundesamt für Sozialversicherungen 
Geschäftsfeld Familie, Generationen und  
Gesellschaft 
Bereich Familienfragen 
Effingerstrasse 20 
3003 Bern 
 
Per E-Mail: familienfragen@bsv.admin.ch  
 

Der Schweizerische Arbeitgeberverband unterstützt grundsätzlich die vorgeschlagenen Änderun-
gen im Bundesgesetz über die Familienzulagen. Damit sollen Gesetzeslücken geschlossen und 
die Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn ausbezahlt werden. In Teil I der Vorlage (Senkung 
des Alters für Ausbildungszulagen) ist allerdings zu prüfen, wie die Durchführung möglichst 
schlank gehalten werden kann. 

http://www.arbeitgeber.ch/
mailto:familienfragen@bsv.admin.ch
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2. Position des SAV 

Die Herabsetzung des Zeitpunkts, ab dem die Ausbildungszulagen für Jugendliche ausgerichtet wer-
den können (Teil I), wird von den Mitgliedern des SAV mehrheitlich unterstützt. Es ist sachgerecht, 
wenn Eltern von Jugendlichen, die das 15. Altersjahr vollendet haben und sich bereits in der nachobli-
gatorischen Ausbildung befinden, schon ab diesem Zeitpunkt Ausbildungszulagen erhalten. Damit 
wird der Fokus weniger aufs Alter und mehr auf die effektive Ausbildungssituation gelegt. Die Ände-
rung nimmt dabei insbesondere die Entwicklung auf, wonach Jugendliche die Ausbildung vermehrt frü-
her beginnen. Aus unserem Mitgliederkreis wird allerdings auch darauf hingewiesen, dass die Herab-
setzung zu einem administrativen Mehraufwand führen kann. Es ist deshalb zu prüfen, wie die Durch-
führung möglichst schlank gehalten werden kann.  

Die Mehrheit der SAV-Mitglieder unterstützt in Teil II die Anpassung der Familienzulagen, wonach ar-
beitslosen alleinstehenden Müttern während der EO-Mutterschaftsentschädigung neu Anspruch auf 
Familienzulagen gewährt wird.   

Teil III der Vernehmlassungsvorlage stösst in den Kreisen des SAV ebenfalls mehrheitlich auf Zustim-
mung. Gestützt auf Art. 116 Abs. 1 BV werden heute Subventionen an Familienorganisationen ausge-
richtet. Aus rechtsstaatlicher Sicht ist die Schaffung einer expliziten formellen gesetzlichen Grundlage 
angezeigt. 

 

Für die Möglichkeit zur Stellungnahme und für die Berücksichtigung unsere Ausführungen danken wir 
Ihnen. 

Mit freundlichen Grüssen 

SCHWEIZERISCHER ARBEITGEBERVERBAND 

 

  

 

Martin Kaiser     Frédéric Pittet           
Mitglied der Geschäftsleitung    Stv. Ressortleiter Sozialpolitik und Sozialversicherungen 
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Stellungnahme zum Vorentwurf über die Änderung des Bundesgesetzes über Familienzulagen 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Für die Möglichkeit, uns zum Vorentwurf über die Änderung des Bundesgesetzes über Familienzulagen verneh-
men zu lassen, danken wir Ihnen bestens.  

Zu den Änderungen der Gesetzestexte haben wir keine Bemerkungen. Wir äussern uns zu den drei vorgeschla-
genen Massnahmen summarisch wie folgt: 

Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn 

Die Auswirkungen dieser Massnahme fallen im sozialpolitischen Gesamtkontext eher gering aus. Es sei darauf 
hingewiesen, dass die Unterschiede bei den Ansätzen zwischen den Kantonen, welche den Mindestbetrag von 
200.- bzw. 250.- Franken pro Monat ausrichten und solche mit höheren Ansätzen, deutlich stärker ins Gewicht 
fallen, als die hier vorgeschlagene Änderung. Nichts destotrotz ist insbesondere in Kantonen, welche den Min-
destansatz ausrichten, die frühere Berücksichtigung der mit einer Zweitausbildung einhergehenden Mehrkosten 
zu begrüssen. In diesem Sinn unterstützen wir die Massnahme. 

Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter 

Mit dieser Massnahme soll eine Lücke im sozialpolitischen Netz geschlossen werden, welche für die betroffenen 
Mütter schmerzlich ist. Dies ist zu begrüssen. Auf der anderen Seite muss beachtet werden, dass hierfür das 
FamZG und alle kantonalen Familienzulagengesetze angepasst und die Prozesse eingerichtet werden müssen. 
Gesamtschweizerisch wird mit ca. 50 Fällen bzw. mit Kosten von rund 100'000.- Franken pro Jahr gerechnet. Das 
bedeutet, dass in kleineren Kantonen vermutlich nur alle paar Jahre ein solcher Fall abzuwickeln ist. Wir befür-
worten die Massnahme unter der Voraussetzung, dass sie im Vernehmlassungsverfahren die Zustimmung der 
Kantone erhält. 

Finanzhilfen an Familienorganisationen 

Wir begrüssen, dass die aktuelle und allgemein anerkannte Praxis künftig gesetzlich geregelt wird. Die Integrati-
on in das Bundesgesetz über die Familienzulagen, anstelle der Schaffung eines neuen Gesetzes erachten wir als 
zweckmässig. 

Vielen Dank für die Kenntnisnahme unserer Stellungnahme.  

 

Bundesamt für Sozialversicherungen 
Geschäftsfeld Familie, Generationen 
und Gesellschaft 
Bereich Familienfragen 
Effingerstrasse 20 
3003 Bern 
 
familienfragen@bsv.admin.ch 

Brugg, 20. Februar 2018 

Zuständig: Peter Kopp 
Dokument: vn_FamZG_03_2018.docx 
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Freundliche Grüsse 

Schweizer Bauernverband 
 

Markus Ritter Jacques Bourgeois 
Präsident Direktor 
 



 

 

Madame, Monsieur, 

L’Union syndicale suisse (USS) vous remercie de l’avoir invitée à s’exprimer sur la modification de 

la loi sur les allocations familiales (LAFam). Elle vous transmet par la présente sa position. 

L’USS rappelle l’importance des allocations familiales pour aider les familles à assumer les charges 

financières liées à leurs enfants. Elle salue donc la modification de cette loi qui permet d’améliorer 

la situation pour certains groupes-cibles et de combler des lacunes dans les bases légales exis-

tantes. L’USS estime cependant que les montants alloués devraient être augmentés à 250.- pour 

l’allocation enfant et à 300.- pour l’allocation de formation. 

En vous remerciant de bien vouloir prendre note de nos remarques, nous vous prions d’agréer, 

Madame, Monsieur, nos salutations distinguées. 

UNION SYNDICALE SUISSE 

Paul Rechsteiner Laura Perret Ducommun 

Président Secrétaire centrale 

 

Office fédéral des assurances sociales 

Domaine Famille, générations et société 

Secteur Questions familiales 

Effingerstrasse 20 

3003 Berne 

 

 

familienfragen@bsv.admin.ch   

Berne, 9 février 2018

Consultation sur la modification de la loi sur les allocations familiales (LAFam) 

123 LP/jh  



 

1/2 

Per E-Mail 

 

 

E-Mail: familienfragen@bsv.admin.ch 

Zürich, 9. März 2018 

  

Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Gerne nimmt der Kaufmännische Verband die Gelegenheit wahr, sich im Rahmen der oben genannten 

Vernehmlassung zu äussern.  

 

Allgemeine Bemerkungen 
Die vorgesehenen Änderungen des Familienzulagengesetzes machen aus Sicht des Kaufmännischen 

Verbands Sinn um bestehende Lücken im Gesetz zu schliessen und Ungenauigkeiten bezüglich 

Anspruchsberechtigung zu beseitigen.  

 

Änderung Ausbildungszulagen 
Bei der Einführung der Ausbildungszulagen 2009 wurde offenbar nicht berücksichtigt, dass ein Teil der 

Kinder, aus unterschiedlichen Gründen, ihre obligatorische Schulbildung vor Erreichen des 16. 

Geburtstags abschliessen. In diesen Fällen gab es für die Eltern eine Berechtigungslücke. Diese wird mit 

der vorgeschlagenen Änderung beseitigt. Die Folgekosten von rund 16 Millionen Franken werden durch 

die Arbeitgebenden, bzw. Selbständigerwerbenden getragen. Trotz der erheblichen Mehrkosten, unterstützt 

der Kaufmännische Verband die Änderung vollumfänglich. Es handelt sich dabei nicht um einen Ausbau 

der Ausbildungszulagen, sondern um die Korrektur eines Missstandes.  

 

Änderung Familienzulagen während Mutterschaftsentschädigung 
Im selben Licht wie die Änderung bei den Ausbildungszulagen ist die Änderung der Familienzulagen für 

alleinstehende Mütter während der Mutterschaftsentschädigung zu betrachten. Bei Einführung des 

Bundesgesetzes über Familienzulagen wurde diesem Fall offenbar nicht Rechnung getragen. Die 

vorgeschlagene Änderung behebt den entstandenen Missstand und der Kaufmännische Verband unterstützt 

die Massnahme vollumfänglich.  

 

Unterstützung Familienorganisationen 
Die vorgesehene gesetzliche Grundlage zur Förderung von Projekten von Familienorganisationen schärft 

die Anspruchsberechtigung für Finanzhilfen auf Gesetzes- und Verordnungsebene. Dies ist einer eher 

allgemeinen Formulierung in der Bundesverfassung vorzuziehen.  
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Fazit 
Der Kaufmännische Verband stimmt den vorgeschlagenen Änderungen des Familienzulagengesetzes zu.  

 
 

Für die Berücksichtigung unserer Anliegen bedanken wir uns und stehen für allfällige weitere Fragen 

selbstverständlich gerne zur Verfügung. 

 

 

 

 

 

 

 

Freundliche Grüsse 

Kaufmännischer Verband Schweiz 

 

 

 

 

 

 

Christian Zünd 

 

 
Ursula Häfliger 

CEO  Verantwortliche Politik 

 



 

 

  

      

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bundesamt für Sozialversicherungen 

Effingerstrasse 20  

3003 Bern 

Per-E-Mail an:  

familienfragen@bsv.admin.ch 

 

 

 

Bern, 15. März 2018 

 

 

Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulage n  

Vernehmlassung 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zum erwähnten Gesetzesentwurf Stellung nehmen zu können.  

 

1. Grundsätzliche Bemerkungen  

 

Die Familienzulagen sind ein wichtiger Grundpfeiler der Familienpolitik in der Schweiz. Travail.Suisse 

hat sich als Dachverband der Arbeitnehmenden immer wieder für faire Familienzulagen und den 

Grundsatz „Ein Kind, eine Zulage“ eingesetzt. Dies unter anderem mit einer Volksinitiative, deren 

Gegenvorschlag zu den heute schweizweit gültigen Mindestansätzen geführt hat. Auch hat die 

parlamentarische Initiative Fasel, welche Travail.Suisse initiiert hat, dazu geführt, dass heute auch 

Selbständigerwerbende zulagenberechtigt sind. Wir begrüssen es deshalb, wenn mit dem vorliegenden 

Entwurf weitere Lücken in diesem Gesetz geschlossen werden können. Auch ist es uns ein Anliegen, 

dass die interkantonalen Unterschiede harmonisiert werden. Denn eine Familie zu haben ist in allen 

Kantonen unterstützungswürdig und sollte deshalb in allen Kantonen vergleichbar gehandhabt werden. 

Auch in dieser Hinsicht begrüssen wir die vom Bundesrat vorgeschlagenen Schritte. 

Während die Kinderkosten seit der letzten Anpassung der schweizerischen Mindestansätze klar 

gestiegen sind, verharren die Mindestansätze für Kinder- und Ausbildungszulagen allerdings auf tiefem 

Niveau. Die Zulagen können ihren Zweck aber nur erfüllen, wenn sie mit den Lebenshaltungskosten 



 

 

mithalten können1. Travail.Suisse setzt sich deshalb für eine Erhöhung der schweizerischen 

Mindestansätze ein und erwartet vom Bundesrat, dass er unabhängig von der Steuervorlage 17 

Vorschläge für eine Erhöhung unterbreitet.  

 

 

2.   Bemerkungen zu den konkreten Bestimmungen 

 

Seit 2006 wurde der Einschulungszeitpunkt in verschiedenen Kantonen vorverschoben, so dass viele 

Jugendliche schon kurz nach ihrem 15. Geburtstag die obligatorische Schule beenden und eine 

nachobligatorische Ausbildung beginnen. Es ist nicht nachvollziehbar, wieso diese Familien fast ein 

Jahr einen zu tiefen Betrag erhalten sollen. Dies gerade in einer Zeit, in welcher viele Anschaffungen 

getätigt werden müssen für die weitere Ausbildung der Kinder.  

Vorgeschlagen wird nun, dass Ausbildungszulagen für Jugendliche neu ab dem Zeitpunkt des Beginns 

ihrer nachobligatorischen Ausbildung ausgerichtet werden, frühestens aber ab dem Beginn des Monats, 

in dem die Jugendlichen das 15. Altersjahr vollenden. Weiter soll die Gesetzeslücke bei arbeitslosen 

alleinstehenden Müttern während des Mutterschaftsurlaubs geschlossen werden. Zudem soll eine 

explizite gesetzliche Grundlage für die Subventionen an Familienorganisationen geschaffen werden. 

 

Travail.Suisse unterstützt alle drei genannten Punkte. Bezüglich der Ausbildungszulagen ist 

Travail.Suisse aber der Ansicht, dass auch der frühestmögliche Zeitpunkt für Ausbildungszulagen 

wegfallen sollte. Es gibt verschiedene Jugendliche, die auch bereits vor Vollendung des 15. 

Lebensjahrs eine nachobligatorische Ausbildung beginnen (z.B. Überspringen eines Schuljahrs oder 

Familienzulagen, welche in Länder mit kürzerer Schuldauer gehen). Auch diese Jugendlichen sollten in 

den Genuss der Ausbildungszulagen kommen.  

 

*** 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme.  

Freundliche Grüsse 

 

 

Adrian Wüthrich   Matthias Kuert Killer 

Präsident  Leiter Sozialpolitik 

 

Für weitere Fragen steht Ihnen zur Verfügung:  

Matthias Kuert Killer, 031 370 21 11, kuert@travailsuisse.ch  

                                                           
1 Die direkten Kinderkosten belaufen sich für 1 Kind gemäss BFS auf durchschnittlich 942 Fr. pro Monat (1201 

Fr. bei Alleinerziehenden), für 2 Kinder auf 1507 Fr. pro Monat und für 3 Kinder auf 1821 Fr. pro Monat. Dem 

stehen Mindestansätze von 200 Fr. (Kinderzulagen) bzw. 250 Franken (Ausbildungszulagen) pro Kind und 

Monat gegenüber.  



 

 

 

Herr Bundesrat Alain Berset 
Vorsteher des Eidgenössischen Departements des 
Innern EDI 
Generalsekretariat GS-EDI 
Inselgasse 1 
3003 Bern 

 

 

Bern, 9. März 2018 
Reg: vne – 8.34  

 

Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen: Stellungnahme 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Mit Schreiben vom 22. November 2017 wurde die SODK zur Stellungnahme zur vorgeschlagenen Ände-
rung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen eingeladen. Für die Möglichkeit zur Stellungnahme 
danken wir Ihnen bestens. Der Vorstand SODK hat das Geschäft an seiner Sitzung vom 9. März 2018 
behandelt und nimmt gerne wie folgt Stellung: 
 
Der Vorstand SODK begrüsst es, dass die Ausbildungszulagen für Jugendliche neu ab dem Zeitpunkt 
des Beginns der nachobligatorischen Ausbildung ausgerichtet werden und nicht erst dann, wenn die Kin-
der das 16. Altersjahr vollendet haben. Damit wird eine für die Betroffenen sozialpolitisch wichtige Geset-
zeslücke geschlossen. 

Mit dem Einbezug der arbeitslosen alleinstehenden Mütter in den Kreis der Bezugsberechtigten korrigiert 
der Entwurf eine Inkohärenz in der aktuellen Gesetzgebung. Das von unserem Sozialversicherungssys-
tem gewünschte Prinzip "Ein Kind, eine Zulage" knüpft das Recht auf eine Familienzulage an das Kind, 
und dies unabhängig vom beruflichen Status oder dem Einkommen der Eltern. Wir stimmen deshalb der 
Einführung dieser Leistung zu. 

Im Gegensatz zum Entwurf sind wir allerdings der Meinung, dass diese Mütter ein Ersatzeinkommen der 
Erwerbsersatzordnung (EO) erhalten, das als ausschlaggebendes Gehalt im Sinne der AHV gilt. Folglich 
kann ihnen je nach Höhe ihres Einkommens der Status als Erwerbstätige im Sinne der bestehenden Ge-
setzgebung über die Altersversicherung zugesprochen werden. In diesem Falle würden die Familienzula-
gen über die Reservefonds ihrer letzten Kasse und nicht über kantonale Budgets ausbezahlt. 

Darüber hinaus begrüsst der Vorstand SODK aus familienpolitischer Sicht, dass die Subventionen an Fa-
milienorganisationen gestützt auf Art. 116 Abs. 1 BV eine explizite gesetzliche Grundlage erhalten. 

Wir danken Ihnen für Ihre Kenntnisnahme unserer Stellungnahme. 

 

Im Namen des Vorstands SODK 

Der Präsident  Die Generalsekretärin 

   
Martin Klöti  Gaby Szöllösy 
Regierungsrat 



 

 

 

Monsieur Alain Berset, conseiller fédéral 
Chef du Département fédéral de l’intérieur (DFI) 
Secrétariat général SG-DFI 
Inselgasse 1 
3003 Berne 

 

 

Berne, le 9 mars 2018 
Reg: vne – 8.34  

 

Modification de la loi fédérale sur les allocations familiales : prise de position 
 
Monsieur le Conseiller fédéral 

Dans un courrier du 22 novembre 2017, la CDAS a été invitée à prendre position sur les modifications 
proposées de la loi fédérale sur les allocations familiales, une opportunité pour laquelle nous tenons à 
vous remercier. Le Comité CDAS a traité la question lors de sa séance du 9 mars 2018 et se réjouit 
de prendre position comme suit. 
 
Le Comité CDAS se félicite du versement des allocations de formation pour les jeunes dès le début de 
la formation post-obligatoire et non plus après que les enfants aient atteint l’âge de 16 ans.  

Ceci permet de combler une lacune socio-politique importante pour les personnes concernées. 

En intégrant les mères seules au chômage dans le cercle des bénéficiaires, le projet corrige une 
incohérence de la législation actuelle. Le principe « un enfant, une allocation » souhaité par notre 
système de sécurité sociale a lié le droit à la présence d’un enfant, indépendamment du statut 
professionnel et salarial des parents. Nous approuvons donc l’introduction de cette prestation. 

Toutefois, contrairement au projet, nous estimons que ces mères touchent un revenu de substitution 
de l’assurance perte de gain (APG) qui es considéré comme du salaire déterminant au sens de l’AVS. 
Par conséquent, il n’est pas contraire au droit de leur octroyer, en fonction du niveau de leur revenu, 
le statut de personnes actives, conformément à la législation existante en matière d’assurance-
vieillesse. Les allocations familiales seraient ainsi versées par le fonds de réserves de leur dernière 
caisse et non par les budgets cantonaux. 

En termes de politique familiale, le Comité CDAS se félicite en outre du fait que les subventions aux 
organisations familiales se voient dotées une base juridique formelle fondée sur l’art. 116, al. 1, Cst. 

Vous remerciant de prendre note de notre position, veuillez agréer, Monsieur le Conseiller fédéral, 
l’expression de notre très haute considération. 

 

Au nom du Comité CDAS 

Le président  La secrétaire générale 

   
Martin Klöti  Gaby Szöllösy 
Conseiller d’État 
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Änderung des Familienzulagengesetzes
Stellungnahme

I. Ausgangslage

Die gesamtschweizerischen Standards für die Ausrichtung von Familienzulagen gemäss
Bundesgesetz über die Familienzulagen soll in drei Bereichen geändert werden.
1. Die Ausbildungszulagen, welche heute ab dem 16. Geburtstag ausgerichtet werden

können, sollen neu ab dem effektiven Ausbildungsbeginn, frühestens ab dem 15. Ge-
burtstag, ausgerichtet werden können;

2. Während des Bezugs von Mutterschaftsentschädigung nach EOG soll alleinstehen-
den arbeitslosen Müttern Familienzulagen für Nichterwerbstätige gewährt werden (Lü-
ckenschluss);

3. Es soll eine gesetzliche Grundlage für die Gewährung von Finanzhilfen an Familien-
organisationen geschaffen werden.

Während die Schaffung der gesetzlichen Grundlage für die Gewährung von Finanzhilfen
keine sozialversicherungsrechtliche Relevanz aufweist und lediglich die notwendige, bisher
fehlende gesetzliche Grundlage für Subventionen an Familienorganisationen begründet (bis-
her wurde direkt auf Art. 116 Abs. 2 und 4 BV bezogen), sind die Änderungen 1 und 2 grund-
sätzlich als (geringfügige) Leistungsausweitungen im Sozialversicherungsbereich zu betrach-
ten.

Bisher wurden Ausbildungszulagen gemäss Art. 3 Abs. 1 lit. b FamZG ab der Vollendung
des 16. Altersjahres (16. Geburtstag) gewährt, dies unabhängig davon, ob allenfalls eine
Ausbildung zu einem früheren Zeitpunkt begonnen hat. Diese Regelung wurde zur Einfüh-
rung des FamZG in Anlehnung an die bisherigen Regelungen auf Bundesebene (FLG) ge-
troffen. Die heutige weitgehend harmonisierte Schuldauer bzw. das weitgehend harmoni-
sierte Schuleintrittsalter und damit auch das Alter zum Zeitpunkt des Austritts aus der obliga-
torischen Schulzeit liegt heute im Durchschnitt aber tiefer, nämlich in den meisten Kantonen
bei 15 Jahren und 1 Monat. Ausbildungszulagen sind vom Gesetzgeber deshalb mit einem
höheren Betrag angesetzt, weil davon ausgegangen wird, dass die Kosten für Jugendliche
während der Ausbildungszeit höher ausfallen als zuvor (Kosten für Schulmaterial, Reise-
wege, Schulgelder etc.). Solche Kosten fallen aber nun meistens bereits früher an, weshalb
die entsprechende Altersgrenze angepasst bzw. flexibilisiert werden soll.

Per E-Mail an :
familienfragen@bsv.admin.ch
Bundesamt für Sozialversicherungen
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3003 Bern
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Art. 10 Abs. 2 FamZV sieht zwar einen Anspruch auf Familienzulagen für Bezügerinnen ei-
ner EO-Mutterschaftsentschädigung vor, wenn diese vorher einer Erwerbstätigkeit nachge-
gangen waren. Das EOG selbst sieht nur Familienzulagen für Dienstleistende, nicht aber für
Bezügerinnen von Mutterschaftsentschädigung vor. Gemäss Art. 16g Abs. 1 lit. a EOG geht
die Mutterschaftsentschädigung den Arbeitslosenversicherungstaggeldern vor. Dies ent-
spricht auch der Tatsache, dass eine Person im Mutterschaftsurlaub die Voraussetzung der
Vermittlungsfähigkeit (Art. 8 Abs. 1 lit. f AVIG) nicht erfüllt. Der Zuschlag in der Höhe der Fa-
milienzulagen zum Arbeitslosentaggeld (Art. 22 Abs. 1 AVIG) entfällt. Arbeitslose Personen
gelten AHV-rechtlich als erwerbstätig, weshalb bisher Familienzulagen als Nichterwerbstä-
tige grundsätzlich ausser Betracht fielen. Damit eröffnet sich eine Lücke bezüglich Müttern,
welche arbeitslos sind, während der Dauer des Bezugs von Mutterschaftsentschädigung al-
lerdings keinen Taggeldanspruch bei der Arbeitslosenversicherung haben. Diese Lücke soll
nun geschlossen werden.

II. Ausbildungszulagen ab Beginn der nachobligatorischen Ausbildung

Art. 3 Abs. 1 lit. b FamZG sieht neu vor, dass die Ausbildungszulage ab Beginn des Monats
ausgerichtet wird, in dem das Kind eine nachobligatorische Ausbildung beginnt, frühestens
jedoch ab dem Beginn des Monats, in dem es das 15. Altersjahr vollendet. Anspruch auf
Ausbildungszulagen hat auch ein Kind, dass nach dem 16. Geburtstag noch die obligatori-
sche Schule besucht.

Damit wird der Beginn der Ausbildungszulage nach vorn verschoben. Im Sinne des beab-
sichtigten Ausgleichs der für Jugendliche in Ausbildung anfallenden Mehrkosten nach der
obligatorischen Schulzeit ist diese Regelung grundsätzlich zu begrüssen. Zum Begriff der
nachobligatorischen Ausbildung wird auf die AHV-rechtliche Regelung verwiesen.
Für die Familienausgleichskassen ändert dies folgendes: Da der höhere Anspruch früher ein-
tritt, sind Mehrkosten zu erwarten. Im Bereich der Familienzulagen für Erwerbstätige werden
diese durch die Arbeitgeber und Selbständigerwerbenden bezahlt, was der Bund mit maxi-
mal 16 Millionen Franken beziffert. Diese Kosten sind durch die Familienausgleichskassen
durch Beiträge bei den Beitragszahlenden einzufordern. Die Mehrbelastung wird also grund-
sätzlich auf die Arbeitgebenden und Selbständigerwerbenden abgewälzt, was deren Belas-
tung erhöht. Im Bereich von Familienzulagen für Nichterwerbstätige müssen die Kantone ge-
mäss erläuterndem Bericht Mehrkosten von einer halben Million Franken tragen.

Für die Familienausgleichskassen erfolgt die zusätzliche Leistung deshalb grundsätzlich kos-
tenneutral. Mit der neuen Regelung dürfte aber der Verwaltungsaufwand steigen. Da der hö-
here Anspruch flexibel ab Ausbildungsbeginn gilt, besteht diesbezüglich einerseits vermehr-
ter Abklärungsaufwand, weil nicht mehr auf eine fixe Altersgrenze abgestellt werden kann.
Erfolgt die Meldung eines Anspruchsberechtigten zu spät, müssen Nachzahlungen berech-
net werden. Allfällige höhere Verwaltungskosten müssten ebenfalls den Beitragszahlenden
(Arbeitgeber, Selbständigerwerbende, Kantone) überbunden werden.

III. Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter

Unabhängig von der Höhe des Einkommens und dem Anspruch auf Ergänzungsleistungen
(Art. 19 Abs. 2 FamZG) sollen arbeitslose Mütter mit Anspruch auf Mutterschaftsentschädi-
gung nach EOG während der Dauer dieses Anspruchs als Nichterwerbstätige gelten.
Mit dieser Regelung erfolgt eine Lückenfüllung, wobei die finanzielle Mehrbelastung infolge
der Tatsache, dass die Familienzulagen für Nichterwerbstätige zum grössten Teil durch die
Kantone finanziert wird, auch dort anfällt. Der Bund schätzt den Mehraufwand für die Kan-
tone auf 100'000 Franken. Allenfalls kann gleichzeitig teilweise die Unterstützung durch Sozi-
alhilfe reduziert werden.
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IV. Zusammenfassung / Fazit

Die beiden Neuerungen hinsichtlich der Ausbildungszulagen und der Unterstellung von ar-
beitslosen, alleinerziehenden Mütter unter die Regelung für Nichterwerbstätige vervollständi-
gen das ohnehin schon feine Familienzulagennetz.
Es sind für die Kantone wie auch für die Arbeitgeber und Selbständigerwerbenden Mehrkos-
ten zu erwarten, welche aber die Familienausgleichskassen nicht direkt belasten, sondern
entsprechend überwälzt werden können oder müssen.
Umgekehrt ist wohl ein leichter Mehraufwand seitens der Abwicklung durch die Familienaus-
gleichskassen zu erwarten.

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich.

Konferenz der kantonalen Aus-
gleichskassen

Andreas Dummermuth
Präsident
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Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen: Vernehmlassungsantwort 

Sehr geehrter Herr Bundespräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Besten Dank für die Einladung zur Vernehmlassung über die Änderung des Bundesgesetzes 
über die Familienzulagen (Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn, Familienzulagen für 
arbeitslose alleinstehende Mütter und Finanzhilfen an Familienorganisationen). 

Die Schweizerische Vereinigung der Verbandsausgleichskassen (VVAK) beschränkt sich in 
ihrer Vernehmlassungsantwort auf den für die Familienausgleichskassen relevantesten Teil 
der Vorlage, nämlich auf den Anspruch auf Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn. 

Im Grundsatz: 

Wir erachten erstens den Vorentwurf als nicht in jeder Hinsicht konsequent, zweitens verur-
sacht er neue Ungerechtigkeiten und drittens erzielt er vor dem Hintergrund des administrati-
ven Mehraufwands eine nur mässige Wirkung. Als sinnvoller erachteten wir die Ausrichtung 
von Kinderzulagen bis zum 18. Geburtstag oder die Ausrichtung höherer Kinderzulagen ab 
dem 12. Geburtstag. Die Mehrkosten könnten in beiden Varianten durch eine Anpassung der 
Zulagenhöhen kompensiert werden.  

Im Detail: 

1. Altersgrenze 

Hier ist zuerst das Bedauern zu wiederholen, dass im Rahmen der Schaffung des FamZG 
die Altersgrenze nicht intersystemisch koordiniert wurde, indem die Grenze für den Anspruch 
auf ausbildungsunabhängige Zulagen auf 18 Jahre erhöht worden ist; die darauf abzielende 
Motion Candinas (13.3922) wurde leider infolge zweijähriger Hängigkeit automatisch abge-
schrieben. Die Anpassung der Altersgrenze wird im Übrigen auch im „Regulierungs-Checkup 
im Bereich der Familienzulagen“ empfohlen. 

Wird als gegeben erachtet, dass mit der nachobligatorischen Ausbildung höhere Kosten ver-
bunden sind (s. sogleich Ziff. 2 der Vernehmlassungsantwort), die zumindest teilweise kom-
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pensiert werden müssen, erscheint eine untere Altersgrenze von 15 Jahren nicht als konse-
quent. Zwar sind gemäss erläuterndem Bericht (S. 10) davon „nur ungefähr 1 Prozent der 
Kinder betroffen“, doch sind dies dennoch massiv mehr Fälle als etwa jene arbeitsloser al-
leinstehender Mütter gemäss Teil II der Vorlage. 

2. Höhere Zulagen 

Sodann stellt sich die Frage des Zusammenhangs von Alter, Zulagenhöhe und Ausbildung. 
Gemäss erläuterndem Bericht (S. 6) sind die Ausbildungszulagen höher, weil den Eltern für 
die Ausbildung höhere Kosten entstehen. Diese Aussage, die der landläufigen Meinung ent-
spricht, ist unseres Erachtens in verschiedener Hinsicht zu relativieren: 

a) Die Aussage mag zutreffen für den Fall, der den „Archetypus“ sowohl der Parlamentari-
schen Initiative Müller-Altermatt (16.417) als auch des Entwurfs darzustellen scheint, 
nämlich den Beginn der gymnasialen Ausbildung vor dem 16. Geburtstag. Die Mehrheit 
der nachobligatorischen Ausbildung betrifft jedoch die berufliche Ausbildung im Rahmen 
einer Lehre. Hier erhält der Lernende einen Lehrlingslohn, der z.B. für Kaufleute im 
1. Lehrjahr 770 Franken beträgt und damit fast die Hälfte der gesamten Kinderkosten 
abdeckt (s. sogleich); dadurch wird das Familienbudget trotz der nachobligatorischen 
Ausbildung nicht belastet, sondern vielmehr erheblich entlastet. 

b) Es kann auch begründet werden, dass primärer Grund für die höhere Zulage nicht die 
Tatsache der Ausbildung, sondern jene des Alters ist. So weist Anhang III der Renten-
wegleitung (massgebend etwa auch für die Bestimmung des Zulagenanspruchs für Pfle-
gekinder) mit dem Alter steigende Auslagen aus, die bis zum 16. Geburtstag in drei Stu-
fen mässig und erst anschliessend deutlich steigen. Interessant wäre etwa die Begrün-
dung, warum der Kanton Zürich die höheren (Kinder-)Zulagen bereits ab dem 13. Alters-
jahr ausrichtet; es ist offensichtlich, dass hier keine Koppelung an die Tatsache der Aus-
bildung erfolgt ist. 

c) Bei Annahme der Revision können während maximal eines Jahres je nach Kanton zwi-
schen 0 (Zürich und Zug) und 1‘200 Franken (Genf), im Durchschnitt 600 Franken höhe-
re Zulagen bezogen werden. Die finanzielle Entlastung durch die Zulagen erhöht sich 
dadurch für höchstens ein Jahr und gerade einmal von etwa 13 auf etwa 15 Prozent der 
in der Wegleitung ausgewiesenen Kinderkosten. Dies wirft die Frage auf, ob sich der in 
Ziff. 5 der Vernehmlassungsantwort dargelegte administrative Mehraufwand rechtfertigt. 

d) Für jene Personen hingegen, die für ein Kind in der nachobligatorischen Ausbildung Sti-
pendien erhalten, dürfte die vorgesehene Revision in der Regel auf ein „Nullsummen-
spiel“ bzw. gar auf eine Verschlechterung hinauslaufen: Die Ausbildungsbeiträge sind 
abhängig vom steuerbaren Einkommen, wozu auch die Familienzulagen gehören. Weil 
Letztere steuerpflichtig sind, reduzieren sich um den Betrag der höheren Zulagen die 
Stipendien. Ausserdem steigt die Steuerbelastung, weil die Familienzulagen im Gegen-
satz zu den Stipendien steuerpflichtig sind. 

3. Ausbildungsbegriff 

Abgesehen von der erforderlichen, in Art. 1 FamZV vorgesehenen Unterscheidung zwischen 
obligatorischer und nachobligatorischer Ausbildung (hierzu auch Ziff. 5b der Vernehmlas-
sungsantwort) entspricht der Ausbildungsbegriff jenem von Art. 49bis–49ter AHVV (erläu-
ternder Bericht, S. 18). Dies ist konsequent, doch wirft die Zusprache einer Ausbildungszula-
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ge vor dem 16. Geburtstag etwa bei einem Motivationssemester oder Brückenangebot Fra-
gen nach dem Sinn auf, handelt es sich hierbei nach allgemeinem Verständnis nicht um eine 
typische nachobligatorische Ausbildung, weshalb in solchen Fällen bis zur AHVV-Revision 
gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung auch keine Ausbildungszulagen ausgerichtet 
worden waren (nunmehr aber Art. 49bis Abs. 2 AHVV). 

4. Finanzielle Auswirkungen 

Der finanzielle Mehraufwand wird im erläuternden Bericht (S. 27) auf 16 Millionen Franken 
geschätzt. Wir gehen davon aus, dass in der Schätzung berücksichtigt ist, dass die Vorlage 
im Kanton Zürich, der etwa einen Fünftel der Volumina beisteuert, gar keine finanziellen 
Auswirkungen hätte (s. auch Ziff. 6b der Vernehmlassungsvorlage). 

5. Administrative Auswirkungen 

Der erläuternde Bericht geht auf S. 25 für die Familienausgleichskassen von nur „geringfügi-
gen personellen Auswirkungen“ aus, weil die Prüfung der Ausbildung nur „zeitlich leicht vor-
verschoben wird“. Beim BSV und bei den Kantonen entstehen gemäss erläuterndem Bericht 
(S. 26 und S. 27) „keine Mehrkosten“. Die VVAK schätzt den Mehraufwand aus folgenden 
Gründen deutlich anders, nämlich höher ein: 

a) Mit dem Hinweis auf den bloss zeitlich vorverschobenen Aufwand werden insbesondere 
nur mehrjährige nachobligatorische Ausbildungen an Mittelschulen oder in Lehren ge-
spiegelt, wo die Prüfung tatsächlich nur früher stattfindet. Sehr häufig handelt es sich je-
doch um Praktika u.ä. von kurzer und mittlerer Dauer, bei welchen nach geltender Rege-
lung bis zum 16. Geburtstag nicht geprüft werden muss, ob diese den Ausbildungsbe-
griff erfüllen. Hier würde neu eine Prüfung anfallen. 

b) Die Prüfung ist noch aufwendiger, wenn die (behauptete) Ausbildung im Ausland statt-
findet. Dies gilt selbst für Schulbesuche, zumal neu jeweils auch zu klären wäre, ob es 
sich um eine obligatorische oder nachobligatorische Ausbildung handelt. 

c) Ebenfalls ist zu berücksichtigen, dass einzelne Familienausgleichskassen die Ausbil-
dungsbestätigungen nicht über den Arbeitgeber, sondern direkt bei den bezugsberech-
tigten Personen einverlangen. Gemäss der Stellungnahme einer dieser Kassen werden 
dahingehende Abklärungen ein bis zwei Monate vor dem 16. Geburtstag vorgenommen. 
Wird dies um ein Jahr vorgezogen, kann in vielen Fällen noch nicht klar sein, welche 
Ausbildung vorgesehen ist; zumindest werden in diesem Zeitpunkt von künftig vorgese-
henen Schulen noch keine Bestätigungen ausgestellt werden können. 

Alle aus der Revision resultierenden Mehrkosten, die wir – wie bereits erwähnt als deutlich 
höher einschätzen als der erläuternde Bericht, werden schliesslich die Arbeitgeber tragen 
müssen. 

6. Kantonale Regelung 

Der Vollständigkeit halber ist noch auf bestehende kantonale Besonderheiten hinzuweisen: 

a) Die Kantone Waadt und Wallis sehen bereits heute einen Anspruch auf eine Kinderzula-
ge in der Höhe der Ausbildungszulage vor, wenn die nachobligatorische Ausbildung vor 
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dem 16. Geburtstag beginnt, jedoch ohne untere Altersbegrenzung. Nicht relevant er-
schiene uns hier eine Stellungnahme, wonach diese Regelung problemlos umgesetzt 
werden könne; wir bestreiten nicht die Umsetzbarkeit, sondern bezweifeln den Sinn des 
dadurch entstehenden administrativen Mehraufwands. 

b) In den Kantonen Zürich und Zug ändert sich die Zulagenhöhe bereits mit dem 12. Ge-
burtstag bzw. erst mit dem 18. Geburtstag. Diese Kantone wären von der Revision daher 
nicht unmittelbar tangiert. 

Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unserer Einwände und bitten Sie freundlich um 
deren Berücksichtigung. 

 

Freundliche Grüsse 

 
SCHWEIZERISCHE VEREINIGUNG DER  
VERBANDSAUSGLEICHSKASSEN (VVAK) 

 

Yvan Béguelin 
Präsident 
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Ennetbaden, 13. März 2018 

 

Vernehmlassung zur Änderung des Bundesgesetzes über Familienzulagen (FamZG) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen bestens für die Möglichkeit, zum genannten Gesetzesentwurf Stellung zu nehmen. 

Bildung + Betreuung begrüsst grundsätzlich die drei Revisionen, welche im genannten Gesetzesent-
wurf vorgesehen sind. Allerdings leuchtet nicht wirklich ein, wieso die drei Themen gemeinsam in ein 
Gesetz gepackt werden, da sie systematisch nicht wirklich zusammengehören, sondern nur durch das 
Stichwort «Familie» zusammengehalten werden. Wir sind der Meinung, dass Sozialversicherungen 
(wo es um definierte und einklagbare Ansprüche von Personen geht) etwas grundsätzlich anderes 
sind als die Unterstützung von Familienorganisationen, welche sich mit verschiedenen Fragen des 
Zusammenlebens in der Gesellschaft beschäftigen. In diesem Sinne macht der Vorschlag den An-
schein eines bürokratischen Entwurfs ohne echten Sinnzusammenhang.  

Im Folgenden beziehen wir uns ausschliesslich auf den dritten Punkt, die Finanzhilfen an Familienor-
ganisationen. 

Grundsätzlich ist es zu begrüssen, dass eine gesetzliche Grundlage für die Finanzhilfen an die Famili-
enorganisationen geschaffen wird und wir begrüssen auch die genannten Förderbereiche. Allerdings 
möchten wir betonen, dass durch die gesetzliche Grundlage die zentralen Probleme im Bereich der 
Familienpolitik nicht gelöst werden. Wir sind der Meinung, dass der Bund in Fragen der Familienför-
derung wie auch in der wichtigen Frage der familienexternen Kinderbetreuung zu wenig Initiative 
zeigt, sondern sich auf eine passive, zum Teil bremsende Verwaltungsrolle beschränkt. Das führt un-
ter anderem dazu, dass die Schweiz trotz klar anderslautender Bedürfnisse der Eltern und entgegen 
der Empfehlungen der OECD bis heute nur über ein unzureichendes und viel zu teures Betreuungs-
angebot für Kinder verfügt. Das wird sich auch durch das vorliegende Gesetz nicht ändern. 

Im Übrigen unterstützen wir die Stellungnahme des Netzwerks Kinderbetreuung. 

Wir danken Ihnen für Ihr Interesse und grüssen Sie freundlich. 

Verband Bildung und Betreuung Schweiz 

 

Christine Flitner, Präsidentin 
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Zürich, 13. März 2018 
 
 
Stellungnahme zur Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen 
Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn, Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter und 
Finanzhilfen an Familienorganisationen 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Zustellung der Unterlagen zur Änderung des Familienzulagengesetzes und die 
Möglichkeit, im Vernehmlassungsverfahren Stellung dazu zu nehmen. 
 
Kibesuisse erachtet es als sehr wichtig und richtig, das Familienzulagengesetz dahingehend zu ändern, wie 
es im Gesetzesentwurf unter Art. 3 Abs. 1 a und Abs. 1 b formuliert wird: 
 

- Die Kinderzulagen sollen neu ab dem Beginn der Ausbildung von Jugendlichen gewährt werden und 
nicht erst nach Vollendung des 16. Altersjahres. 
 

- Ebenfalls ist es wichtig die Gesetzeslücke zu schliessen, welche aktuell den arbeitslosen 
alleinstehenden Müttern keine Familienzulagen während des Bezugs der Mutterschaftsentschädigung 
zuspricht. Müttern sollen diese auch gewährt werden, während dem sie als Nichterwerbstätige eine 
Mutterschaftsentschädigung erhalten. 

 
Mit diesen Änderungen werden notwendige Anpassungen im bestehenden Gesetz vorgenommen. 
 
 
Der dritte und neue Punkt in der zu behandelnden Gesetzesanpassung betrifft die Schaffung einer 
gesetzlichen Grundlage für die an Familienorganisationen ausgerichteten Subventionen.  
 
Wir befürworten die gesetzliche Verankerung, um für Finanzhilfen an Familienorganisationen eine 
Rechtssicherheit zu schaffen. Kibesuisse deckt als nationaler Dachverband der familien- und 
schulergänzenden Kinderbetreuung den Förderbereich b) Vereinbarkeit Erwerbstätigkeit/Ausbildung und 
Familie vollumfänglich ab.  
 
Wir möchten auf folgende Punkte hinweisen:  

- Momentan wird durch die Richtlinien des BSV eine Maximalanzahl von 5 Organisationen definiert, 
welche Subventionen pro Vertragsperiode erhalten. Diese Maximalzahl ist im neuen Gesetzesentwurf 
und den dazugehörigen Erläuterungen nicht mehr festgehalten. Das könnte dazu führen, dass weitere 
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Subventionsgesuche eingehen. Aus unserer Sicht sollte das nicht das Ziel sein, vor allem dann nicht, 
wenn die Kredithöhe nicht nach oben angepasst werden kann.  
 

- Nach welchen Kriterien oder Grundsätzen und mit welchem Vorgehen würden die Subventionen in 
diesem Fall vergeben werden? 

 
- Der neue Gesetzesentwurf legt zwei Förderbereiche fest, in denen die antragsstellenden 

Organisationen tätig sein müssen, um sich für die Subventionen bewerben zu können. Im Gegensatz 
zu den aktuellen Richtlinien (Artikel 2: Zweck) wird im neuen Art. 21f (Zweck und Förderbereiche) nicht 
mehr von Elternberatung und Elternbildung, sondern von Begleitung, Beratung und Bildung 
gesprochen.  
Kibesuisse empfiehlt die Beihaltung der aktuellen Formulierung oder eine Präzisierung der neuen. Wer 
soll begleitet, beraten und gebildet werden? Sind dies die Eltern, die Kinder oder beide?  
 

- Weiter definieren die heute aktuellen Richtlinien des BSV, welche Betreuungsformen unter die 
institutionelle Kinderbetreuung fallen. Unter Artikel 4 der Richtlinien ist festgehalten, dass es sich dabei 
um Betreuung in Kindertagesstätten, in Tagesfamilien sowie in schulergänzenden Einrichtungen 
handelt. Im neuen Gesetzesentwurf wird dies nicht genauer definiert.  
Kibesuisse empfiehlt, diese Präzisierung auch im neuen Entwurf festzuhalten. Die bisherige 
Formulierung beugt eventuellen Unklarheiten vor.  
 

- Der neue Gesetzesentwurf macht keine Aussagen zum Umgang mit Untervertragsnehmern. Ist das 
gewollt?   
 

Aus diesen und den oben genannten Gründen empfehlen wir, bei der Ausarbeitung der Verordnung und der 
Ausführungsbestimmungen, möglichst nahe bei den heute geltenden Richtlinien des BSV zu bleiben, wie 
dies auch auf Seite 15 des erläuternden Berichtes formuliert ist: «Die neue Gesetzesbestimmung (Teil III der 
Vorlage) bedarf Ausführungsbestimmungen. Gestützt auf Artikel 21h Absatz 4 des Gesetzesvorentwurfs 
hat der Bundesrat in der FamZV das Verfahren für die Ausrichtung der Finanzhilfen zu regeln. Dieses soll 
sich an der bereits heute geltenden Praxis orientieren.» 
 
 
Freundliche Grüsse 

 
Nadine Hoch 
Geschäftsleiterin 
T +41 44 212 24 53 
nadine.hoch@kibesuisse.ch 
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Bundesamt für Sozialversicherungen 
Geschäftsfeld Familie, Generationen und Gesellschaft 
Bereich Familienfragen 
Effingerstrasse 20 
3003 Bern 

 
Per E-Mail an: familienfragen@bsv.admin.ch 

 

Bern, März 2018 

 

 

 

 

Vernehmlassung zur Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen (FamZG) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme im oben genannten Geschäft. Das Netzwerk Kinderbe-

treuung Schweiz setzt sich für qualitativ hochstehende Angebote der frühen Kindheit sowie eine an den Bedürf-

nissen von Kindern und Eltern orientierte familienergänzende Kinderbetreuung in der Schweiz ein. Wir fördern 

zudem die Vernetzung und den Informationsaustausch zwischen Akteuren aus den Bereichen Familie und frühe 

Kindheit sowie Kinderbetreuung. Unser Netzwerk ist ein Zusammenschluss von Verbänden und Vereinen, Ausbil-

dungs- und Forschungsinstitutionen, Trägerschaften der Kinderbetreuung und Unternehmen, städtischen und 

kantonalen Fachstellen. Die rund 120 Einzel- und Kollektivmitglieder geben dem Netzwerk eine breite Abstützung 

und eine weite Perspektive zu Themen der Familienpolitik. Wir sind ein zentraler Ansprechpartner für Fachorga-

nisationen aus dem Frühbereich in der Deutschschweiz und arbeiten eng mit der Westschweizer Organisation pro 

enfance zusammen. 

Das Netzwerk Kinderbetreuung Schweiz begrüsst im Grundsatz die drei Elemente der Gesetzesänderung: 

 Die Ausbildungszulagen für Jugendlichen sollen neu ab dem Zeitpunkt des Beginns ihrer nachobligatori-

schen Ausbildung ausgerichtet werden: Die Jugendlichen können bereits vor dem 16. Lebensjahr mit ei-

ner Ausbildung beginnen, weshalb es auch früher möglich sein sollte, die Kinder- in Ausbildungszulagen 

umzuwandeln. 

 Die Familienzulagen sollen neu auch arbeitslosen alleinstehenden Müttern gewährt werden: In keiner 

Bevölkerungsgruppe ist das Armutsrisiko vergleichbar hoch wie bei alleinerziehenden Müttern, von de-

nen in den Städten jede zweite auf Sozialhilfe angewiesen ist.1 Insofern ist diese Gesetzesanpassung nicht 

zuletzt auch im Hinblick auf die Prävention von Kinderarmut und die Verbesserung der Zugangschancen 

der Kinder in diesen Familien vonnöten und sehr zu begrüssen. 

 Für die Finanzhilfen für Familienorganisationen soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen werden: Da 

uns dieser Punkt als Organisation hauptsächlich betrifft, äussern wir uns im Folgenden detaillierter dazu. 

 

                                                           

1 Vgl. Bericht « Kennzahlenvergleich zur Sozialhilfe in Schweizer Städten: Berichtsjahr 2016 », Städteinitiative Sozialpolitik 

und BFH für Soziale Arbeit, Oktober 2017. 
 

mailto:familienfragen@bsv.admin.ch
https://staedteinitiative.ch/cmsfiles/de_kennzahlen_sozialhilfe_bericht_2016.pdf
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Gesetzliche Grundlage für die Finanzhilfen für Familienorganisationen  

Aufgrund der eingeschränkten Handlungskompetenz des Bundes zum Schutz der Familie kommt Familienorgani-

sationen wie dem Netzwerk Kinderbetreuung Schweiz eine wichtige Rolle zu. Die Familienorganisationen werden 

zu einem bedeutenden Teil von Mitgliedern aus der Fachwelt, z.B. aus den Bereichen Kinderbetreuung, frühe För-

derung, Familienbegleitung oder Elternberatung, getragen und erbringen mit dieser fachlichen Perspektive wich-

tige Beratungs- und Dienstleistungsangebote, die ohne die Tätigkeit der Familienorganisationen nicht hinreichend 

erbracht würden. Sie tragen damit auch zum Informationsaustausch und zur Vernetzung von Akteuren der Fami-

lienförderung sowie zur Weiterentwicklung und Qualitätsverbesserung von Angeboten und Aktivitäten zugunsten 

von Familien bei. 

Daher begrüssen wir es ausdrücklich, dass zur Unterstützung von Familienorganisationen eine bundesgesetzliche 

Grundlage mittels der Einführung des Kapitels 3b im Familienzulagengesetz geschaffen wird. 

 

Zu Art. 21f: Zweck und Förderbereiche  

Wir gehen mit Ihnen einig, dass mit den Inhalten der vorgeschlagenen zwei Förderbereiche « Begleitung, Beratung 

und Bildung » sowie « Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit oder Ausbildung » wichtige Teile der von 

Familienorganisationen erbrachten Angebote abgedeckt werden. Wir sind aber dezidiert der Meinung, dass die 

Förderbereiche des Artikels 21f bezüglich der Entwicklung der Familienpolitik nicht abschliessend begrenzt wer-

den sollten. Zwar definiert der aktuellste Familienbericht des Bundesrats die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

als prioritäre familienpolitische Zielsetzung für die kommenden Jahre, jedoch ist denkbar, dass eine nächste Aus-

legeordnung des Bundes zu anderen Schwerpunkten führt. Dass dann eine Gesetzesänderung gemacht werden 

müsste, um allfällige neue Schwerpunktthemen fördern zu können, ist eher unverhältnismässig und nicht sehr 

praktikabel. 

Wir schlagen daher vor, die Aufzählung in der Formulierung des Artikels 21f nicht abschliessend zu machen und 

wie folgt zu formulieren:  

« [...] zur Förderung von Familien insbesondere in den folgenden Bereichen gewähren: [...] » 

 Wir begrüssen des Weiteren, dass der Bereich « Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit oder Ausbildung 

» über die Förderung der familienergänzenden Kinderbetreuung hinausgeht und auch den Einsatz für familien-

freundliche Arbeitsbedingungen beinhaltet, damit beispielsweise Arbeitgeber dabei unterstützt werden können, 

für ihre Arbeitnehmenden die Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern. 

Ebenfalls begrüssen wir, dass sowohl Aktivitäten, von denen Familien direkt profitieren (z.B. direktes Coaching von 

Eltern), als auch Tätigkeiten, von denen Familien indirekt profitieren (z.B. Beratung von Arbeitgebern im Hinblick 

auf familienfreundliche Arbeitsbedingungen), im Rahmen der zwei vorgeschlagenen Förderbereiche unterstützt 

werden sollen. Die « indirekte Unterstützung », beispielsweise mittels dem Bereitstellen von Informationen, der 

Vernetzung von Akteuren der Familienförderung und der Sensibilisierung für familienpolitische Massnahmen, ist 

auch ein wichtiges Fundament für eine zielgerichtete und nachhaltige Förderung von Familien.  

 

Zu Art. 21h Abs. 3: Höchstsatz 

Die Gesetzesänderung sieht vor, dass « höchstens 50 Prozent der anrechenbaren Ausgaben » einer Organisation 

durch die gewährten Finanzhilfen gedeckt werden sollen (Art. 21f Abs. 3) Aus unserer Sicht sollte die Beteiligung 

an den Kosten zu 50 % der Regelsatz sein. Ausgangspunkt der Beitragsleistung ist ja die Tatsache, dass die von den 

Familienorganisationen erbrachten Leistungen im öffentlichen Interesse sind. Sie tragen zudem den familienpoli-

tischen Zielen des Bundes Rechnung. Der Bund nimmt durch die Subventionierung der Familienorganisationen 

seine Unterstützungskompetenz für Massnahmen von Dritten zugunsten von Familien wahr und stellt sicher, dass 
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sprachregionale und gesamtschweizerische Beratungs- und Dienstleistungsangebote bestehen können, denn die 

kantonalen Unterstützungsleistungen richten sich in aller Regel an kantonal tätige Organisationen. In diesem Sinne 

ist eine adäquate Beitragsleistung des Bundes im Rahmen dieser Finanzhilfen auch angemessen. 

Als Formulierung von Art. 21h Abs. 3 schlagen wir darum vor: 

« Sie decken in der Regel 50 % der Aufwendungen für die Erfüllung des Leistungsauftrags. » 

 

Abschliessende Bemerkungen 

Das Netzwerk Kinderbetreuung begrüsst ausdrücklich die Tatsache, dass der Bund mit der Schaffung einer gesetz-

lichen Grundlage für Finanzhilfen an Familienorganisationen Rechtssicherheit schaffen möchte und anerkennt, 

dass zivilgesellschaftliche Organisationen einen wesentlichen Beitrag zur Familienförderung in der Schweiz leisten. 

Es ist aber wichtig, dass die Einführung dieser gesetzlichen Grundlage Rücksicht auf das sehr breite und vielseitige 

Tätigkeitsfeld der Familienorganisationen in der Schweiz nimmt und im Hinblick auf künftige familienpolitische 

Entwicklungen nicht einschränkend wirkt. 

An dieser Stelle weisen wir schliesslich auf ein bestehendes strukturelles Finanzierungsproblem hin, das zwar nicht 

Gegenstand dieser Gesetzesvorlage, aber für gemeinnützige Organisationen existenziell ist. Der Bund finanziert 

seit einigen Jahren fast ausschliesslich Projekte, in aller Regel zeitlich befristet. Da auch private Förderorganisati-

onen zunehmend auf solche Projektfinanzierungen fokussieren, gibt es kaum Förderer mehr, die bereit sind, den 

Betrieb und die Struktur von Organisationen, die diese Projekte tragen, mitzufinanzieren. Die Folge davon ist, dass 

in Projekten vielversprechende Angebote und Dienstleistungen mit erheblichem finanziellen Aufwand entwickelt 

und aufgebaut werden, es jedoch schwierig ist, diese über die befristete Förderdauer hinaus zu betreiben und zu 

verbreiten, wenn bei der zuständigen Familienorganisation die Mittel für den Grundbetrieb der Organisation feh-

len. Dies ist ein Hindernis für nachhaltige Aktivitäten im Bereich der Familienförderung von privaten Organisatio-

nen und kann nicht im Sinne des Bundes und der vorliegenden Gesetzesänderung sein. Es ist darum wünschens-

wert, dass der Bund künftig wieder vermehrt Betriebs- und Strukturbeiträge leistet und damit nachhaltige Ange-

bote und Dienstleistungen ermöglicht. 

Wir danken Ihnen für Ihr Interesse und die wohlwollende Prüfung unserer Anregungen. 

Freundliche Grüsse 

       

Thomas Jaun, Präsident Patricia Buser, Geschäftsführerin 
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plateforme romande pour l'accueil de l'enfance

(pro c-nîaiKiC: réunit les acteurs
romands de l-accueil de l'enfance
et les représente au plan national

Office fédéral des assurances sociales 
Domaine Famille, générations et société 
Secteur Question familiale 
Effingerstrasse 20 
3003 Berne

Lausanne, 27 février 2018

Consultation sur la modification de la loi sur les allocations familiales (LAFam)
Prise de position de pro enfance

Madame, Monsieur,

pro enfance remercie l'Office fédéral des assurances sociales (OFAS) d'associer notre association dans sa 
démarche de consultation et salue la qualité du rapport explicatif ainsi que, en particulier, la volonté de 
créer une base légale pour l'octroi d'aides financières aux organisations familiales.

La question des allocations de formation et celle des allocations familiales n'étant pas du ressort de 
pro enfance, notre association s'en remet à qui de droit - en particulier à Pro Familia suisse - et 
concentre ainsi sa réponse sur les aides financières pour les organisations familiales.

Considérations et remarques gen? r !i s

La volonté de créer une base légale pour l'octroi d'aides aux organisations familiales contribue à 
reconnaître le rôle d'expertise de coordination, de soutien et d'information des faîtières actives dans 
le domaine de l'accueil de l'enfance et plus largement dans la promotion de la politique de l'enfance 
et de la famille au profit des bénéficiaires et de la collectivité.

La base légale proposée contribue aussi à reconnaître partiellement l'accueil de l'enfance en tant que 
pilier d'une politique de l'enfance et de la famille, bien que la loi ne fasse pas directement référence 
à l'accueil de l'enfance ou à l'accueil extrafamilial - contrairement aux lignes directrices de l'OFAS du 

janvier 2015 relatives à l'évaluation des demandes d'aides financières.

En matière de politique de l’accueil de l’enfance ou plus largement de politique de la famille, pro 
enfance tient à souligner qu’il convient aussi d’être attentif au bien-être et au devenir de l’enfant afin 
d’éviter toute vision utilitariste des plus jeunes (par ex. en matière de conciliation entre vie familiale et 
activité professionnelle ou de formation). De ce fait et de manière à soutenir la cohérence de la place 
de l’enfant, pro enfance privilégie la notion d’« accueil de l’enfance » à celle d’« accueil extrafamilial ».

Ch. des Croix-Rouges 8 * 1007 Lausanne ® 021 323 73 63 • infoOproenfance.ch ® www.proenfance.ch « CCP 14-524387-4
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Considérations et remarques particulières

But et domaines d'encouragement - Art. 21f

pro enfance s’interroge sur la lettre a) de l'art. 21f stipulant comme domaines en faveur des familles : 
l'accompagnement, les conseils et la formation. Aucune information n’étant stipulée dans le rapport 
explicatif, est-ce que cet alinéa se réfère aussi bien aux parents qu’aux enfants ? De plus, la notion de 
« Bildung » engendrant des difficultés au niveau de la traduction en français, que signifie le terme de 
« formation » toujours concernant la lettre a) de l’art 21f ?

Vu que les lignes directrices du 15 janvier 2015, mentionnées ci-avant, paraissent davantage 
explicites et qu’il s’agit de s’inspirer de la pratique actuelle (cf. pt 1.4.3 du rapport explicatif), pro 
enfance propose que soit introduit à l’art. 21f le domaine d’accueil de l’enfance ou d’accueil 
extrafamilial. Il conviendra d’en préciser la teneur dans l’ordonnance prévue à cet effet.

Proposition d’amendement
Lettre c nouveau 
Accueil de l’enfance.

La formulation de cet amendement pourrait être articulée différemment en fonction des réponses 
apportées aux questions mises en exergue en lien avec la lettre a).

pro enfance adhère par ailleurs à la proposition de Pro Familia Suisse de ne pas limiter les domaines 
d'encouragement de manière à pouvoir tenir compte de l'évolution de la politique familiale.

Proposition d’amendement
Lettre d nouveau
D'autres domaines d’encouragement permettant de soutenir les activités en faveur des familles 
peuvent être admis.

Procédure et taux maximal - Art. 21h
pro enfance adhère aussi à la proposition de Pro Familia Suisse d’appliquer uniquement la clause du 
50% pour les tâches à accomplir et non pour le développement organisationnel.

Proposition d’amendement 
Al. 2
Elles couvrent au maximum 50% des dépenses qui peuvent êtes prise en compte (taux maximal) pour 
les tâches à accomplir. Cette close n’est pas appliquée pour le développement organisationnel.

En vous remerciant de votre attention, nous vous adressons. Madame, Monsieur, nos salutations les 
plus respectueuses.

LCL^Secrétaire générale
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Bundesamtes für Sozialversicherungen 

 familienfragen@bsv.admin.ch 
 Frau Yasemin Cevik 
 Frau Liliane Probst 
 

 
 Bern, 1. März 2018 
 
 
 
Betriff: Änderung des Familienzulagengesetzes 
 
 
Sehr geehrte Frau Cevik und sehr geehrte Frau Probst 
 
Wir befürworten die Änderungen des Familienzulagengesetzes und begrüssen, dass wir 
uns dazu äussern können. Grundsätzlich unterstützen wir die Stossrichtung der geplanten 
drei Änderungen: 
 
1. die Ausbildungszulagen  für Jugendliche sollen neu ab dem Zeitpunkt des Beginns ihrer 

nachobligatorischen Ausbildung ausgerichtet werden und nicht erst nach Vollendung 
ihres 16. Altersjahres.  

2. die Familienzulagen  sollen neu auch arbeitslosen alleinstehenden Müttern gewährt 
werden.  

3. Es soll im Familienzulagengesetz eine gesetzliche Grundlage für die Gewährung von 
Finanzhilfen an Familienorganisationen  geschaffen werden. 

 
Zu den vorgeschlagenen Gesetzesbestimmungen nehmen wir wie folgt Stellung : 
 
1. Art. 3 Abs. 1 a und b. Ausbildungszulagen ab dem 15 . Altersjahr  

Viele Jugendliche beginnen ihre nachobligatorische Ausbildung vor ihrem 16. Geburts-
tag. Mit der vorgeschlagenen Alterskorrektur erhalten Familien die Ausbildungszulagen 
für ihre Kinder rechtzeitig ab Beginn der nachobligatorischen Ausbildung. Wir begrüssen 
deshalb die vorgeschlagene neue Regelung. Wir sprechen uns aber dafür aus, zu 
prüfen, ob die Kinderzulage für erwerbsunfähige Kinder nicht nur wie vorgesehen bis 
zum Ende des Monats ausgerichtet werden sollte, in dem das Kind das 20. Altersjahr 
vollendet, sondern bis zum vollendeten 25. Altersjahr. 

 
2. Art. 19 Abs. 1ter. Familienzulagen für arbeitslo se alleinstehende Mütter: 

Mit der neuen Regelung wird eine stossende Lücke bei den Familienzulagen geschlos-
sen. In Einzelfällen können dadurch Armuts- und Notsituationen verhindert werden. Wir 
unterstützen deshalb die vorgeschlagene neue Bestimmung. 
 

3. Art. 21f – h und Art. 27 Abs. 2. Finanzhilfen an  Familienorganisationen:  
In der Bundesverfassung ist die Familie und insbesondere der Schutz von Kindern und 
Jugendlichen an verschiedenen Orten verankert (bei den Grundrechten, Sozialzielen 
usw.). Rechtliche Grundlage für das familienpolitische Engagement des Bundes bildet 
Artikel 116 der Bundesverfassung (BV). Der Bund ist gehalten, bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben den Bedürfnissen der Familie Rechnung zu tragen. Er kann Massnahmen zum 
Schutz der Familie unterstützen. Der Bundesrat betont denn auch in verschiedenen 
Berichten die Wichtigkeit einer kohärenten Familienpolitik auf allen drei Staatsebenen. 
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Demgegenüber steht die Tatsache, dass – abgesehen von verschiedenen grossen Ge-
setzgebungsprojekten – der Bund äusserst zurückhaltend in seinen Familienförder-
ungsaktivitäten ist. Der Föderalismus bringt es mit sich, dass familienpolitische Belange 
in erster Linie Sache der Kantone und Gemeinden sind. Viele Aufgaben werden aber 
auch von privaten Verbänden wahrgenommen. National und sprachregional tätige 
Organisationen und Dachverbände sind ein notwendiges Bindeglied zwischen dem 
Bund und den in den Kantonen tätigen Organisationen. Sie koordinieren regionale und 
lokale Aktivitäten, übermitteln Informationen zu Bedürfnissen und Bestrebungen an der 
Basis, zu welchen der Bund sonst kaum Zugang hätte, und sind für den Bund wichtige 
Ansprechpartner in fachlichen Belangen. Dies ist für eine kohärente schweizerische 
Familienpolitik unerlässlich. Umso wichtiger ist es deshalb, dass diese zivilgesellschaft-
lichen Organisationen, zu denen auch wir zählen, in der Familienförderung aktiv sind 
und dafür auch vom Bund unterstützt werden. Deshalb begrüssen wir es ausdrücklich, 
dass dafür eine gesetzliche Grundlage geschaffen wird. 

 
Zum Punkt „Finanzhilfen an Familienorganisationen“  möchten wir folgende Anmerkun-
ge machen: 
 
a. Es scheint uns richtig, eine gesetzliche Grundlage als eigenes Kapitel 3b im FamZG für 

die Gewährung von Finanzhilfen an Familienorganisationen zu schaffen; dies betrifft 
aktuell den Dachverband Pro Familia Schweiz mit seinen rund 40 Mitgliedsorganisa-
tionen, den Verband Kinderbetreuung Schweiz (kibesuisse), die Schweizerische Stiftung 
des Internationalen Sozialdienstes (SSI), den Verein Pro Enfance und den Verein 
a:primo. Sie alle erfüllen Aufgaben der Koordination, Orientierung, Unterstützung und 
Information gegenüber ihren Mitgliedern und nach aussen, geben Stellungnahmen zu 
familienpolitischen Themen ab und übernehmen die Verteidigung der Interessen der 
Familien in der Schweiz in ihrer Vielfalt sowie die Konkretisierung und Promotion der 
Familienpolitik. 
 

b. Wir sind der Meinung, dass die «Kann»-Formulierung des Artikels 21f geändert werden 
soll in «Der Bund gewährt Familienorganisationen (…)», und dass die Förderbereiche 
bezüglich der Entwicklung der Familienpolitik nicht begrenzt werden sollten. Es wäre ja 
durchaus denkbar, dass eine nächste Auslegeordnung des Bundes zu anderen 
Schwerpunkten führt. Schon heute hat der Bundesrat zwei weitere familienpolitische 
Handlungsfelder definiert, die in der vorliegenden Gesetzesvorlage nicht figurieren, in 
denen aber Familienorganisationen wichtige Arbeit für Familien und für eine kohärente 
Familienpolitik leisten, nämlich Handlungsfeld 1: Wirtschaftliche Absicherung der 
Familien und Bekämpfung der Familienarmut sowie Handlungsfeld 3: Anpassung des 
Familien- und Erbrechts an die realen Lebensformen. Dass, um diese und andere neue 
Schwerpunkte dann fördern zu können, eine Gesetzesänderung gemacht werden 
müsste, ist doch eher unverhältnismässig. Wir schlagen vor, einen neuen Buchstaben 
«c» hinzuzufügen mit dem Wortlaut: « weitere Aktivitäten zu Gunsten der Familie ». Als 
Alternative wäre denkbar, die Aufzählung nicht abschliessend zu machen: „...zur 
Förderung von Familien insbesondere in den folgenden Bereichen...“. 
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c. Wir schlagen vor, den Artikel 21h al. 3 zu ändern, der abgestuft werden sollte gemäss 
den Richtlinien des BSV vom 22.3.2016. Die 50 %-Klausel sollte ausschliesslich für die 
finanzielle Unterstützung der zu erfüllenden Aufgaben (Punkt 2.1 der Richtlinie) und nicht 
für die Organisationsentwicklung (Punkt 2.2 der Richtlinie) gelten. Höchstsatz: Aus 
unserer Sicht sollte die Beteiligung an den Kosten zu 50 % die Regel sein. Ausgangs-
punkt der Beitragsleistung ist ja die Tatsache, dass die erbrachten Leistungen im öffent-
lichen Interesse sind und von daher eine angemessene Beitragsleistung des Bundes 
erwartet werden können sollte. Es ist ja doch etwas speziell, dass Leistungsaufträge mit 
der Vorgabe ausgeschrieben werden, dass der Auftragnehmer 50 % der Kosten selber 
tragen muss. Würde eine solche Klausel z.B. bei Ausschreibungen für Bauaufträge 
gemacht, der Bund käme arg unter Druck. Als Formulierung schlagen wir vor: Art. 21h 
Abs. 3 Pkt. 3: „Sie decken in der Regel 50 % der Aufwendungen für die Erfüllung des 
Leistungsauftrags. In diesem Zusammenhang erlauben wir uns auch, darauf hinzuwei-
sen, dass die aktuell vorgegebenen administrativen Auflagen für die Auftragnehmer aus-
serordentlich aufwendig sind. Sie machen schnell einmal 20 % der erhaltenen Beiträge 
aus, müssen aber von den Organisationen selbst finanziert werden. 

 
Ausserdem möchten wir nachfolgende Änderung vorschlagen : 
 
Zum Schluss schlagen wir vor, den Artikel 5 des Bundesgesetzes der Familienzulagen zu 
ändern (der lautet: «Der Bundesrat passt die Mindestansätze auf den gleichen Zeitpunkt 
wie die Renten der Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) der Teuerung an, sofern 
der Landesindex der Konsumentenpreise seit der letzten Festsetzung der Ansätze um 
mindestens 5 Punkte gestiegen ist.») und die Idee des Artikel 33 ter al. 1 und 4 HVG zu 
übernehmen, der lautet: «Der Bundesrat passt die ordentlichen Renten in der Regel alle 
zwei Jahre auf Beginn des Kalenderjahres der Lohn- und Preisentwicklung an, indem er auf 
Antrag der Eidgenössischen Kommission für die Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenversicherung den Rentenindex neu festsetzt. Der Bundesrat passt die ordentlichen 
Renten früher an, wenn der Landesindex der Konsumentenpreise innerhalb eines Jahres 
um mehr als 4 Prozent angestiegen ist.».  Wir denken besonders an die Kosten, welche die 
Familien tragen müssen, und dass es nicht nötig ist, mit der Anpassung zu warten, bis der 
Landesindex der Konsumentenpreise um 5 Punkte gestiegen ist. 
 
Wir hoffen, dass Sie diese Bemerkungen wohlwollend zur Kenntnis nehmen und berück-
sichtigen werden. 
 
Freundliche Grüsse 
 
PRO FAMILIA SCHWEIZ 
 
    
  
 
 Valérie Piller Carrard Dr. Philippe Gnaegi 
 Präsidentin, Nationalrätin Direktor 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bundesamt für Sozialversicherungen 
Geschäftsfeld Familie, Generationen und Gesellschaft 
Bereich Familienfragen 
Effingerstrasse 20 
3003 Bern 
familienfragen@bsv.admin.ch 

Bern, im Februar 2018 

Vernehmlassung zur Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen (FamZG)  

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Berset 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit einer Stellungnahme im oben genannten Geschäft. Der 
Schweizerische Fachverband Mütter- und Väterberatung begrüsst die vorgeschlagenen Ände-
rungen des Bundesgesetzes über die Familienzulagen im Grundsatz.  
Der Schweizerischer Fachverband Mütter- und Väterberatung vertritt die Anliegen der Mütter- 
und Väterberatung auf gesamtschweizerischer Ebene und setzt sich für Qualität und Professi-
onalität in der Mütter- und Väterberatung ein. Die Mütter- und Väterberatung steht ab der 
Geburt des Kindes bis zum Eintritt in den Kindergarten flächendeckend allen Eltern und Erzie-
hungsberechtigten offen und leistet mit ihrer Arbeit einen wichtigen Beitrag zur Prävention und 
Gesundheitsförderung.  
 
Grundsätzlich unterstützen wir die Stossrichtung der geplanten drei Änderungen:  

 die Ausbildungszulagen für Jugendliche sollen neu ab dem Zeitpunkt des Beginns ihrer 
nachobligatorischen Ausbildung ausgerichtet werden und nicht erst nach Vollendung 
ihres 16. Altersjahres.  

 die Familienzulagen sollen neu auch arbeitslosen alleinstehenden Müttern gewährt 
werden.  

 Es soll im Familienzulagengesetz eine gesetzliche Grundlage für die Gewährung von Fi-
nanzhilfen an Familienorganisationen geschaffen werden.  

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
Da wir als Organisation insbesondere vom dritten Punkt betroffen sind, äussern wir uns detail-
liert ausschliesslich zu diesem Punkt.  
 
In der Bundesverfassung ist die Familie und insbesondere der Schutz von Kindern und Jugend-
lichen an verschiedenen Orten verankert (bei Grundrechten, Sozialzielen usw.). Der Bundesrat 
betont denn auch in verschiedenen Berichten die Wichtigkeit einer kohärenten Familienpolitik 
auf allen drei Staatsebenen. Demgegenüber steht die Tatsache, dass – abgesehen von verschie-
denen grossen Gesetzgebungsprojekten – der Bund äusserst zurückhaltend in seinen Familien-
förderungsaktivitäten ist. Umso wichtiger ist deshalb, dass zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen, zu denen wir uns auch zählen, in der Familienförderung aktiv sind und dafür auch vom 
Bund unterstützt werden. Deshalb begrüssen wir es ausdrücklich, dass dafür eine gesetzliche 
Grundlage geschaffen wird. 
 
Zu den vorgeschlagenen Formulierungen nehmen wir wie folgt Stellung: 
 

a. Es scheint uns richtig, eine gesetzliche Grundlage (als eigenes Kapitel 3b) für die Gewäh-
rung von Finanzhilfen an Familienorganisationen zu schaffen; dies betrifft aktuell den 
Dachverband Pro Familia Schweiz mit verschiedenen Organisationen, welche in diesen 
Leistungsvertag eingebunden sind, den Verband Kinderbetreuung Schweiz (kibesuisse), 
die Schweizerische Stiftung des Internationalen Sozialdienstes (SSI), den Verein Pro En-
fance und den Verein a:primo. Sie erfüllen Aufgaben der Koordination, Orientierung, 
Unterstützung und Information gegenüber ihren Mitgliedern und nach aussen, geben 
Stellungnahmen zu familienpolitischen Themen ab und übernehmen die Verteidigung 
der Interessen der Familien in der Schweiz in ihrer Vielfalt sowie Konkretisierung und 
Promotion der Familienpolitik.  

 
b. Wir sind der Meinung, dass die Förderbereiche des Artikels 21f bezüglich der Entwick-

lung der Familienpolitik nicht begrenzt werden sollten. Es wäre ja durchaus denkbar, 
dass eine nächste Auslegeordnung des Bundes zu anderen Schwerpunkten führt. Dass, 
um diese dann fördern zu können, eine Gesetzesänderung gemacht werden müsste, ist 
doch eher unverhältnismässig. Wir schlagen vor, einen neuen Buchstaben «c» hinzuzu-
fügen mit dem Wortlaut:  
„weitere Aktivitäten zu Gunsten der Familie“ 
Als Alternative wäre denkbar, die Aufzählung nicht abschliessend zu machen: 
„ ... zur Förderung von Familien insbesondere in den folgenden Bereichen ...“ 

 
c. Höchstsatz: Aus unserer Sicht sollte die Beteiligung an den Kosten zu 50 % der Regelsatz 

sein. Ausgangspunkt der Beitragsleistung ist ja die Tatsache, dass die erbrachten Leis-
tungen im öffentlichen Interesse sind und von daher eine angemessene Beitragsleis-
tung des Bundes erwartet werden können sollte.  
Als Formulierung schlagen wir vor: 



 
 
 
 
 
 
 
 
 

Art. 21h Pkt. 3: „Sie decken in der Regel 50 % der Aufwendungen für die Erfüllung des 
Leistungsauftrags.“ 
 
In diesem Zusammenhang erlauben wir uns auch, darauf hinzuweisen, dass die aktuell 
vorgegebenen administrativen Auflagen für die Auftragnehmer ausserordentlich auf-
wendig sind. Sie machen schnell einmal 20 % der erhaltenen Beiträge aus, müssen aber 
von den Organisationen finanziert werden. 

 
Zum Schluss schlagen wir vor, den Artikel 5 des Bundesgesetzes der Familienzulagen zu ändern 
(der lautet;: „Der Bundesrat passt die Mindestansätze auf den gleichen Zeitpunkt wie die Ren-
ten der Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) der Teuerung an, sofern der Landesindex 
der Konsumentenpreise seit der letzten Festsetzung der Ansätze um mindestens 5 Punkte ge-
stiegen ist.“) und die Idee des Artikel 33 ter al. 1 und 4 HVG zu übernehmen, der lautet : « Der 
Bundesrat passt die ordentlichen Renten in der Regel alle zwei Jahre auf Beginn des Kalender-
jahres der Lohn- und Preisentwicklung an, indem er auf Antrag der Eidgenössischen Kommis-
sion für die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung den Rentenindex neu fest-
setzt…Der Bundesrat passt die ordentlichen Renten früher an, wenn der Landesindex der Kon-
sumentenpreise innerhalb eines Jahres um mehr als 4 Prozent angestiegen ist. »  
Wir denken besonders an die Kosten, welche die Familien tragen müssen, und dass es nicht 
nötig ist mit der Anpassung zu warten, bis der Landesindex der Konsumentenpreise um 5 
Punkte gestiegen ist.  

 

Wir hoffen, dass Sie diese Bemerkungen wohlwollend zur Kenntnis nehmen und berücksichti-
gen werden.  

 

Freundliche Grüsse, 

 

Der Präsident:     Für die Geschäftsstelle: 
 
 
Eusebius Spescha    Dr. rer. soc. Olivia Thoenen 



SVAMV   Schweizerischer Verband alleinerziehender Mütter und Väter 

FSFM        Fédération suisse des familles monoparentales 

FSFM        Federazione svizzera delle famiglie monoparentali 
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Herr Bundespräsident Alain Berset 

Bundesamt für Sozialversicherungen 

Geschäftsfeld Familien, Generationen 

und Gesellschaft 

Bereich Familienfragen 

Effingerstr. 20 

3003 Bern 

 

familienfragen@bsv.admin.ch 

 

Bern, 12. März 2018 

 

 

Änderung des Familienzulagengesetzes FamZG 
Vernehmlassungsverfahren: Stellungnahme des SVAMV 
 

Sehr geehrter Herr Bundespräsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Der Schweizerische Verband alleinerziehender Mütter und Väter SVAMV bedankt sich für die Einladung zum 

Vernehmlassungsverfahren und nimmt gerne zum Entwurf der oben genannten Gesetzesänderung Stellung. 

 

Der SVAMV begrüsst die vorgeschlagenen Änderungen des FamZG grundsätzlich sehr: 
 

• Die Änderung des FamZG bringt Verbesserungen für Familien mit Kindern in Ausbildung und arbeitslose 
alleinstehende Mütter. Vor allem für Familien in knappen finanziellen Verhältnissen sind Familienzulagen eine 

wichtige familienpolitische Errungenschaft, die ihnen hilft, die hohen Kinderkosten zu tragen. Das gilt insbesondere 

für alleinerziehende Eltern und ihre Kinder, für deren Belange sich der SVAMV einsetzt.  

Einelternfamilien sind einem ausserordentlich hohen Armutsrisiko ausgesetzt, wie Studien immer wieder belegen. 

Die Ursachen sind bekannt: In Mankosituationen wird der Elternperson, die die Kinder zur Hauptsache betreut – in 

den meisten Fällen der Mutter – auch die Sorge für den finanziellen Unterhalt aufgebürdet. Der Gesetzgeber hat 

es bei der Revision des Kindesunterhalts im vergangenen Jahr erneut unterlassen, diesen Missstand zu beheben. 

Hürden bei der Vereinbarung von Beruf und Familienarbeit – in erster Linie die Diskriminierung der Mütter bei den 

Löhnen und das mangelnde Angebot an erschwinglicher, qualitativ guter Kinderdrittbetreuung - wirken sich 

deshalb doppelt gravierend auf die wirtschaftliche Lage der Einelternfamilien aus. Alleinerziehende und ihre Kinder 

sind deshalb ganz besonders auf finanzielle Erleichterungen angewiesen. Dazu zählen auch die vorgeschlagenen 

Verbesserungen zugunsten von Familien im FamZG. 

 
• Die Gesetzesvorlage schafft eine gesetzliche Grundlage für die Finanzhilfen des Bundes an die 

schweizerischen Familienorganisationen. Die Familie und insbesondere der Schutz von Kindern und 

Jugendlichen ist in der Bundesverfassung an verschiedenen Orten verankert (bei Grundrechten, Sozialzielen 

usw.). Rechtliche Grundlage für das familienpolitische Engagement des Bundes bildet Artikel 116 der 
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Bundesverfassung (BV). Der Bund ist gehalten, bei der Erfüllung seiner Aufgaben den Bedürfnissen der Familie 

Rechnung zu tragen. Er kann Massnahmen zum Schutz der Familie unterstützen. Der Bundesrat betont denn auch 

in verschiedenen Berichten die Wichtigkeit einer kohärenten Familienpolitik auf allen drei Staatsebenen. 

Demgegenüber steht die Tatsache, dass – abgesehen von verschiedenen grossen Gesetzgebungsprojekten – der 

Bund äusserst zurückhaltend in seinen Familienförderungsaktivitäten ist. Der Föderalismus bringt es mit sich, dass 

familienpolitische Belange in erster Linie Sache der Kantone und Gemeinden sind.  

Viele Aufgaben werden aber auch von privaten Verbänden wahrgenommen. National und sprachregional tätige 

Organisationen und Dachverbände sind ein notwendiges Bindeglied zwischen dem Bund und den in den Kantonen 

tätigen Organisationen. Sie koordinieren regionale und lokale Aktivitäten, übermitteln Informationen zu 

Bedürfnissen und Bestrebungen an der Basis, zu welchen der Bund sonst kaum Zugang hätte, geben 

Stellungnahmen zu familienpolitischen Themen ab und sind für den Bund wichtige Ansprechpartner in fachlichen 

Belangen. Sie setzen sich für die Anliegen der Familien in der Schweiz in ihrer Vielfalt ein und konkretisieren und 

fördern die Familienpolitik. All dies ist für eine kohärente schweizerische Familienpolitik unerlässlich. Umso 

wichtiger ist deshalb, dass diese zivilgesellschaftlichen Familienorganisationen auch vom Bund unterstützt werden. 

Zu ihnen gehören heute der Dachverband Pro Familia Schweiz mit den Organisationen Dachverband 

Regenbogenfamilien, männer.ch, Pro Juventute, Schweizerischer Fachverband Mütter- und Väterberatung, 

Schweizerischer Verband alleinerziehender Mütter und Väter, Stiftung Elternsein und Verein für elterliche 

Verantwortung, sowie der Verband Kinderbetreuung Schweiz (kibesuisse), die Schweizerische Stiftung des 

Internationalen Sozialdienstes (SSI), der Verein Pro Enfance und der Verein a:primo.  

 

 

Zu einzelnen Bestimmungen der Gesetzesvorlage nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Art. 3 Abs. 1 a. und b. Ausbildungszulagen ab dem 15. Altersjahr 
• Viele Jugendliche beginnen ihre nachobligatorische Ausbildung vor ihrem 16. Geburtstag. Mit der 

vorgeschlagenen Alterskorrektur erhalten Familien die Ausbildungszulagen für ihre Kinder rechtzeitig ab Beginn 

der nachobligatorischen Ausbildung. Wir begrüssen deshalb die vorgeschlagene neue Regelung. 

• Wir sprechen uns aber dafür aus, dass - wie bei den Ausbildungszulagen - die Kinderzulagen für 
erwerbsunfähige Kinder bis zum vollendeten 25. Altersjahr, und nicht nur wie vorgesehen bis zum vollendeten 

20. Altersjahr, da diese Familien besondere Belastungen zu bewältigen haben und auch erwerbsunfähige Kinder 

auf Bildung angewiesen ist, die sie, wenn auch nicht auf eine Erwerbstätigkeit, so doch auf eine möglichst 

selbstständige Lebensbewältigung vorbereitet. 

 

Art. 19 Abs. 1ter. Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter: 
• Mit der neuen Regelung wird eine stossende Lücke bei den Familienzulagen geschlossen. In Einzelfällen können 

dadurch Armuts- und Notsituationen verhindert oder zumindest gemildert werden. Wir unterstützen deshalb die 

vorgeschlagene neue Bestimmung. 

 

Überdies schlagen wir vor, Artikel 5 FamZG an Artikel 33ter Absatz 1 und 4 AHVG anzupassen.  

• Artikel 5 FamZG lautet: „Der Bundesrat passt die Mindestansätze auf den gleichen Zeitpunkt wie die Renten der 

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) der Teuerung an, sofern der Landesindex der Konsumentenpreise 

seit der letzten Festsetzung der Ansätze um mindestens 5 Punkte gestiegen ist.“.  

Artikel 33ter Absatz 1 und 4 AHVG halten dagegen fest: «Der Bundesrat passt die ordentlichen Renten in der Regel 

alle zwei Jahre auf Beginn des Kalenderjahres der Lohn- und Preisentwicklung an, indem er auf Antrag der 

Eidgenössischen Kommission für die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung den Rentenindex neu 

festsetzt.» «Der Bundesrat passt die ordentlichen Renten früher an, wenn der Landesindex der 

Konsumentenpreise innerhalb eines Jahres um mehr als 4 Prozent angestiegen ist.» 
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Unseres Erachtens ist es angesichts der hohen Kosten, welche die Familien tragen müssen, nicht angebracht, mit 

der Anpassung der Familienzulagen an die Teuerung zu warten, bis der Landesindex der Konsumentenpreise um 

5 Punkte gestiegen ist. Wir schlagen deshalb vor, die Artikel 5 FamZG entsprechend den Bestimmungen von 

Artikel 33ter Absatz 1 und 4 AHVG zu ändern. 

 

Art. 21f – h und Art. 27 Abs. 2. Finanzhilfen an Familienorganisationen:  
• Wir begrüssen, dass die gesetzliche Grundlage für die Finanzhilfen an Familienorganisationen als eigenes Kapitel 

3b im FamZG geschaffen wird. 

• Angesichts der bedeutenden Rolle der Familienorganisationen für die Gestaltung der Familienpolitik soll die 

«Kann»-Formulierung des Artikels 21f unseres Erachtens gestrichen und folgender massen geändert werden: 

 

«Der Bund gewährt Familienorganisationen (…)» 

 

• Ausserdem sollen die Förderbereiche im Gesetz nicht abschliessend festgelegt werden, wie Artikel 21f vorsieht. 

Diese Spezifizierung ist aus unserer Sicht zu einschränkend. Politische Entwicklungen können so nur schwerlich 

berücksichtigt werden, da es dafür eine Gesetzesänderung braucht.  

Die vorgeschlagene Regelung ist zudem sehr eng gefasst. Sie beschränkt sich auf zwei der vier vom Bundesrat 

definierten familienpolitischen Handlungsfelder. In den beiden Handlungsfeldern, die in der vorliegenden 

Gesetzesvorlage nicht figurieren, leisten aber Familienorganisationen wichtige Arbeit für Familien und für eine 

kohärente Familienpolitik, nämlich in Handlungsfeld 1: Wirtschaftliche Absicherung der Familien und Bekämpfung 

der Familienarmut sowie Handlungsfeld 3: Anpassung des Familien- und Erbrechts an die realen Lebensformen. 

Die Arbeit im Bereich dieser Handlungsfelder gehört ebenfalls zu den Aufgaben, deren Erfüllung im Interesse des 

Bundes liegt und die somit förderungswürdig sind. Zudem ist denkbar, dass eine nächste Auslegeordnung des 

Bundes zu anderen Schwerpunkten führt. 

Wir schlagen deshalb vor, auf eine Festlegung der Förderbereiche in Artikel 21f FamZG zu verzichten.  

Als Alternative wäre allenfalls denkbar, einen neuen Buchstaben «c» hinzuzufügen mit dem Wortlaut:  

 

« weitere Aktivitäten zu Gunsten der Familie »  

 

oder die Aufzählung nicht abschliessend zu machen: 

 

„ ... zur Förderung von Familien insbesondere in den folgenden Bereichen ...“ 

 

• Unseres Erachtens sollte die Beteiligung an den Kosten zu 50 % gemäss Art. 21 h 3. Punkt nicht der Höchstsatz, 

sondern der Regelsatz sein, denn die Finanzhilfen werden entrichtet, weil die erbrachten Leistungen im 

öffentlichen Interesse sind und der Bund deshalb einen angemessenen Beitrag an die Erfüllung der Aufgabe 

leistet.  

Der erläuternde Bericht legt dar (S. 23), die Regelung solle sicherstellen, dass die Familienorganisationen ihre 

Tätigkeiten nicht nur wegen der gesprochenen Bundesmittel ausüben. Dies kann aus unserer Sicht dadurch 

erreicht werden, dass der Höchstsatz anhand der Gesamteinnahmen der leistungserbringenden Organisation 

festgelegt wird. Dies hat den Vorteil, nur geringen administrativen Aufwand zu verursachen, was auch den 

Vorgaben des Subventionsgesetzes entspricht. Wir schlagen vor, Artikel 21h Punkt 3 folgendermassen zu ändern:  

 

Art. 21h Pkt. 3: «Sie decken in der Regel 50 % der Aufwendungen für die Erfüllung des Leistungsauftrags und 

höchstens 50 % der Gesamteinnahmen.» 
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Zum Schluss möchten wir Sie darauf hinweisen, dass die Diskriminierung der Kinder getrenntlebender Eltern in 
Mankosituationen mit der Einführung einer bedarfsabhängigen Kinderzulage vermindert werden kann. 

• Wie eingangs erwähnt, bleibt eine schwerwiegende Lücke beim Schutz der Kinder getrenntlebender Eltern vor 

finanziellen Notlagen bestehen, welche bei der Revision des Kindesunterhalts nicht gefüllt wurde: In 

Mankosituationen sind und bleiben die Unterhaltsberechtigten diskriminiert. Um diese Diskriminierung zu beheben, 

müssen die Mankoteilung und ein Mindestunterhaltsbeitrag für das Kind getrenntlebender Eltern ins 

Unterhaltsrecht eingeführt werden, und unterhaltspflichtige Personen, die aus finanziellen Gründen keine 

ausreichenden Alimente für ihre Kinder zahlen können, finanzielle Unterstützung erhalten, um ihren Beitrag an den 

Lebensunterhalt ihrer Kinder leisten zu können. Eine Erweiterung der Alimentenbevorschussung auf solche Fälle 

wurde aber mit dem Argument verworfen, dass die Verfassung dem Bund nicht die Kompetenz gebe, 

sozialhilferechtliche Regelungen vorzunehmen. 

• Die Einführung einer bedarfsabhängigen Kinderzulage - als Ergänzung zu den bereits bestehenden Zulagen nach 

dem Prinzip «ein Kind – eine Zulage» stellt eine Alternative zur Erweiterung der Alimentenbevorschussung, die - 

anders als die Alimentenbevorschussung - in der Kompetenz des Bundes liegt.  

Eine bedarfsabhängige Kinderzulage kann den Beitrag an die Kinderkosten decken, den die unterhaltspflichtige 

Person nicht leisten kann, und ermöglicht es so, die Mankoteilung sowie einen Kindermindestunterhaltsbeitrag ins 

Unterhaltsrecht einzuführen. Zwar wurde die Motion 15.3939 von NR Yvonne Feri abgelehnt, die den Bund 

aufforderte, solche ergänzenden Zulagen aufgrund von Artikel 116 der Bundesverfassung einzuführen, um 

finanziell schlecht gestellte Familien generell gezielt zu unterstützen. Dass bei den Einelternfamilien 
ausserordentlicher Handlungsbedarf besteht und ihre Diskriminierung im Unterhaltsrecht beseitigt werden 
muss, ist aber unbestritten. So hat der CEDAW-Ausschuss die Schweiz aufgefordert, die einseitige 

Mankoüberbürdung zu Lasten der Unterhaltsberechtigten zu korrigieren.  

• Wir bitten Sie deshalb, die Einführung einer bedarfsabhängigen Kinderzulage für armutsbetroffene Kinder 
in Einelternfamilien, die wegen der Zahlungsunfähigkeit der getrenntlebenden unterhaltspflichtigen 
Elternperson keine ausreichenden Alimente erhalten, erneut zu prüfen. 

 

Für die Berücksichtigung unserer Anliegen danken wir Ihnen im Voraus bestens und verbleiben 

 

mit freundlichen Grüssen 

 

Schweizerischer Verband alleinerziehender Mütter und Väter 

 

                                                                                
Bettina Beglinger, Zentralpräsidentin                                                                      Anna Hausherr, Geschäftsführerin a.i. 

 

 

Der Schweizerische Verband alleinerziehender Mütter und Väter SVAMV engagiert sich seit 1984, um die Lebenslage der 

alleinerziehenden Eltern und ihrer Kinder zu verbessern. Der SVAMV ist der Dachverband der Einelternfamilien in der Schweiz und 

Fachorganisation für die Einelternfamilie. Er ist Mitglied von Pro Familia Schweiz, Dachverband der Familien- und 

Elternorganisationen (www.profamilia.ch). 

Der SVAMV bietet auf www.einelternfamilie.ch Informationen zu wichtigen Themen der Einelternschaft. Das Fachberatungs- und 

Coachingangebot und die Publikationen des SVAMV vermitteln Hilfe zur Selbsthilfe.  
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Bundesamtes für Sozialversicherungen
familienfragen@bsv.admin.ch
Frau Yasemin Cevik
Frau Liliane Probst

Bern, 13. März 2018

Betriff: Vernehmlassung Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen 

Sehr geehrte Frau Cevik und sehr geehrte Frau Probst

Wir befürworten die Änderungen des Familienzulagengesetzes und begrüssen, dass wir uns dazu 
äussern können. Dabei unterstützen wir die Vernehmlassungsantwort von Pro Familia Schweiz, der 
die im folgenden aufgeführten Rückmeldungen entsprechen. 

Grundsätzlich unterstützen wir die Stossrichtung der folgendne geplanten drei Änderungen:

1. Die Ausbildungszulagen für Jugendliche sollen neu ab dem Zeitpunkt des Beginns ihrer 
nachobligatorischen Ausbildung ausgerichtet werden und nicht erst nach Vollendung ihres 16. 
Altersjahres.

2. Die Familienzulagen sollen neu auch arbeitslosen alleinstehenden Müttern gewährt werden.
3. Es soll im Familienzulagengesetz eine gesetzliche Grundlage für die Gewährung von Finanzhilfen 

an Familienorganisationen geschaffen werden.

Zu den vorgeschlagenen Gesetzesbestimmungen nehmen wir wie folgt Stellung:

1. Art. 3 Abs. 1 a und b. Ausbildungszulagen ab dem 15. Altersjahr
Viele Jugendliche beginnen ihre nachobligatorische Ausbildung vor ihrem 16. Geburtstag. Mit der 
vorgeschlagenen Alterskorrektur erhalten Familien die Ausbildungszulagen für ihre Kinder 
rechtzeitig ab Beginn der nachobligatorischen Ausbildung. Wir begrüssen deshalb die 
vorgeschlagene neue Regelung. Wir sprechen uns aber dafür aus, zu prüfen, ob die Kinderzulage 
für erwerbsunfähige Kinder nicht nur wie vorgesehen bis zum Ende des Monats ausgerichtet 
werden sollte, in dem das Kind das 20. Altersjahr vollendet, sondern bis zum vollendeten 25. 
Altersjahr.

2. Art. 19 Abs. 1ter. Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter:
Mit der neuen Regelung wird eine stossende Lücke bei den Familienzulagen geschlossen. In 
Einzelfällen können dadurch Armuts- und Notsituationen verhindert werden. Wir unterstützen 
deshalb die vorgeschlagene neue Bestimmung.

3. Art. 21f – h und Art. 27 Abs. 2. Finanzhilfen an Familienorganisationen: 
In der Bundesverfassung ist die Familie und insbesondere der Schutz von Kindern und 
Jugendlichen an verschiedenen Orten verankert (bei den Grundrechten, Sozialzielen usw.). 
Rechtliche Grundlage für das familienpolitische Engagement des Bundes bildet Artikel 116 der 
Bundesverfassung (BV). Der Bund ist gehalten, bei der Erfüllung seiner Aufgaben den 
Bedürfnissen der Familie Rechnung zu tragen. Er kann Massnahmen zum Schutz der Familie 

mailto:info@projuventute.ch
http://www.projuventute.ch
mailto:familienfragen@bsv.admin.ch


«Machen Sie uns stark, um Kinder

und Jugendliche zu stärken.»

Pro Juventute
Thurgauerstrasse 39
Postfach 8050 Zürich

Telefon 044 256 77 77
Fax 044 256 77 78

info@projuventute.ch
www.projuventute.ch
PC-Konto 80-3100-6

unterstützen. Der Bundesrat betont denn auch in verschiedenen Berichten die Wichtigkeit einer 
kohärenten Familienpolitik auf allen drei Staatsebenen. Demgegenüber steht die Tatsache, dass –
abgesehen von verschiedenen grossen Gesetzgebungsprojekten – der Bund äusserst 
zurückhaltend in seinen Familienförderungsaktivitäten ist. Der Föderalismus bringt es mit sich, 
dass familienpolitische Belange in erster Linie Sache der Kantone und Gemeinden sind. Viele 
Aufgaben werden aber auch von privaten Verbänden wahrgenommen. National und sprachregional 
tätige Organisationen und Dachverbände sind ein notwendiges Bindeglied zwischen dem Bund 
und den in den Kantonen tätigen Organisationen. Sie koordinieren regionale und lokale Aktivitäten, 
übermitteln Informationen zu Bedürfnissen und Bestrebungen an der Basis, zu welchen der Bund 
sonst kaum Zugang hätte, und sind für den Bund wichtige Ansprechpartner in fachlichen Belangen. 
Dies ist für eine kohärente schweizerische Familienpolitik unerlässlich. Umso wichtiger ist es 
deshalb, dass diese zivilgesellschaftlichen Organisationen (zu denen auch Pro Familia zählt, bei 
der Pro Juventute seit Jahren Mitglied ist) in der Familienförderung aktiv sind und dafür auch vom 
Bund unterstützt werden. Deshalb begrüssen wir es ausdrücklich, dass dafür eine gesetzliche 
Grundlage geschaffen wird.

Zum Punkt „Finanzhilfen an Familienorganisationen“ möchten wir folgende Anmerkungen
machen:

a. Es scheint uns richtig, eine gesetzliche Grundlage als eigenes Kapitel 3b im FamZG für die 
Gewährung von Finanzhilfen an Familienorganisationen zu schaffen; dies betrifft aktuell den 
Dachverband Pro Familia Schweiz mit seinen rund 40 Mitgliedsorganisationen, den Verband 
Kinderbetreuung Schweiz (kibesuisse), die Schweizerische Stiftung des Internationalen 
Sozialdienstes (SSI), den Verein Pro Enfance und den Verein a:primo. Sie alle erfüllen Aufgaben 
der Koordination, Orientierung, Unterstützung und Information gegenüber ihren Mitgliedern und 
nach aussen, geben Stellungnahmen zu familienpolitischen Themen ab und übernehmen die 
Verteidigung der Interessen der Familien in der Schweiz in ihrer Vielfalt sowie die Konkretisierung 
und Promotion der Familienpolitik.

b. Wir sind der Meinung, dass die «Kann»-Formulierung des Artikels 21f geändert werden soll in «Der 
Bund gewährt Familienorganisationen (…)», und dass die Förderbereiche bezüglich der 
Entwicklung der Familienpolitik nicht begrenzt werden sollten. Es wäre durchaus denkbar, dass 
eine nächste Auslegeordnung des Bundes zu anderen Schwerpunkten führt. Schon heute hat der 
Bundesrat zwei weitere familienpolitische Handlungsfelder definiert, die in der vorliegenden 
Gesetzesvorlage nicht figurieren, in denen aber Familienorganisationen wichtige Arbeit für Familien 
und für eine kohärente Familienpolitik leisten, nämlich Handlungsfeld 1: Wirtschaftliche 
Absicherung der Familien und Bekämpfung der Familienarmut sowie Handlungsfeld 3: Anpassung 
des Familien- und Erbrechts an die realen Lebensformen. Dass, um diese und andere neue 
Schwerpunkte dann fördern zu können, eine Gesetzesänderung gemacht werden müsste, scheint 
uns unverhältnismässig. Wir schlagen vor, einen neuen Buchstaben «c» hinzuzufügen mit dem 
Wortlaut: « weitere Aktivitäten zu Gunsten der Familie ». Als Alternative wäre denkbar, die 
Aufzählung nicht abschliessend zu machen: „...zur Förderung von Familien insbesondere in den 
folgenden Bereichen...“.

c. Wir schlagen vor, den Artikel 21h al. 3 zu ändern, der abgestuft werden sollte gemäss den 
Richtlinien des BSV vom 22.3.2016. Die 50 %-Klausel sollte ausschliesslich für die finanzielle 
Unterstützung der zu erfüllenden Aufgaben (Punkt 2.1 der Richtlinie) und nicht für die 
Organisationsentwicklung (Punkt 2.2 der Richtlinie) gelten. Höchstsatz: Aus unserer Sicht sollte die 
Beteiligung an den Kosten zu 50 % die Regel sein. Ausgangspunkt der Beitragsleistung ist ja die 
Tatsache, dass die erbrachten Leistungen im öffentlichen Interesse sind und von daher eine 
angemessene Beitragsleistung des Bundes erwartet werden kann. Als Formulierung schlagen wir 
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vor: Art. 21h Abs. 3 Pkt. 3: „Sie decken in der Regel 50 % der Aufwendungen für die Erfüllung des 
Leistungsauftrags.“

Ausserdem möchten wir nachfolgende Änderung vorschlagen:

Zum Schluss schlagen wir vor, den Artikel 5 des Bundesgesetzes der Familienzulagen zu ändern (der 
lautet: «Der Bundesrat passt die Mindestansätze auf den gleichen Zeitpunkt wie die Renten der 
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) der Teuerung an, sofern der Landesindex der 
Konsumentenpreise seit der letzten Festsetzung der Ansätze um mindestens 5 Punkte gestiegen 
ist.») und die Idee des Artikel 33 ter al. 1 und 4 HVG zu übernehmen, der lautet: «Der Bundesrat 
passt die ordentlichen Renten in der Regel alle zwei Jahre auf Beginn des Kalenderjahres der Lohn-
und Preisentwicklung an, indem er auf Antrag der Eidgenössischen Kommission für die Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung den Rentenindex neu festsetzt. Der Bundesrat passt die 
ordentlichen Renten früher an, wenn der Landesindex der Konsumentenpreise innerhalb eines Jahres 
um mehr als 4 Prozent angestiegen ist.». Wir denken dabei an die hohen Kosten, welche Familien 
tragen müssen, und dass es nicht nötig ist, mit der Anpassung zu warten, bis der Landesindex der 
Konsumentenpreise um 5 Punkte gestiegen ist.

Wir danken für Ihre Aufmerksamkeit und verbleiben mit freundlichen Grüssen

Katja Wiesendanger Irene Meier

Direktorin Pro Juventute Leiterin Politik Pro Juventute
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Winterthur, März 2018 

 

Vernehmlassung zur Änderung des Bundesgesetzes über Familienzulagen (FamZG) 

 

Sehr geehrte Frau Cevik, sehr geehrte Frau Probst, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme im oben genannten Geschäft. Der Verein 
a:primo setzt sich für die Frühe Förderung von Kindern aus sozial benachteiligten und 
bildungsfernen Familien ein. Die Frühförderprogramme von a:primo leisten einen wichtigen Beitrag 
zur Chancengerechtigkeit. Wir arbeiten daran, Programme zur Frühen Förderung in der Schweiz 
gesellschaftlich so zu verankern, dass sie selbstverständlich genutzt werden. Der Fokus unserer 
Angebote liegt auf der Stärkung des Bildungsorts Familie. 

a:primo begrüsst generell alle drei Elemente der Gesetzesänderung:  

• Die Ausbildungszulagen für Jugendlichen sollen neu ab dem Zeitpunkt des Beginns ihrer 
nachobligatorischen Ausbildung ausgerichtet werden. 

• Die Familienzulagen sollen neu auch arbeitslosen alleinstehenden Müttern gewährt werden.  
• Für die Finanzhilfen für Familienorganisationen soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen 

werden.  

Wir äussern uns nachfolgend zum zweiten Punkt der Vorlage sowie detaillierter zum dritten Punkt 
der Vorlage betreffend Finanzhilfen für Familienorganisationen, da uns dieser Punkt als Organisation 
hauptsächlich betrifft. 

a:primo	
Technoparkstrasse	2	
8406	Winterthur	
Schweiz	
+41	52	511	39	40	
www.a-primo.ch	

Bundesamt für Sozialversicherungen 
Geschäftsfeld Familie, Generationen und 
Gesellschaft 
Bereich Familienfragen 
Effingerstrasse 20 
3003 Bern 
 
familienfragen@bsv.admin.ch 
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Zu Art. 19, Abs. 1ter. Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter 

Mit der neuen Regelung wird eine stossende Lücke bei den Familienzulagen geschlossen. Wie wir 
aus der Begleitung von Familien wissen, können in Einzelfällen dadurch Armuts- und Notsituationen 
verhindert werden. Wir unterstützen deshalb die vorgeschlagene neue Bestimmung. 

Zu 3b. Kapitel: Finanzhilfen an Familienorganisationen  

Wir begrüssen es, dass die gesetzliche Grundlage für die Finanzhilfen an Familienorganisationen als 
eigenes Kapitel im FamZG geschaffen werden soll. Damit wird dem Anliegen der Familienförderung 
das nötige Gewicht verliehen. 

In der Bundesverfassung sind die Familie und insbesondere der Schutz von Kindern und 
Jugendlichen an verschiedenen Orten verankert. Der Bund ist gehalten, bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben den Bedürfnissen der Familie Rechnung zu tragen. Der Bundesrat betont denn auch in 
verschiedenen Berichten die Wichtigkeit einer kohärenten Familienpolitik auf allen drei 
Staatsebenen. 

Dagegen steht die Tatsache, dass der Bund äusserst zurückhaltend in seinen Familienförderungs-
aktivitäten ist. Im Unterschied zu anderen Ländern gibt es kein Familienministerium und keine 
explizite Familienpolitik auf Bundesebene. Der Föderalismus bringt es mit sich, dass familien-
politische Belange in erster Linie Sache der Kantone und Gemeinden sind und dementsprechend 
sehr unterschiedlich gehandhabt werden. Viele Aufgaben werden von privaten Organisationen 
wahrgenommen, um die entstandenen grossen inhaltlichen und koordinativen Lücken zu füllen. 
National und sprachregional tätige Organisationen und Dachverbände sind ein unerlässliches 
Bindeglied zwischen dem Bund und den in den Kantonen tätigen Organisationen, um die 
angestrebte Kohärenz herzustellen. Umso wichtiger ist es deshalb, dass diese zivilgesellschaftlichen 
Organisationen in der Familienförderung aktiv sind und dafür vom Bund unterstützt werden. Darum 
begrüssen wir ausdrücklich, dass dafür nun eine gesetzliche Grundlage geschaffen werden soll. 

Zu Art. 21f: Zweck und Förderbereiche 

Wir sind der Ansicht, dass die Förderbereiche bezüglich der Entwicklung der Familienpolitik nicht 
begrenzt werden sollen. Es wäre durchaus denkbar, dass die nächste Auslegeordnung des Bundes 
zu anderen Schwerpunkten führt oder die sich wandelnden gesellschaftliche Realitäten andere 
Themen priorisieren. In diesen Fällen müsste jeweils das Gesetz geändert werden, was nicht sehr 
praktikabel wäre. Wir schlagen deshalb vor, Art. 21f offener zu formulieren: 

[...] Finanzhilfen für ihre Tätigkeiten zur Förderung von Familien zu gewähren, insbesondere, aber 
nicht abschliessend in den folgenden Bereichen: [...] 
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Zu Art. 21h, Abs. 3: Höchstsatz 

Wir sind der Ansicht, dass die Begrenzung des Förderbetrags auf maximal 50% der anrechenbaren 
Ausgaben willkürlich ist und der Zielsetzung dieser neuen Gesetzesgrundlage zuwiderläuft. 
Ausgangspunkt der Beitragsleistung ist die Tatsache, dass die von den Familienorganisationen 
erbrachten Leistungen im öffentlichen Interesse sind und den familienpolitischen Zielen des Bundes 
Rechnung tragen. Der Bund nimmt durch die Subventionierung der Familienorganisationen seine 
Unterstützungskompetenz wahr und stellt sicher, dass sprachregionale und gesamtschweizerische 
Koordinations-, Beratungs- und Dienstleistungsangebote bestehen können, denn die kantonalen 
Unterstützungsleistungen richten sich in aller Regel an kantonal tätige Organisationen. In diesem 
Sinne ist eine adäquate Beitragsleistung des Bundes angemessen, die sich primär am 
Wirkungsmodell und der Zielgruppe des Angebots orientiert, ohne künstliche Begrenzung. Für ein 
ausserordentlich wirkungsvolles Angebot mit einer prioritären Zielgruppe können auch 75% oder 
100% angemessen sein. Wir schlagen deshalb vor, Art. 21h, Abs. 3 durch eine offene Formulierung 
zu ersetzen: 

Der Anteil der Finanzhilfen an den anrechenbaren Ausgaben wird fallweise festgelegt. 

An dieser Stelle möchten wir auf ein bestehendes strukturelles Finanzierungsproblem hinweisen, 
das nicht Gegenstand der Gesetzesvorlage, aber für gemeinnützige Organisationen existenziell ist. 
Wir stellen fest, dass der Bund in den letzten Jahren immer stärker zu Projektfinanzierung tendiert. 
Da auch private Förderorganisationen auf Projektfinanzierungen fokussieren, gibt es keine Förderer 
mehr, die bereit sind, Betriebs- und Strukturfinanzierung zu leisten. Der Effekt davon ist, dass in 
Projekten zwar vielversprechende Angebote und Dienstleistungen mit erheblichem finanziellen 
Aufwand entwickelt und aufgebaut werden. Diese können jedoch nicht nachhaltig betrieben und 
verbreitet werden, weil bei der zuständigen Familienorganisation zu wenig finanzielle Substanz für 
den Grundbetrieb der Organisation vorhanden ist. Wenn die Organisation überleben will, muss sie 
den Betrieb der entwickelten Angebote oder Dienstleistungen einstellen und möglichst schnell das 
nächste Projekt beginnen, um wieder an finanzielle Mittel zu gelangen, damit die Fixkosten bezahlt 
werden können. Das führt zu einer ausgesprochenen «Projektitis», die viel Geld verbraucht, aber 
keine nachhaltigen Ergebnisse für die Gesellschaft liefert. Dies kann nicht im Sinn des Bundes und 
der vorliegenden Gesetzesvorlage sein. Wir würden uns deshalb wünschen, dass der Bund in 
Zukunft für gesamtschweizerisch oder sprachregional tätige Familienorganisationen vermehrt 
Betriebs- und Strukturfinanzierung ermöglicht und so den Weg für wirklich nachhaltige Angebote 
und Dienstleistungen ebnet. 

Wir hoffen, dass Sie unsere Vorschläge und Hinweise wohlwollend zur Kenntnis nehmen und 
berücksichtigen werden. 

Freundliche Grüsse 

 

Andrea Sprecher Erika Dähler Meyer Anke Moors 
Präsidentin Co-Geschäftsführerin Co-Geschäftsfüherin 
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Vernehmlassung zur Änderung des Bundesgesetzes über die 
Familienzulagen (Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn, 
Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter und 
Finanzhilfen an Familienorganisationen) 
 
Stellungnahme der Evangelischen Frauen Schweiz EFS 

 
Gerne nehmen die Evangelischen Frauen Schweiz (EFS) zur Änderung des Bundesgesetzes 

über die Familienzulagen (Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn, Familienzulagen für 

arbeitslose alleinstehende Mütter und Finanzhilfen an Familienorganisationen) wie folgt 

Stellung1: 

 

 
I. Grundsätzliches 

Das Familienzulagengesetz (FamZG), am 1. Januar 2009 in Kraft gesetzt, ist eine wichtige 

sozialpolitische Errungenschaft. Mit diesem Gesetz wurden erstmals schweizweit gültige 

Mindestbeträge für die Kinder- und Ausbildungszulagen festgelegt und die 

Anspruchsvoraussetzungen für den Bezug von Familienzulagen vereinheitlicht. 

Die EFS begrüssen und unterstützen den vorliegenden Revisionsentwurf des FamZG in allen 

Punkten. Arbeitslose Mütter, die eine Mutterschaftsentschädigung beziehen, sollen neu 

ebenfalls Anspruch auf eine Familienzulage haben. Dadurch wird eine stossende Lücke im 

FamZG geschlossen. Zudem erfolgt eine sinnvolle Anpassung bei den Ausbildungszulagen, 
                                                
1 Die Stellungnahme stützt sich, abgesehen von einigen Präzisierungen weitgehend auf die Stellungnahme 
der Eidgenössischen Kommission für Frauenfragen EFK. 
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und es wird eine gesetzliche Grundlage für Finanzhilfen für die Unterstützung von 

Familienorganisationen geschaffen. 

Die EFS benutzen die Gelegenheit, im Rahmen dieser Stellungnahme darauf hinzuweisen, dass 

der Mindestbetrag der Kinderzulage von heute CHF 200.- auf CHF 250.- und der Mindestbetrag 

der Ausbildungszulagen von heute CHF 250.- auf CHF 300.- Franken erhöht werden sollte. 

Diese sozialpolitische Massnahme würde vor allem Einelternfamilien sowie Familien mit tiefen 

und mittleren Einkommen zu Gute kommen. Familienzulagen sind ein sinnvolles und 

wirkungsvolles Instrument zur Bekämpfung der Familienarmut, welche auch in der Schweiz 

nach wie vor eine Realität ist. Am stärksten von Armut betroffen sind gemäss Bundesamt für 

Statistik insbesondere Personen in Einelternhaushalten mit minderjährigen Kindern. 

 
II. Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter 

Gemäss geltendem Recht haben arbeitslose Mütter während der Zeit, in der sie eine 

Mutterschaftsentschädigung nach dem Erwerbsersatzgesetz (EOG) erhalten, keinen Anspruch 

auf Familienzulagen. Wenn niemand sonst einen Anspruch auf Familienzulage geltend machen 

kann (zum Beispiel wegen fehlender Vaterschaftsanerkennung), gibt es für das Kind gar keine 

Familienzulage. Zwar haben die Kantone die Möglichkeit, in ihrem kantonalen 

Familienzulagengesetz für diese Mütter Zulagen als Nichterwerbstätige festzulegen. Ausser 

dem Kanton Genf hat bis anhin jedoch kein einziger Kanton eine solche gesetzliche Grundlage 

geschaffen. Die Folge davon ist, dass alleinstehende Mütter, die arbeitslos (erwerbslos) sind, 

während den 14 Wochen EO-Mutterschaftsentschädigung keine Familienzulage bzw. 

Zuschläge zum Taggeld erhalten und zwar weder für das neugeborene Kind noch für allfällig 

bereits vorhandene Kinder. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf schliesst diese stossende sozialpolitische Lücke und schafft 

schweizweit gleiche Rechte für arbeitslose alleinstehende Mütter und wird deshalb von den EFS 

unterstützt. Die EFS begrüssen explizit, dass mit der Vorlage alle arbeitslosen alleinstehenden 

Mütter ohne Einschränkung Anspruch auf Familienzulagen haben. 

 

III. Ausbildungszulagen ab Beginn der nachobligatorischen 
Ausbildung 

Gemäss geltendem Gesetz werden für Kinder bis 16 Jahre und für erwerbsunfähige Kinder bis 

20 Jahre Kinderzulagen ausgerichtet. Kinder in Ausbildung von 16 bis 25 Jahren haben 

Anspruch auf eine Ausbildungszulage. Der Wechsel von der Kinderzulage (Mindestbetrag CHF 

200.- pro Monat und Kind) zur Ausbildungszulage (Mindestbetrag CHF 250.- pro Monat und 

Kind) erfolgt ab dem Monat nach der Vollendung des 16. Altersjahres, sofern das Kind in 

Ausbildung ist.  

Gemäss geltendem Recht werden die Ausbildungszulagen für Jugendliche, die vor dem 

vollendeten 16. Altersjahr eine nachobligatorische Ausbildung beginnen, aber erst dann 

ausgerichtet, wenn sie das 16. Altersjahr vollendet haben. Der Eintritt in eine nachobligatorische 

Ausbildung ist mit höheren Kosten für die Ausbildung verbunden, weshalb auch die 
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Ausbildungszulage höher ausfällt als die Kinderzulage. Eltern, deren Kinder vor dem 16. 

Altersjahr die nachobligatorische Ausbildung beginnen, erhalten jedoch nur die tiefere 

Kinderzulage, bis das Kind das 16. Altersjahr vollendet hat. Diese Unstimmigkeit wird mit dem 

vorliegenden Gesetzesentwurf beseitigt, in dem die höhere Ausbildungszulage ab Beginn der 

nachobligatorischen Ausbildung ausgerichtet werden soll.  

Diese Anpassung ist sinnvoll und wird von den EFS unterstützt. 

 
IV. Finanzhilfen an Familienorganisationen 

Das Parlament bewilligt auf Antrag des Bundesrates jährlich den Kredit 

„Familienorganisationen“. Mit diesem Kredit erhalten Organisationen, die Aufgaben zugunsten 

der Familien wahrnehmen, mittels Finanzhilfen vom Bund Unterstützung. Die Höhe des Kredits 

belief sich 2017 auf 2 Millionen Schweizer Franken. Die Finanzhilfen werden auf der Basis von 

vierjährigen Verträgen ausschliesslich an gesamtschweizerisch oder sprachregional neutrale 

und parteipolitisch unabhängige Familienorganisationen ausgerichtet. Die EFS begrüssen die 

Förderbereiche der Subventionen – insbesondere auch die Förderung der Vereinbarkeit von 

Familie und Erwerbstätigkeit. 

Seit 1949 erhalten Familienorganisationen Subventionen, gestützt auf Artikel 116, Absatz 1 der 

Bundesverfassung. Allerdings fehlte bisher eine gesetzliche Grundlage auf Stufe Bundesgesetz, 

die nun mit dem vorliegenden Entwurf geschaffen werden soll.  

Die EFS unterstützen die Schaffung dieser gesetzlichen Grundlage. 

 

Die EFS bedanken sich für die Entgegennahme ihrer Stellungnahme und hoffen, dass die 

Vorlage möglichst bald in Kraft treten kann. 

 

Mit freundlichen Grüssen 

 

Evangelische Frauen Schweiz EFS 

 
Dorothea Forster 

Präsidentin  

Über die Evangelischen Frauen Schweiz (EFS) 
Die Evangelischen Frauen Schweiz (EFS) vertreten als Dachverband von protestantischen und 
ökumenischen Frauenverbänden und Einzelmitgliedern die Interessen von rund 37'000 Frauen. Sie 
setzen sich in kirchlichen, politischen und gesellschaftlichen Strukturen für gerechte Verhältnisse und 
gewaltfreie Lösungen von Konflikten ein. Sie orientieren sich an den befreienden Grundlagen des 
Evangeliums und stehen in Auseinandersetzung mit feministischen Theologien.  
Die EFS engagieren sich für Frauen in allen Lebensbereichen und besonders für jene in schwierigen 
Verhältnissen. Sie treten in kirchlichen und weltlichen Organisationen für die Besserstellung der Frauen 
ein. Zu eidgenössischen Gesetzes- und Abstimmungsvorlagen und zu aktuellen Fragen nehmen die 
EFS aus Sicht evangelischer Frauen Stellung. Mit Publikationen und Weiterbildungsangeboten 
ermutigen sie Frauen, in Kirche und Gesellschaft aktiv mitzuwirken. 
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Vernehmlassung zur Änderung des Familienzulagengesetzes (FamZG) 

Vernehmlassungsstellungnahme der Eidgenössischen Kommission für 

Frauenfragen EKF (März 2018) 

 

I. Grundsätzliches 

Das Familienzulagengesetz (FamZG), am 1. Januar 2009 in Kraft gesetzt, ist eine 

wichtige sozialpolitische Errungenschaft. Mit diesem Gesetz wurden erstmals 

schweizweit gültige Mindestbeträge für die Kinder- und Ausbildungszulagen 

festgelegt und die Anspruchsvoraussetzungen für den Bezug von Familienzulagen 

vereinheitlicht.  

Die EKF begrüsst und unterstützt den vorliegenden Revisionsentwurf des FamZG in 

allen Punkten. Arbeitslose Mütter, die eine Mutterschaftsentschädigung beziehen, 

sollen neu ebenfalls Anspruch auf eine Familienzulage haben. Dadurch wird eine 

stossende Lücke im FamZG geschlossen. Zudem erfolgt eine sinnvolle Anpassung 

bei den Ausbildungszulagen, und es wird eine gesetzliche Grundlage für Finanzhilfen 

für die Unterstützung von Familienorganisationen geschaffen. 

Die EKF benutzt die Gelegenheit, im Rahmen dieser Stellungnahme darauf 

hinzuweisen, dass der Mindestbetrag der Kinderzulage von heute CHF 200.-  auf 

CHF 250.- und der Mindestbetrag der Ausbildungszulagen von heute CHF 250.- auf 

CHF 300.- Franken erhöht werden sollte. Diese sozialpolitische Massnahme würde 

vor allem Einelternfamilien sowie Familien mit tiefen und mittleren Einkommen zu 

Gute kommen. Familienzulagen sind ein sinnvolles und wirkungsvolles Instrument 

zur Bekämpfung der Familienarmut, welche auch in der Schweiz nach wie vor eine 

Realität ist. Am stärksten von Armut betroffen sind gemäss Bundesamt für Statistik 

insbesondere Personen in Einelternhaushalten mit minderjährigen Kindern.  

 

II. Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter 

Gemäss geltendem Recht haben arbeitslose Mütter während der Zeit, in der sie eine 

Mutterschaftsentschädigung nach dem Erwerbsersatzgesetz (EOG) erhalten, keinen 

Anspruch auf Familienzulagen. Wenn niemand sonst einen Anspruch auf 

Familienzulage geltend machen kann (zum Beispiel wegen fehlender 

Vaterschaftsanerkennung), gibt es für das Kind gar keine Familienzulage. Zwar 

haben die Kantone die Möglichkeit, in ihrem kantonalen Familienzulagengesetz für 

diese Mütter Zulagen als Nichterwerbstätige festzulegen. Neben dem im 

Erläuternden Bericht erwähnten Kanton Genf gibt es auch im Kanton Tessin 

entsprechende kantonale Regelungen. Alle anderen Kantone haben diesbezüglich 

bis anhin jedoch keine solche gesetzliche Grundlage geschaffen. Die Folge davon 

ist, dass alleinstehende Mütter, die arbeitslos (erwerbslos) sind, während den 14 

Wochen EO-Mutterschaftsentschädigung keine Familienzulage bzw. Zuschläge zum 

Taggeld erhalten und zwar weder für das neugeborene Kind noch für allfällig bereits 

vorhandene Kinder.  
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Der vorliegende Gesetzesentwurf schliesst diese stossende sozialpolitische Lücke 

und schafft schweizweit gleiche Rechte für arbeitslose alleinstehende Mütter und 

wird deshalb von der EKF unterstützt. 

 

III. Ausbildungszulagen ab Beginn der nachobligatorischen Ausbildung 

Gemäss geltendem Gesetz werden für Kinder bis 16 Jahre und für erwerbsunfähige 

Kinder bis 20 Jahre Kinderzulagen ausgerichtet. Kinder in Ausbildung von 16 bis 25 

Jahren haben Anspruch auf eine Ausbildungszulage. Der Wechsel von der 

Kinderzulage (Mindestbetrag CHF 200.- pro Monat und Kind) zur Ausbildungszulage 

(Mindestbetrag CHF 250.- pro Monat und Kind) erfolgt ab dem Monat nach der 

Vollendung des 16. Altersjahres, sofern das Kind in Ausbildung ist.  

Gemäss geltendem Recht werden die Ausbildungszulagen für Jugendliche, die vor 

dem vollendeten 16. Altersjahr eine nachobligatorische Ausbildung beginnen, aber 

erst dann ausgerichtet, wenn sie das 16. Altersjahr vollendet haben. Der Eintritt in 

eine nachobligatorische Ausbildung ist mit höheren Kosten1 für die Ausbildung 

verbunden, weshalb auch die Ausbildungszulage höher ausfällt als die Kinderzulage. 

Eltern, deren Kinder vor dem 16. Altersjahr die nachobligatorische Ausbildung 

beginnen, erhalten jedoch nur die tiefere Kinderzulage, bis das Kind das 16. 

Altersjahr vollendet hat. Diese Unstimmigkeit wird mit dem vorliegenden 

Gesetzesentwurf beseitigt, in dem die höhere Ausbildungszulage ab Beginn der 

nachobligatorischen Ausbildung ausgerichtet werden soll.  

Diese Anpassung ist sinnvoll und wird von der EKF unterstützt. 

 

IV. Finanzhilfen an Familienorganisationen 

Das Parlament bewilligt auf Antrag des Bundesrates jährlich den Kredit 

„Familienorganisationen“. Mit diesem Kredit erhalten Organisationen, die Aufgaben 

zugunsten der Familien wahrnehmen, mittels Finanzhilfen vom Bund Unterstützung. 

Die Höhe des Kredits belief sich 2017 auf 2 Millionen Schweizer Franken. Die 

Finanzhilfen werden auf der Basis von vierjährigen Verträgen ausschliesslich an  

gesamtschweizerisch oder sprachregional neutrale und parteipolitisch unabhängige 

Familienorganisationen2 ausgerichtet.  

 

                                                           
1 Kosten für Schulbücher, Material etc. werden nicht wie während der obligatorischen Schulzeit von der 
öffentlichen Hand übernommen, sondern müssen von den Eltern bezahlt werden. 
2 In der laufenden Vertragsperiode (2016-2019) werden fünf Familienorganisationen subventioniert: 
Dachverband Pro Familia Schweiz; Verband Kinderbetreuung Schweiz; die Schweizerische Stiftung des 
Internationalen Sozialdienstes; Verein pro enfance und Verein a:primo. Der Dachverband Pro Familia hat mit 
folgenden Organisationen einen Untervertrag abgeschlossen: Stiftung Elternsein; Männer CH; Pro Juventute; 
Schweizerischer Fachverband für Mütter- und Väterberatung; Schweizer Verband alleinerziehender Mütter und 
Väter; Verein für elterliche Verantwortung und Dachverband Regenbogenfamilien. 
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Seit 1949 erhalten Familienorganisationen Subventionen, gestützt auf Artikel 116, 

Absatz 1 der Bundesverfassung. Allerdings fehlte bisher eine gesetzliche Grundlage 

auf Stufe Bundesgesetz, die nun mit dem vorliegenden Entwurf geschaffen werden 

soll.  

Die EKF unterstützt die Schaffung dieser gesetzlichen Grundlage. 

 

 



 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Eidgenössische Koordinationskommission für Familienfragen 

EKFF 

 

 

 

 

Bundesamt für Sozialversicherungen BSV 

Regula Schlanser 

Effingerstrasse 20, CH-3003 Bern 

Tel. +41 58 469 39 18, Fax  

regula.schlanser@bsv.admin.ch 

http://www.bsv.admin.ch 

  
 

CH-3003 Bern, BSV, EKFF 

Herr Bundespräsident  

Alain Berset 

Bundesamt für Sozialversicherungen 

Geschäftsfeld FGG 

z.H. Liliane Probst / Yasemin Cevik 

Effingerstrasse 20 

3003 Bern 

 

 

Ihr Zeichen:  

Unser Zeichen: 746.1-00972 06.03.2018 Doknr: 349 

Sachbearbeiter/in: Regula Schlanser /  

Bern, «ZustellungAm» 

 

Stellungnahme der Eidgenössischen Koordinationskommission für Familienfragen EKFF zur 

Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen 

 

Sehr geehrter Herr Bundespräsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Im November 2017 hat das Eidgenössische Departement des Innern ein Vernehmlassungsverfahren 

zum Vorentwurf über die Änderung des Bundesgesetzes über Familienzulagen (FamZG, SR 836.2) 

eröffnet. Die EKFF dankt für die Möglichkeit, zu den vorgesehenen Änderungen des FamZG Stellung 

zu nehmen und unterbreitet Ihnen im Folgenden ihre Position.  

 

Ausbildungszulagen ab Beginn der nachobligatorischen Ausbildung, frühestens ab Vollendung des 15. 

Altersjahres 

In vielen Kantonen wurde im Laufe der letzten Jahre, nicht zuletzt mit dem Inkrafttreten des HarmoS-

Konkordates, das Einschulungsalter um einige Monate vorverschoben. Somit wird auch die nachobli-

gatorische Ausbildung oft schon mehrere Monate vor Vollendung des 16. Altersjahres angetreten. Die 

bestehende Regelung (Art. 3 Abs. 1 lit. b FamZG), welche den Anspruch an die Erreichung des 16. 

Altersjahres knüpft, ist somit nicht mehr zeitgemäss. Die EKFF erachtet deshalb die vorgeschlagene 

Anpassung im Sinne einer Ausrichtung der Ausbildungszulagen ab Beginn der nachobligatorischen 

Ausbildung und frühestens ab Vollendung des 15. Altersjahres als sinnvoll.  

 

Anspruch auf „Familienzulagen für Nichterwerbstätige“ für arbeitslose alleinstehende Mütter während 

des Bezugs einer Mutterschaftsentschädigung 

Die EKFF begrüsst ganz besonders, dass eine bestehende Anspruchslücke im Familienzulagensy-

stem geschlossen wird, indem der Bezügerkreis der Nichterwerbstätigen im Sinne des Familienzula-

gengesetzes um die Kategorie der alleinstehenden arbeitslosen Mütter, welche Mutterschaftstaggeld 

beziehen, erweitert wird. Somit kommt das Familienzulagensystem der Verwirklichung der dem Fami-
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lienzulagengesetz zugrundeliegenden politischen Forderung „ein Kind – eine Zulage“ einen Schritt 

näher
1
. Die EKFF erachtet es zudem als sinnvoll, dass auf die Ausschlusskriterien gemäss Art. 19 

Abs. 2 FamZG (Einkommensgrenze; Bezug von Ergänzungsleistungen) verzichtet wird, da nur so die 

Gleichstellung mit arbeitslosen Personen ohne Mutterschaftstaggeldbezug gewährleistet werden 

kann, welche nämlich unabhängig von ihrer finanziellen Lage Anspruch auf Familienzulagen haben 

(siehe Art. 22 Abs. 1 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes, SR 837.0). 

Die EKFF weist aber darauf hin, dass das Prinzip „ein Kind – eine Zulage“ auch mit vorliegender Revi-

sion nicht vollständig umgesetzt wird. Da das Familienzulagengesetz den Anspruch auf Zulagen an 

die Eltern und nicht ans Kind selbst bindet, gibt es in der Schweiz durchaus Kinder, für die keine Zula-

gen ausgerichtet werden (z.B. Vollwaisen). Die EKFF würde es begrüssen, wenn der Bundesrat weite-

re Massnahmen zur Schliessung der Anspruchslücken im Familienzulagengesetz ergreifen würde. 

 

Finanzhilfen an Familienorganisationen 

Die EKFF erachtet die gesetzliche Verankerung im Familienzulagengesetz der bisher auf einer rein 

verfassungsrechtlichen Grundlage ausgerichteten Bundessubventionen für Familienorganisationen als 

zielführend. Nebst den beiden Förderbereichen gemäss Vorentwurf (Art. 21f FamZG), „Begleitung, 

Beratung, Bildung“ und „Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit oder Ausbildung“ schlägt die 

EKFF einen dritten Förderbereich „Familien in besonderen Lebenslagen“ vor. Dies würde erlauben, 

Subventionen an Organisationen auszurichten, welche sich zum Beispiel spezifisch für Flüchtlingsfa-

milien, Familien mit psychischen Belastungssituationen, Regenbogenfamilien einsetzen. 

 

Die EKFF dankt Ihnen für die Kenntnisnahme ihrer Position.  

 

 

Mit freundlichen Grüssen 

 

 

Eidgenössische Koordinationskommission für Familienfragen (EKFF) 

 

Für den geschäftsführenden Ausschuss ad interim: 

 

 
Dorothee Guggisberg 

 

 

                                                   
1
 Vgl. parlamentarische Initiative Fankhauser (91.411) und parlamentarische Initiative Fasel (06.476) 



llrfQQebQ
familienausgleichshosse ^

Familienausgleichskasse 
N Basler KMU

Bundesamt für Sozialversicherungen 
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Gesellschaft / Bereich Familienfragen 
Effingerstrasse 20 
3003 Bern

Basel, 2. März 2018

Vernehmlassunasantwort
Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen

Sehr geehrter Herr Bundespräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne beteiligen wir uns an der Vernehmlassung über die Änderung des Bundesgesetzes 
über die Familienzulagen (Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn, Familienzulagen für 
arbeitslose alleinstehende Mütter und Finanzhilfen an Familienorganisationen).

Die beiden Familienausgleichskassen des Gewerbeverbandes Basel-Stadt 
(Familienausgleichskasse für das Basler Gewerbe FAGEBA ö Familienausgleichskasse Basler 
KMU) nehmen in ihrer Antwort lediglich Bezug auf den für die Familienausgleichskassen 
relevantesten Teil der Vorlage, nämlich auf den Anspruch auf Ausbildungszulagen ab 
Ausbildungsbeginn.

ln Anlehnung an die Vemehmlassungsantwort der Schweizerischen Vereinigung der 
Verbandsausgleichskassen (WAK) erachteten wir die Ausrichtung von Kinderzulagen bis zum 
18. Geburtstag oder die Ausrichtung höherer Kinderzulagen ab dem 12. Geburtstag sinnvoller als 
der Vorentwurf.

1. Altersgrenze
Wird als gegeben erachtet, dass mit der nachobligatorischen Ausbildung höhere Kosten 
verbunden sind, die zumindest teilweise kompensiert werden müssen, erscheint eine untere 
Altersgrenze von 15 Jahren nicht als konsequent. Zwar sind gemäss erläuterndem Bericht (S. 10) 
davon „nur ungefähr 1 Prozent der Kinder betroffen", doch sind dies dennoch massiv mehr Fälle 
als etwa jene arbeitsloser alleinstehender Mütter gemäss Teil II der Vorlage.

2. Höhere Zulagen
Sodann stellt sich die Frage des Zusammenhangs von Alter, Zulagenhöhe und Ausbüdung. 
Gemäss erläuterndem Bericht (S. 6) sind die Ausbildungszulagen höher, weil den Eltern für die 
Ausbildung höhere Kosten entstehen. Diese Aussage, die der landläufigen Meinung entspricht, 
ist unseres Erachtens in verschiedener Hinsicht zu relativieren:

i. Die Aussage mag im Fall zutreffen, wo der Beginn der gymnasialen Ausbildung vor dem 
16. Geburtstag ist. Die Mehrheit der nachobligatorischen Ausbildung betrifft jedoch die
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berufliche Ausbildung im Rahmen einer Lehre. Hier erhält der Lernende einen 
Lehrlingslohn, der z.B. für Kaufleute im 1. Lehrjahr 770 Franken beträgt und damit fast 
die Hälfte der gesamten Kinderkosten abdeckt; dadurch wird das Familienbudget trotz der 
nachobligatorischen Ausbildung nicht belastet, sondern vielmehr erheblich entlastet.

ii. Es kann auch begründet werden, dass primärer Grund für die höhere Zulage nicht die 
Tatsache der Ausbildung, sondern jene des Alters ist. So weist Anhang III der 
Rentenwegleitung (massgebend etwa auch für die Bestimmung des Zulagenanspruchs für 
Pflegekinder) mit dem Alter steigende Auslagen aus, die bis zum 16. Geburtstag in drei 
Stufen mässig und erst anschliessend deutlich steigen. Interessant wäre etwa die 
Begründung, warum der Kanton Zürich die höheren Zulagen {Ausbildungszulagen) 
bereits ab dem 13. Altersjahr ausrichtet; es ist offensichtlich, dass hier keine Koppelung 
an die Tatsache der Ausbildung erfolgt ist.

iii. Bei Annahme der Revision können während maximal eines Jahres je nach Kanton 
zwischen 0 Franken (Zürich und Zug) und 1'200 Franken (Genf), im Durchschnitt 600 
Franken höhere Zulagen bezogen werden. Die finanzielle Entlastung durch die Zulagen 
erhöht sich dadurch für höchstens ein Jahr und gerade einmal von etwa 13 auf etwa 15 
Prozent der in der Wegleitung ausgewiesenen Kinderkosten. Dies wirft die Frage auf, ob 
sich der in Ziff. 5 der Vemehmlassungsantwort dargelegte administrative Mehraufwand 
rechtfertigt.

iv. Für jene Personen hingegen, die für ein Kind in der nachobligatorischen Ausbüdung Sti­
pendien erhalten, dürfte die vorgesehene Revision in der Regel auf ein 
„Nullsummenspiel" bzw. gar auf eine Verschlechterung hinauslaufen: Die 
Ausbildungsbeiträge sind abhängig vom steuerbaren Einkommen, wozu auch die 
FamUienzulagen gehören. Weil Letztere steuerpflichtig sind, reduzieren sich um den 
Betrag der höheren Zulagen die Stipendien. Ausserdem steigt die Steuerbelastung, weil 
die Familienzulagen im Gegensatz zu den Stipendien steuerpflichtig sind.

3. Administrative AusAvirkungen
Der erläuternde Bericht geht auf S. 25 für die Familienausgleichskassen von nur „geringfügigen 
personellen Auswirkungen" aus, weil die Prüfung der Ausbildung nur „zeitlich leicht vor­
verschoben wird". Beim BSV und bei den Kantonen entstehen gemäss erläuterndem Bericht (S.
26 und S. 27) „keine Mehrkosten". Die Fageba und FAK Basler KMU schätzt den Mehraufwand 
aus folgenden Gründen deutlich anders, nämlich höher ein:

i. Mit dem Hinweis auf den bloss zeitlich vorverschobenen Aufwand werden insbesondere 
nur mehrjährige nachobligatorische Ausbildungen an Mittelschulen oder in Lehren 
gespiegelt, wo die Prüfung tatsächlich nur früher stattfindet. Sehr häufig handelt es sich 
jedoch um Praktika u.ä. von kurzer und mittlerer Dauer, bei welchen nach geltender 
Regelung bis zum 16. Geburtstag nicht geprüft werden muss, ob diese den 
Ausbildungsbegriff erfüllen. Hier würde neu eine Prüfung anfallen.

ii. Die Prüfung ist noch aufwendiger, wenn die (behauptete) Ausbildung im Ausland 
stattfindet. Dies gilt selbst für Schulbesuche, zumal neu jeweils auch zu klären wäre, ob es 
sich um eine obligatorische oder nachobligatorische Ausbüdung handelt.

4. Ausbildungsbegriff
Abgesehen von der erforderlichen in Art. 1 FamZV vorgesehenen Unterscheidung zwischen 
obligatorischer und nachobligatorischer Ausbildung, entspricht der AusbUdungsbegriff jenem 
von Art. 49bis-49ter AHW (erläuternder Bericht, S. 18). Dies ist konsequent, doch wirft die
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Zusprache einer Ausbildungszulage vor dem 16. Geburtstag etwa bei einem Motivationssemester 
oder Brückenangebot Fragen nach dem Sinn auf, handelt es sich hierbei nach allgemeinem 
Verständnis nicht um eine typische nachobligatorische Ausbildung, weshalb in solchen Fällen bis 
zur AHW-Revision gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung auch keine Ausbildungszulagen 
ausgerichtet worden waren (nunmehr aber Art. 49bis Abs. 2 AHW).

5. Finanzielle Auswirkungen
Der finanzielle Mehraufwand wird im erläuternden Bericht (S. 27) auf 16 Millionen Franken 
geschätzt. Wir gehen davon aus, dass in der Schätzung berücksichtigt ist, dass die Vorlage im 
Kanton Zürich, der etwa einen Fünftel der Volumina beisteuert, gar keine finanziellen 
Auswirkungen hätte (s. auch Ziff. 6b der Vernehmlassungsvorlage).

Alle aus der Revision resultierenden Mehrkosten, die wir - wie bereits erwähnt - als höher 
einschätzen als der erläuternde Bericht, werden schliesslich die Arbeitgeber tragen müssen.

Vielen Dank für die Kenntnisnahme unserer Einwände. Wir bitten Sie um Berücksichtigung.

Freundliche Crûsse

Fageba und FAK Basler KMU

Philipp Spichty 
Geschäftsführer

Gabriel Barell
Direktor Gewerbeverband Basel-Stadt
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Bundesamt für Sozialversicherungen BSV 
Geschäftsfeld Familie,  
Generationen und Gesellschaft 
Bereich Familienfragen 
Effingerstrasse 20 
3003 Bern 
 

 

Zürich, 29. Januar 2018 

 

Stellungnahme zur Vernehmlassung über die Änderung des Bundesgesetzes 
über die Familienzulagen (FamZG) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

GastroSuisse, der grösste gastgewerbliche Arbeitgeberverband für Hotellerie und Restauration mit 
rund 20'000 Mitgliedern (Hotels, Restaurants, Cafés, Bars etc.) in allen Landesgegenden, organisiert 
in 26 Kantonalsektionen und vier Fachgruppen, nimmt im Vernehmlassungsverfahren zur Änderung 
des Bundesgesetzes über die Familienzulagen (FamZG) gerne wie folgt Stellung:  

Kosten für Arbeitgeber steigen 

Eine der vorgeschlagenen Neuregelungen betrifft den Zeitpunkt, ab dem die Eltern Ausbildungs- statt 
Kinderzulagen für ihre Kinder erhalten. Zukünftig sollen den Eltern die Ausbildungszulagen nicht erst 
dann ausbezahlt werden, wenn ihre Kinder das 16. Lebensjahr vollendet haben, sondern bereits dann, 
wenn sich die Kinder in einer nachobligatorischen Ausbildung befinden und das 15. Lebensjahr 
vollendet haben. Da die Ausbildungszulagen höher ausfallen als die Kinderzulagen und nun früher als 
bisher ausgerichtet werden sollen, führen die vorgesehenen Neuregelungen dazu, dass die Kosten für 
die Familienzulagen insgesamt steigen. Die jährlichen Mehrausgaben werden im erläuternden Bericht 
auf 16 Millionen Franken geschätzt, welche fast ausschliesslich von den Arbeitgebern getragen 
werden müssten. Deshalb wird im erläuternden Bericht zu Recht festgehalten, dass die Beitragssätze 
der Arbeitgeber steigen können.  

Vor einem Leistungsausbau muss Finanzierung besser geregelt werden 

Obwohl die jährlichen Mehrausgaben von 16 Millionen Franken nur einen kleinen Teil der 
Gesamtkosten ausmachen und deshalb die Beitragssätze nur geringfügig steigen würden, ist das 
System der Familienzulagen mit einem grundsätzlichen Problem konfrontiert, welches zuerst behoben 
werden muss, bevor eine zusätzliche Belastung der Unternehmen in Kauf genommen werden kann. 
Denn die Beitragssätze der Familienausgleichskassen können je nach Branche und Kanton erheblich 
schwanken. Die Spannweite liegt zwischen 0.1 und 3.6 Prozent des AHV-pflichtigen Lohnes. Vor 
allem Ausgleichskassen aus Branchen mit tiefen Lohnsummen und einer hohen Teilzeiterwerbs-Quote 
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sind mit einem tiefen Beitragssubstrat konfrontiert und müssen die Familienzulagen mit hohen 
Beitragssätzen finanzieren. Dagegen können Familienausgleichskassen mit gutverdienenden 
Versicherten tiefe Beitragssätze festlegen.  

Die Mehrausgaben von 16 Millionen Franken werden diese enormen Unterschiede bei den 
Beitragssätzen noch weiter vergrössern, da die Ausgleichskassen mit tiefen Lohnsummen ihre 
Beitragssätze stärker erhöhen werden müssen als die Ausgleichskassen mit gutverdienenden 
Versicherten. Ausserdem ist im Rahmen der Steuervorlage 17 eine Erhöhung der Familienzulagen 
vorgesehen, wodurch diese Ungleichheit zwischen den Branchen und Ausgleichskassen zukünftig 
noch grösser sein wird. Diese Unterschiede bei den Beitragssätzen können nur durch einen 
zwingenden Lastenausgleich zwischen den einzelnen Ausgleichskassen innerhalb eines Kantons 
beseitigt werden. Heute kennen jedoch nur 16 Kantone einen solchen Lastenausgleich. Zwar werden 
die Mindestleistungen und weitere wichtige Vorgaben zu den Familienzulagen auf Bundesebene 
geregelt, nicht aber die Beitragssätze und der Lastenausgleich. Das führt zu unterschiedlichen 
Umsetzungen in den Kantonen, weshalb auch nur 16 Kantone einen Lastenausgleich eingeführt 
haben. Aus diesen Gründen braucht es eine Regelung auf Bundesebene, die einen innerkantonalen 
Lastenausgleich zwischen den einzelnen Ausgleichskassen für alle Kantone zwingend vorschreibt, 
bevor weitere Massnahmen zulasten der Unternehmen beschlossen werden. 

GastroSuisse unterstützt eine Regelung auf Bundesebene, die einen innerkantonalen Lastenausgleich 
zwischen den einzelnen Ausgleichskassen für alle Kantone zwingend vorschreibt, wie von der Motion 
Baumann (17.3860) „Familienzulagen. Für eine faire Lastenverteilung“ gefordert.  

 

 

Besten Dank für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

 

Freundliche Grüsse 

 

GastroSuisse 

 

      
Daniel Borner       Sascha Schwarzkopf 
Direktor            Leiter Wirtschaftspolitik   
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Vernehmlassung zur Änderung des Familienzulagengesetzes 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Berset, 
sehr geehrte Damen und Herren 

Juristinnen Schweiz – Femmes Juristes Suisse – Giuriste Svizzera – Giuristas Svizra (siehe 
www.lawandwomen.ch, nachfolgend: Juristinnen Schweiz) ist eine 2001 gegründete Berufs- und 
Vernetzungsorganisation der Schweizer Juristinnen. Es ist unserer Organisation ein Anliegen, die Stimme 
der Frauen, vor allem der Fachfrauen, die täglich mit dem Recht konfrontiert sind und zu vielen Fragen 
aus der Praxis und der Theorie heraus besondere Sensibilität und Kenntnisse entwickelt haben, im 
Gesetzgebungsverfahren einzubringen. Wir erlauben uns deshalb, zur oben genannten Vorlage innert 
der hierfür vorgesehenen Frist Stellung zu nehmen. 

Art. 3 Abs. 1 lit. b Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn 
Der Beginn des Anspruchs auf Ausbildungszulage soll nicht mehr vom Alter abhängen, sondern der 
Anspruch soll in Zukunft ab Antritt einer nachobligatorischen Ausbildung entstehen, auch wenn diese 
vor Vollendung des 16. Altersjahres (aber jedenfalls nach Vollendung des 15. Altersjahres) angetreten 
wird. Dies stellt eine Verbesserung dar, die zu begrüssen ist 

Art. 19  Gewährung von Kinderzulagen an arbeitslose Mütter, die Anspruch auf Leistungen der 
Mutterschaftsversicherung haben, sofern für das Kind keine andere anspruchsberechtigte Person 
gegeben ist 
Das Familienzulagengesetz geht grundsätzlich von einer Vielzahl von Anspruchsberechtigen aus, welche 
für das gleiche Kind Familienzulagen beziehen können. Steht der Anspruch auf Familienzulagen 
ausschliesslich der Mutter zu und war sie zum Zeitpunkt der Geburt erwerblos, so erhielt sie bis anhin 



 

keine Familienzulagen. Mit der vorliegenden Gesetzesänderung, wird dies korrigiert, was grundsätzlich 
befürwortet wird. Auch Kinder erwerbsloser Mütter sollen in den Genuss der Familienzulagen kommen, 
wenn keine andere anspruchsberechtigte Person diese Leistungen geltend machen kann. 

Leider gilt dieser Anspruch nur für die Zeit, während welcher sie Anspruch auf die 
Mutterschaftsversicherung haben, somit längstens für 14 Wochen oder dreieinhalb Monate, 
anschliessend gilt der Zuschlag zum Arbeitslosentaggeld, sofern dieses weiter ausgerichtet wird.  

Sämtliche Frauen, welche Anspruch auf die Leistungen der Mutterschaftsversicherung haben, haben nun 
während der Zeit der Mutterschaftsversicherung zusätzlich Anspruch auf die Familienzulagen für 
sämtliche Kinder, auch wenn keine andere anspruchsberechtigte Person gegeben ist. Diese Neuerung ist 
zu begrüssen. 

In den Unterlagen wird in diesem Zusammenhang von den «alleinstehenden» Müttern gesprochen. 
Dieser Begriff ist falsch gewählt, denn die Mutter kann sehr wohl in einer Partnerschaft leben (eventuell 
nicht im gleichen Haushalt), aus gewissen Gründen gibt es jedoch keine andere anspruchsberechtigte 
Person. In der heutigen Gesellschaft sind Menschen nicht alleinstehend, nur weil eine 
Vaterschaftsanerkennung fehlt oder sie nicht verheiratet sind. Mit der Wahl des Begriffs «alleinstehend» 
in der Botschaft wird unnötig das negativ besetzte Rollenbild der alleinstehenden Mutter zementiert. Die 
Juristinnen Schweiz befürworten eine sprachliche Gleichbehandlung von verschiedenen 
Lebensentwürfen, ohne Diskriminierung und Wertung der einzelnen Lebensentwürfe. Die Juristinnen 
Schweiz ersuchen um Offenheit bezüglich der vielfältigen Lebensentwürfe und diese auch in der 
sprachlichen Gestaltung zu zeigen. Die Sprache schafft Wirklichkeiten. 

Art. 21g Einführung einer Gesetzesgrundlage für die Unterstützung von Familienorganisationen. 
Die Voraussetzung, dass die Familienorganisation auf dem Gebiet der ganzen Schweiz oder im ganzen 
Gebiet einer Sprachregion tätig sein muss, um gefördert zu werden, ist mit Bezug auf die örtliche Distanz 
zwischen Tessins und den italienischsprachigen Tälern des Graubündens insbesondere im Bereich 
Begleitung, Beratung und Bildung problematisch. Hier könnte verwiesen werden, dass die 
Familienorganisation überkantonal bzw. überregional tätig sein soll. 

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

 
Freundliche Grüsse 

        
 
Dr. Alice Reichmuth Pfammatter    Regula Kolar 
Präsidentin       Geschäftsstellenleiterin 
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Consultation sur la modification de la loi sur les allocations familiales - LAFam 
 
 
 
Madame, Monsieur, 
 
 
Même si Pro Familia Vaud ne fait pas partie de la liste des organismes consultés sur cette thématique, 
nous prenons l’initiative d’y répondre malgré tout. En effet, le sujet concerne un aspect important 
de la politique familiale fédérale : les allocations familiales et le système de subventionnement des 
organismes faîtiers représentant les familles. 
 
En premier lieu, nous nous réjouissons des modifications proposées dans cette consultation qui 
permettront d’harmoniser les pratiques cantonales afin de mener une politique de soutien aux 
familles cohérente sur ce point et plus juste pour les mères seules au chômage. 
 
Ensuite, nous soutenons fermement la création d’une base légale pour le versement d’aides 
financières aux organismes représentant les familles à l’échelle d’une région linguistique ou 
nationale. 
 
Enfin, Pro Familia Vaud souscrit de manière générale à la réponse à la consultation rédigée par Pro 
Familia Suisse en date du 25 janvier 2018. 
 
En vous remerciant de l’intérêt porté à notre réponse, nous vous prions d’agréer, Madame, Monsieur, 
nos salutations distinguées. 
 
 
Christophe Barbezat  Michèle Theytaz Grandjean 
Président   Secrétaire générale 
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Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen (FamZG) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Als einer der grössten Frauendachverbände der Schweiz vertreten wir die Anliegen von rund 
58'000 Bäuerinnen und Landfrauen. Gerne nehmen wir zur oben erwähnten Gesetzesände-
rung Stellung. 
 
Zu den vorgeschlagenen Änderungen sind wir zu den 3 Stossrichtungen folgender Meinung: 
 
Ausbildungszulagen ab Ausbildungsbeginn 
Mit diesem Vorschlag sind wir einverstanden. Durch die frühere Einschulung kommen viele 
Jugendliche jünger in die Ausbildung und gerade zu Beginn einer Ausbildung sind die Ausla-
gen relativ hoch (Investitionen in Lehrbücher, Unterlagen etc.) Deshalb unterstützen wir 
diese Änderung. 
 
Familienzulagen für arbeitslose alleinstehende Mütter 
Aus unserer Sicht ist das Schliessen dieser sozialen Lücke schlichtweg ein Gebot der Zeit. 
Laut Ihren Ausführungen bedeutet diese Massnahme einen gut finanzierbaren Kostenan-
stieg, ist aber für die betroffenen Familien eine wichtige zusätzliche Einnahme, da viele die-
ser Familien knappe Geldmittel haben. Darum sind wir mit diesem Vorschlag einverstanden. 
 
Finanzhilfen an Familienorganisationen 
Wir begrüssen, dass diese Gesetzeslücke geschlossen wird. Aus unserer Sicht ist es wich-
tig, dass Organisationen, die das Ziel haben Familien zu unterstützen und zu stärken, durch 
den Bund unterstützt werden.  
 
Wir danken für die Möglichkeit der Stellungnahme und danken für die Kenntnisnahme. 
 
Freundliche Grüsse 
 
SCHWEIZERISCHER BÄUERINNEN UND LANDFRAUENVERBAND SBLV 

  
Christine Bühler Annekäthi Schluep-Bieri 
Präsidentin SBLV Präsidentin Kommission Familien und Sozialpolitik 

mailto:familienfragen@bsv.admin.ch














 

 

Bern, 15. März 2018 
 
Antwort auf die Vernehmlassung zur Änderung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen 
(FamZG) 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Die Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) ist der nationale Fachverband für Sozialhilfe. Im 
Auftrag ihrer Mitglieder gibt die SKOS Richtlinien zur Ausgestaltung und Bemessung der Sozialhilfe 
heraus. Zudem erarbeitet sie wissenschaftliche Grundlagen zur sozialen und beruflichen Integration 
von mittellosen Menschen und sie nimmt Stellung zu sozialpolitischen Fragen. 

Das Bundesgesetz über die Familienzulagen soll so geändert werden, dass Jugendliche bereits mit 
Erreichen des 15. Altersjahrs einen Anspruch auf Ausbildungszulagen erhalten können. So wird den 
höheren Kosten Rechnung getragen, die mit Beginn einer nachobligatorischen Ausbildung anfallen. 
Gemäss Angaben des Bundesamts für Statistik waren im Jahr 2016 rund 3846 Jugendliche im Alter 
von 15 Jahren auf Sozialhilfe angewiesen. Von diesen hat sich eine Mehrheit in Ausbildung 
befunden, weshalb die Erweiterung des Anspruchs auf Ausbildungszulagen für zahlreiche 
Jugendliche und deren Familien eine Entlastung bedeuten würde. Dies würde auch die Sozialhilfe 
entlasten. 

Ebenfalls begrüsst wird der Anspruch auf Kinderzulagen für arbeitslose Mütter, die Anspruch auf 
eine Mutterschaftsentschädigung haben. Gemäss Sozialhilfestatistik des BFS waren im Jahr 2016 
rund 63 Prozent der Alleinerziehenden nicht erwerbstätig. Alleinerziehende und deren Kinder 
machen einen grossen Anteil jener Personen aus, die auf Sozialhilfe angewiesen sind. Es sind fast 
ausschliesslich Frauen, die sich als Alleinerziehende um ihre Kinder kümmern. Die vorgesehene 
Erweiterung von Kinderzulagen bedeutet daher für viele Haushalte und auch die Sozialhilfe eine 
Entlastung. 

Freundliche Grüsse 

Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe 
SKOS – CSIAS – COSAS 
 
 
 
Therese Frösch, Co-Präsidentin    Markus Kaufmann, Geschäftsführer 

Per E-Mail 
familienfragen@bsv.admin.ch 
Bundesamt für Sozialversicherungen 
Bereich Familienfragen 
Effingerstrasse 20, 3003 Bern 

mailto:familienfragen@bsv.admin.ch


 

 

Berne, le 15 mars 2018 
 
Réponse à la procédure de consultation sur la modification de la loi fédérale sur les allocations 
familiales (LAFam) 

Madame, Monsieur, 

La Conférence suisse des institutions d’action sociale (CSIAS) est l’association professionnelle 
nationale de l’aide sociale. Sur mandat de ses membres, la CSIAS édite des normes relatives à la 
conception et au calcul de l’aide sociale. Par ailleurs, elle élabore des bases scientifiques en matière 
d’intégration sociale et professionnelle des personnes démunies et prend position sur des questions 
de politique sociale. 

La loi fédérale sur les allocations familiales doit être modifiée de sorte à ce que les jeunes puissent 
déjà prétendre à des allocations de formation au moment où ils atteignent l’âge de 15 ans. Cette 
démarche tient ainsi compte des coûts plus élevés encourus au début d’une formation 
postobligatoire. Selon les informations de l’Office fédéral de la statistique, quelque 3‘846 jeunes 
âgés de 15 ans dépendaient de l’aide sociale en 2016. Parmi ceux-ci, la majorité était en cours de 
formation, raison pour laquelle une extension du droit aux allocations de formation soulagerait de 
nombreux jeunes et leurs familles. Cette démarche déchargerait également l’aide sociale. 

Par ailleurs, la CSIAS salue l‘octroi d’allocations familiales aux mères seules au chômage bénéficiaires 
d’une allocation de maternité. Selon la statistique suisse des bénéficiaires de l’aide sociale de l’OFS, 
environ 63% des parents célibataires n’exerçaient pas d’activité lucrative en 2016. Les parents seuls 
et leurs enfants constituent une part importante des personnes tributaires de l’aide sociale. Il s’agit 
presque exclusivement de mères célibataires qui s’occupent seules de leurs enfants. L’extension 
prévue des allocations pour enfants représenterait donc une décharge pour de nombreux ménages, 
ainsi que l’aide sociale. 

Avec nos meilleures salutations 

Conférence suisse des institutions d’action sociale 
SKOS – CSIAS – COSAS 
 
 
 
Therese Frösch, Coprésidente    Markus Kaufmann, Secrétaire général 

Par Email 
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Secteur Questions familiales 
Effingerstrasse 20, 3003 Berne 
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Bern,	22.	März	2018	
	
	
Stellungnahme	von	alliance	F	zur	Änderung	des	Bundesgesetzes	über	die	Familienzulagen	
	
Sehr	geehrter	Herr	Bundespräsident	
Sehr	geehrte	Damen	und	Herren	
	
Alliance	F	zählt	154	Mitgliederverbände	und	400	Einzelmitglieder.	Damit	vertritt	Alliance	F	die	
politischen	Interessen	von	400‘000	Frauen	in	der	Schweiz.	Wir	setzen	uns	aktiv	für	die	
Gleichstellung	von	Frau	und	Mann	und	für	bessere	Rahmenbedingungen	beider	Geschlechter	in	
der	Erwerbstätigkeit	ein.	Wir	danken	Ihnen	deshalb	für	die	Gelegenheit,	zur	Änderung	des	
Bundesgesetzes	über	die	Familienzulagen	(Ausbildungszulagen	ab	Ausbildungsbeginn,	
Familienzulagen	für	arbeitslose	alleinstehende	Mütter	und	Finanzhilfen	an	
Familienorganisationen)	Stellung	zu	nehmen.	
	
Familienzulagen	für	arbeitslose	alleinstehende	Mütter	
Nach	geltendem	Recht	haben	arbeitslose	alleinstehende	Mütter	keinen	Anspruch	auf	
Familienzulagen	während	des	Bezugs	der	Mutterschaftsentschädigung,	wenn	der	Vater	oder	eine	
andere	Person	Anspruch	auf	Familienzulagen	geltend	machen	kann.	Das	ist	dann	ein	Problem,	
wenn	das	Kind	vom	Vater	nicht	anerkannt	wurde	oder	wenn	der	Aufenthaltsort	des	Vaters	
unbekannt	ist.	Daher	soll	diesen	Müttern	neu	ein	Anspruch	auf	Familienzulagen	für	
Nichterwerbstätige	während	des	Bezugs	der	Mutterschaftsentschädigung	gewährt	werden.	Damit	
wird	dem	Prinzip	nachgelebt,	dass	für	jedes	Kind	eine	Familienzulage	ausgerichtet	wird.	Die	
finanziellen	Auswirkungen	sind	dabei	vernachlässigbar	(gemäss	dem	Erläuternden	Bericht	jährlich	
ca.	Fr.	100‘000).	
	
Alliance	F	begrüsst	diesen	Revisionspunkt.	
	
Ausbildungszulagen	ab	Ausbildungsbeginn	
Nach	geltendem	Recht	erhalten	Eltern	Ausbildungszulagen	erst	dann,	wenn	ihre	Kinder	das	16.	
Altersjahr	vollendet	haben.	Wegen	des	früheren	Einschulungsalters	(HarmoS-Konkordat)	gibt	es	
jedoch	viele	Fälle,	in	denen	Kinder	schon	vor	dem	16.	Altersjahr	eine	nachobligatorische	
Ausbildung	beginnen.	Die	geltende	fixe	Altersgrenze	für	Ausbildungszulagen	führt	daher	zu	
Ungleichbehandlungen,	die	nicht	sachgerecht	sind.	
	
Ausbildungszulagen	für	Jugendliche	sollen	daher	künftig	ab	dem	Zeitpunkt	des	Beginns	der	
nachobligatorischen	Ausbildung	ausgerichtet	werden.	Alliance	F	begrüsst	diesen	Revisionspunkt.	
	
	



	 	 	
	

alliance	F	Geschäftsstelle:	Waisenhausplatz	30,	Atelier	010,	3011	Bern,	079	405	45	63,	
office@alliancef.ch,	www.alliancef.ch	

	
	
Finanzhilfen	an	Familienorganisationen	
Seit	1949	werden	Subventionen	an	Familienorganisationen	unmittelbar	gestützt	auf	die	
Bundesverfassung	ausgerichtet.	Für	die	laufende	Vertragsperiode	(2016-2019)	betrifft	das	den	
Dachverband	Pro	Familia	Schweiz,	den	Verband	Kinderbetreuung	Schweiz	(kibesuisse),	die	
Schweizerische	Stiftung	des	Internationalen	Sozialdienstes	(SSI),	den	Verein	pro	enfance	sowie	den	
Verein	a:primo.	Aus	rechtsstaatlicher	Sicht	ist	es	richtig,	dass	für	diese	Unterstützung	eine	
ordentliche	gesetzliche	Grundlage	geschaffen	wird.	Wie	bisher	sollen	die	Finanzhilfen	
ausschliesslich	gesamtschweizerischen	bzw.	in	einer	ganzen	Sprachregion	tätigen	
Familienorganisationen	gewährt	werden,	die	gemeinnützig,	konfessionell	neutral	und	
parteipolitisch	unabhängig	sind.	Unverändert	ist	auch,	dass	die	Finanzhilfen	über	das	ordentliche	
Budget	des	Bundes	finanziert	werden.	
	
Gemäss	Vorlage	sollen	die	Finanzhilfen	in	Zukunft	in	zwei	Bereichen	gewährt	werden:	Zum	einen	
in	der	Begleitung,	Beratung	und	Bildung	von	Familien	und	zum	anderen	in	der	Förderung	der	
Vereinbarkeit	von	Familie	und	Erwerbstätigkeit	oder	Ausbildung.	Die	alliance	F	begrüsst	diesen	
Revisionspunkt.	Wir	sind	der	Ansicht,	dass	bei	der	Ausrichtung	der	Finanzhilfe	der	Schwerpunkt	
primär	auf	die	bessere	Vereinbarkeit	von	Familie	und	Erwerbstätigkeit	oder	Ausbildung	zu	legen	
ist.	
	
Wir	danken	Ihnen	für	die	Berücksichtigung	unserer	Anliegen	und	stehen	Ihnen	für	Rückfragen	
gerne	zur	Verfügung.		
	
Mit	freundlichen	Grüssen	

																							 																														
Die	Präsidentinnen	der	Alliance	F	
Nationalrätin	Maya	Graf	und	Nationalrätin	Kathrin	Bertschy	
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Réponse à la consultation sur la modification de la loi sur les 

allocations familiales 
 

 

La fédération des associations de parents d’élèves de la Suisse Romande et du Tessin (FAPERT) 

remarque que cette modification de la loi sur les allocations familiales répond aux attentes des parents 

concernant l’avancement du droit aux allocations familiales dès l’entrée en formation ainsi qu’aux 

associations faîtière telle que la nôtre pour les aides financières allouées. 

 

Nous souhaiterions un ajout de terme : 

 

Art. 21f  But et domaine d’encouragement 

Dans la limite des crédits accordés, la Confédération peut octroyer aux organisations familiales des 

aides financières pour soutenir leurs activités en faveur des familles dans les domaines suivants : 

a. Accompagnement, conseil, formation et information ; 

b. Conciliation entre vie familiale et activité professionnelle ou formation 

 

 

Nous vous remercions pour votre attention et espérons que notre demande sera prise en compte. 

 

 

 

 

Pour le comité FAPERT 

Desaules Annycée 
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